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Brandenburgische Landeswahlverordnung 
(BbgLWahlV) 

Vom 19. Februar 2004 

Auf Grund des § 50 des Brandenburgischen Landeswahlgeset­
zes vom 2. März 1994 (GVBl. I S. 38), der durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. November 2003 (GVBl. I S. 278) geändert 
worden ist, verordnet der Minister des Innern im Einverneh­
men mit dem Hauptausschuss des Landtages: 
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Abschnitt 1 
Wahlorgane 

§ 1 
Landeswahlleiter 

Das Ministerium des Innern macht die Namen des Landes­
wahlleiters und seines Stellvertreters sowie die Anschriften ih­
rer Dienststellen mit Telekommunikationsanschlüssen im 
Amtsblatt für Brandenburg öffentlich bekannt. 

§ 2 
Kreiswahlleiter 

(1) Sobald die Wahlkreise und der Tag der Hauptwahl festste­
hen, fordert der Landeswahlleiter den Kreisausschuss des zu­
ständigen Kreistages oder den Hauptausschuss der zuständigen 
Stadtverordnetenversammlung auf, innerhalb einer angemesse­
nen Frist für jeden auf dem jeweiligen Gebiet gelegenen Wahl­
kreis eine wahlberechtigte Person als Kreiswahlleiter und eine 
weitere wahlberechtigte Person als dessen Stellvertreter vorzu­
schlagen. Sollen gemäß § 10 Abs. 2 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes für mehrere Wahlkreise eines Landkreises 
oder einer kreisfreien Stadt ein gemeinsamer Kreiswahlaus­
schuss gebildet und ein gemeinsamer Kreiswahlleiter berufen 
werden, fordert der Landeswahlleiter den Kreisausschuss des 
zuständigen Kreistages oder den Hauptausschuss der zuständi­
gen Stadtverordnetenversammlung auf, ihm für diese Wahl­
kreise eine wahlberechtigte Person als gemeinsamen Kreis­
wahlleiter und eine weitere Person als dessen Stellvertreter vor­
zuschlagen. In den Fällen, in denen der Wahlkreis das Gebiet 
mehrerer Landkreise oder kreisfreier Städte berührt, fordert der 
Landeswahlleiter die Kreisausschüsse der zuständigen Kreista­
ge oder Hauptausschüsse der zuständigen Stadtverordnetenver­
sammlungen auf, ihm einen gemeinsamen Vorschlag zu unter­
breiten. 

(2) Nach Ablauf der Vorschlagsfrist beruft der Landeswahllei­
ter unverzüglich den Kreiswahlleiter und dessen Stellvertreter. 
Der Landeswahlleiter beruft nach eigenem Ermessen eine 
wahlberechtigte Person als Kreiswahlleiter, wenn 

1.	 in dem Fall des Absatzes 1 Satz 1 der Hauptausschuss oder 
Kreisausschuss für den betreffenden Wahlkreis keine wahl­
berechtigte Person als Kreiswahlleiter vorgeschlagen hat, 

2.	 in dem Fall des Absatzes 1 Satz 2 der Hauptausschuss oder 
Kreisausschuss für die betreffenden Wahlkreise keine 
wahlberechtigte Person als gemeinsamen Kreiswahlleiter 
vorgeschlagen hat, 

3.	 in dem Fall des Absatzes 1 Satz 3 die Hauptausschüsse 
oder Kreisausschüsse keinen gemeinsamen Vorschlag 
unterbreitet haben. 

Satz 2 gilt für die Berufung des Stellvertreters des Kreiswahl­
leiters entsprechend. 

(3) Der Landeswahlleiter macht die Namen der Kreiswahlleiter 
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und deren Stellvertreter sowie die Anschriften ihrer Dienststel­
len mit Telekommunikationsanschlüssen öffentlich bekannt. 

(4) Die Kreiswahlleiter und deren Stellvertreter üben ihr Amt 
auch nach der Hauptwahl, längstens bis zum Ablauf der Wahl­
periode, aus. 

§ 3 
Bildung der Kreiswahlausschüsse 

(1) Der Kreiswahlleiter fordert die in den jeweiligen Vertre­
tungskörperschaften vertretenen Parteien und politischen 
Vereinigungen auf, innerhalb einer angemessenen Frist 
wahlberechtigte Personen als Beisitzer des Kreiswahlausschus­
ses sowie für jeden Beisitzer einen Stellvertreter vorzuschla­
gen. In der Aufforderung, die als öffentliche Bekanntmachung 
ergehen kann, soll auf § 46 Abs. 3 und 4 des Brandenburgi­
schen Landeswahlgesetzes hingewiesen werden. 

(2) Nach Ablauf der Vorschlagsfrist beruft der Kreiswahlleiter 
unverzüglich die Beisitzer des Kreiswahlausschusses sowie für 
jeden Beisitzer einen Stellvertreter. Werden von den Parteien 
und politischen Vereinigungen nicht genügend wahlberechtigte 
Personen als Beisitzer und Stellvertreter vorgeschlagen, so be­
ruft der Kreiswahlleiter die weiteren Beisitzer und Stellver­
treter nach seinem Ermessen aus den Reihen der wahlberech­
tigten Personen. 

§ 4 
Tätigkeit der Wahlausschüsse 

(1) Die Wahlausschüsse verhandeln und entscheiden in öffent­
licher Sitzung. Ort, Zeit und Gegenstand der Sitzungen sind 
gemäß § 82 Abs. 6 vereinfacht bekannt zu machen mit dem 
Hinweis, dass jede Person Zutritt zu der Sitzung hat. Der Wahl­
leiter ist befugt, Personen, die die Ruhe und Ordnung stören, 
aus dem Sitzungsraum zu verweisen. 

(2) Der Wahlleiter bestimmt Ort und Zeit der Sitzungen. Er 
lädt die Beisitzer unter Angabe der Tagesordnung zu den Sit­
zungen und weist dabei auf die Vorschrift des § 13 Abs. 2 des 
Brandenburgischen Landeswahlgesetzes hin. Die Ladungen 
zu den Sitzungen sollen den Beisitzern mit einer Frist von 
mindestens 24 Stunden unter Übersendung der Tagesord­
nung zugehen. In den Fällen der erforderlichen Abänderung 
eines Beschlusses kann unter kürzerer Fristsetzung geladen 
werden. 

(3) Über jede Sitzung führt ein vom Wahlleiter zu bestimmen­
der Schriftführer eine Niederschrift. Der Schriftführer ist nur 
stimmberechtigt, wenn er zugleich Mitglied des Wahlaus­
schusses ist. Die Niederschrift ist vom Wahlleiter, von den Bei­
sitzern und von dem Schriftführer zu unterzeichnen. 

(4) Der Wahlleiter weist die Beisitzer und den Schriftführer 
auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres 
Amtes und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer 
amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten 
hin. 

§ 5 
Wahlvorsteher und Wahlvorstand 

(1) Vor jeder Wahl beruft die Wahlbehörde rechtzeitig für jeden 
Wahlbezirk den Wahlvorsteher, dessen Stellvertreter und drei 
bis fünf Beisitzer. Vor der Berufung der Beisitzer sollte die 
Wahlbehörde die in den Vertretungen der jeweiligen Gemein­
den vertretenen Parteien, politischen Vereinigungen und Wäh­
lergruppen auffordern, innerhalb einer angemessenen Frist 
wahlberechtigte Personen dieser Gemeinden als Beisitzer vor­
zuschlagen; § 3 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Nach Ablauf 
der Vorschlagsfrist beruft die Wahlbehörde unverzüglich die 
Beisitzer des Wahlvorstandes; § 3 Abs. 2 Satz 2 gilt entspre­
chend. Der Wahlvorsteher bestellt aus den Beisitzern den 
Schriftführer und dessen Stellvertreter. 

(2) Der Wahlvorsteher und sein Stellvertreter werden, wenn sie 
nicht schon für ihr Hauptamt verpflichtet sind, von der Wahlbe­
hörde vor Beginn der Wahlhandlung auf ihre Verpflichtung zur 
unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwie­
genheit über die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt 
gewordenen Angelegenheiten hingewiesen. 

(3) Die Wahlbehörde sorgt dafür, dass die Mitglieder des Wahl­
vorstandes vor der Wahl so über ihre Aufgaben unterrichtet 
werden, dass ein ordnungsgemäßer Ablauf der Wahlhandlung 
sowie eine ordnungsgemäße Ermittlung und Feststellung des 
Wahlergebnisses gesichert sind. 

(4) Die Mitglieder des Wahlvorstandes dürfen während ihrer 
Tätigkeit kein auf eine politische Überzeugung hinweisendes 
Zeichen sichtbar tragen. 

(5) Der Wahlvorstand wird von der Wahlbehörde oder in ihrem 
Auftrag vom Wahlvorsteher einberufen. Er tritt am Wahltage 
rechtzeitig vor Beginn der Wahlzeit im Wahllokal zusammen. 

(6) Der Wahlvorstand sorgt für die ordnungsgemäße Durchfüh­
rung der Wahl im Wahlbezirk. Der Wahlvorsteher leitet die Tä­
tigkeit des Wahlvorstandes. 

(7) Der Wahlvorstand verhandelt und entscheidet in öffent­
licher Sitzung. 

(8) Während der Wahlhandlung müssen immer mindestens 
drei Mitglieder des Wahlvorstandes, darunter der Wahlvor­
steher und der Schriftführer oder ihre Stellvertreter, anwe­
send sein. Bei der Ermittlung und Feststellung des Wahler­
gebnisses sollen alle Mitglieder des Wahlvorstandes anwe­
send sein. 

(9) Der Wahlvorstand ist beschlussfähig 

1.	 während der Wahlhandlung, wenn mindestens drei Mitglie­
der, 

2.	 bei der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses, 
wenn mindestens fünf Mitglieder, 

darunter jeweils der Wahlvorsteher und der Schriftführer oder 
ihre Stellvertreter, anwesend sind. Fehlende Beisitzer kann der 
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Wahlvorsteher durch wahlberechtigte Personen ersetzen. Dies 
muss geschehen, wenn es mit Rücksicht auf die Beschlussfä­
higkeit des Wahlvorstandes erforderlich ist; sie sind vom Wahl­
vorsteher entsprechend Absatz 2 auf ihre Verpflichtung zur un­
parteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwie­
genheit über die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt 
gewordenen Angelegenheiten hinzuweisen. 

(10) Bei Bedarf stellt die Wahlbehörde dem Wahlvorstand die 
erforderlichen Hilfskräfte zur Verfügung. 

§ 6 
Briefwahlvorsteher und Briefwahlvorstand 

Für die Briefwahlvorsteher und Briefwahlvorstände gilt § 5 
entsprechend mit folgenden Maßgaben: 

1.	 Bei der Bildung mehrerer Briefwahlvorstände nach § 10 
Abs. 1 Nr. 4 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes 
für einen Wahlkreis und bei der Bildung von Briefwahlvor­
ständen nach § 10 Abs. 4 des Brandenburgischen Landes­
wahlgesetzes für einzelne oder mehrere Gemeinden darf 
die Zahl der auf einen Briefwahlvorstand entfallenden 
Wahlbriefe nicht so gering sein, dass erkennbar wird, wie 
einzelne wahlberechtigte Personen gewählt haben; auf ei­
nen Briefwahlvorstand sollen mindestens 50 Wahlbriefe 
entfallen. 

2.	 Wie viel Briefwahlvorstände im Falle einer Anordnung 
nach § 10 Abs. 4 des Brandenburgischen Landeswahlgeset­
zes zu bilden sind, um das Ergebnis der Briefwahl noch am 
Wahltage feststellen zu können, entscheidet der Kreiswahl­
leiter. 

3.	 Wird im Rahmen einer Anordnung nach § 10 Abs. 4 des 
Brandenburgischen Landeswahlgesetzes für mehrere Ge­
meinden ein Briefwahlvorstand gebildet und sind mehrere 
Wahlbehörden für das Gebiet dieser Gemeinden zuständig, 
ist der Kreiswahlleiter verpflichtet, eine Wahlbehörde mit 
der Durchführung der Briefwahl zu betrauen. 

4.	 Die Mitglieder der Briefwahlvorstände für die einzel­
nen Wahlkreise sind nach Möglichkeit aus den wahl­
berechtigten Personen des jeweiligen Wahlkreises zu 
berufen, die am Sitz des Kreiswahlleiters wohnen, bei 
Bildung von Briefwahlvorständen für einzelne oder 
für mehrere Gemeinden nach Möglichkeit aus den 
wahlberechtigten Personen, die in den jeweiligen Ge­
meinden wohnen. 

5.	 Der Kreiswahlleiter macht Ort und Zeit des Zusammen­
tritts des Briefwahlvorstandes öffentlich bekannt, weist 
den Briefwahlvorsteher und seinen Stellvertreter auf ihre 
Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihrer Auf­
gaben und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer 
amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten 
hin, unterrichtet den Briefwahlvorstand über seine Aufga­
ben und beruft ihn ein; Entsprechendes gilt bei der Einset­
zung mehrerer Briefwahlvorstände für einen Wahlkreis. 
Werden Briefwahlvorstände für einzelne oder mehrere Ge­

meinden gebildet, nimmt die jeweilige Wahlbehörde oder 
die nach Nummer 3 bestimmte Wahlbehörde diese Aufga­
ben wahr. 

6. 	 Der Briefwahlvorstand ist beschlussfähig 

a)	 bei der Zulassung oder Zurückweisung der Wahlbrie­
fe nach § 72 Abs. 2, wenn mindestens drei Mitglie­
der, 

b)	 bei der Ermittlung und Feststellung des Briefwahler­
gebnisses nach § 72 Abs. 3, wenn mindestens fünf Mit­
glieder, 

darunter jeweils der Wahlvorsteher und der Schriftführer 
oder ihre Stellvertreter, anwesend sind. 

§ 7 
Beweglicher Wahlvorstand 

Für die Stimmabgabe in kleineren Krankenhäusern, kleineren 
Alten- und Pflegeheimen, Klöstern, sozialtherapeutischen An­
stalten und Justizvollzugsanstalten sowie gleichartigen Ein­
richtungen soll die Wahlbehörde bei entsprechendem Bedürf­
nis und soweit möglich bewegliche Wahlvorstände einsetzen. 
Der bewegliche Wahlvorstand besteht aus dem Wahlvorsteher 
des zuständigen Wahlbezirks oder seinem Stellvertreter und 
mindestens zwei Beisitzern des Wahlvorstandes. Die Wahlbe­
hörde kann auch den beweglichen Wahlvorstand eines anderen 
Wahlbezirks mit der Entgegennahme der Stimmzettel beauftra­
gen. 

§ 8 
Auslagenersatz und Erfrischungsgeld 

(1) Wahlleiter und ihre Stellvertreter, Beisitzer der Wahlaus­
schüsse und Mitglieder der Wahlvorstände erhalten, wenn sie 
außerhalb ihres Wohnortes tätig werden, Auslagenersatz für ih­
re Kosten entsprechend den Reisekostenregelungen. 

(2) Den Mitgliedern der Wahlausschüsse ist für die Teilnah­
me an einer nach § 4 einberufenen Sitzung und den Mit­
gliedern der Wahlvorstände und Briefwahlvorstände für 
den Tag der Wahl ein Erfrischungsgeld in Höhe von 13 Euro 
zu gewähren. Den Wahlvorstehern und den Briefwahlvorste­
hern ist ein Erfrischungsgeld von 18 Euro zu gewähren. Das 
Erfrischungsgeld ist auf ein Tagegeld nach Absatz 1 anzu­
rechnen. 

§ 9 
Geldbußen 

Geldbußen nach § 47 Abs. 1 Nr. 1 des Brandenburgischen Lan­
deswahlgesetzes fließen in die Kasse der Gemeinde, in deren 
Wählerverzeichnis die wahlberechtigte Person eingetragen ist 
oder hätte eingetragen werden müssen. Geldbußen nach § 47 
Abs. 1 Nr. 2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes flie­
ßen in die Kasse des Landes. 
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Abschnitt 2 
Vorbereitung der Wahl 

Unterabschnitt 1 
Wahlbezirke 

§ 10 
Allgemeine Wahlbezirke 

Die Wahlbezirke sollen nach den örtlichen Verhältnissen so ab­
gegrenzt werden, dass allen wahlberechtigten Personen die 
Teilnahme an der Wahl erleichtert wird. 

§ 11 
Sonderwahlbezirke 

(1) Für Krankenhäuser, Altenheime, Pflegeheime, Erholungs­
heime und gleichartige Einrichtungen mit einer größeren An­
zahl von wahlberechtigten Personen kann die Wahlbehörde bei 
entsprechendem Bedürfnis Sonderwahlbezirke zur Stimm­
abgabe für Wahlscheininhaber bilden. 

(2) Mehrere Einrichtungen können zu einem Sonderwahlbezirk 
zusammengefasst werden. 

Unterabschnitt 2 
Wählerverzeichnis 

§ 12 
Führung des Wählerverzeichnisses 

(1) Die Wahlbehörde legt vor jeder Wahl für jeden allgemeinen 
Wahlbezirk ein Verzeichnis der wahlberechtigten Personen 
nach Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt und Wohnung 
an. Das Wählerverzeichnis soll nach Möglichkeit im automati­
sierten Verfahren geführt werden. 

(2) Das Wählerverzeichnis wird unter fortlaufenden Nummern 
in der Buchstabenfolge der Familiennamen, bei gleichen Fami­
liennamen der Vornamen, angelegt. Es kann aber auch nach 
Ortsteilen, Straßen und Hausnummern gegliedert werden. Es 
enthält je eine Spalte für Vermerke über die Stimmabgabe und 
für Bemerkungen. Wird das Wählerverzeichnis mit Hilfe der 
automatischen Datenverarbeitung geführt, so sind der Anfangs­
bestand und alle Änderungen zu dokumentieren. 

(3) Die Wahlbehörde sorgt dafür, dass die Unterlagen für die 
Wählerverzeichnisse jederzeit so vollständig vorhanden sind, 
dass diese vor Wahlen rechtzeitig angelegt werden können. 

§ 13 
Eintragung der wahlberechtigten Personen 

in das Wählerverzeichnis 

(1) In das Wählerverzeichnis eines Wahlbezirks werden von 

Amts wegen alle wahlberechtigten Personen eingetragen, die 
am 35. Tage vor der Wahl (Stichtag) in dem Wahlbezirk nach 
den Vorschriften des Brandenburgischen Meldegesetzes ange­
meldet sind. 

(2) Eine wahlberechtigte Person mit Haupt- und Nebenwoh­
nung im Sinne des Brandenburgischen Meldegesetzes wird in 
das Wählerverzeichnis des Wahlbezirks eingetragen, in dem sie 
am 35. Tage vor der Wahl mit alleiniger Wohnung oder Haupt­
wohnung angemeldet ist. Eine wahlberechtigte Person, deren 
Hauptwohnung außerhalb des Landes liegt, wird am Ort der 
Nebenwohnung auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetra­
gen, wenn sie am Ort der Nebenwohnung einen ständigen 
Wohnsitz im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches hat. 

(3) Eine wahlberechtigte Person, die am Stichtag bei keiner 
Meldebehörde des Landes angemeldet ist, wird von Amts 
wegen in das Wählerverzeichnis des Wahlbezirks eingetragen, 
für den sie sich vor Abschluss des Wählerverzeichnisses an­
meldet. Die wahlberechtigte Person ist bei der Anmeldung über 
die Regelung des Satzes 1 zu belehren. 

(4) Verlegt eine wahlberechtigte Person, die nach den Absät­
zen 1 bis 4 in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, ihren 
ständigen Wohnsitz in eine andere Gemeinde des Landes und 
meldet sie sich in den Fällen der Absätze 1 bis 3 vor dem 
23. Tage vor der Wahl bei der Meldebehörde der Zuzugsge­
meinde an, so wird sie von Amts wegen in das Wählerverzeich­
nis der Zuzugsgemeinde eingetragen. Die Wahlbehörde der 
Zuzugsgemeinde benachrichtigt hiervon sofort die Wahlbehör­
de der Fortzugsgemeinde, die die wahlberechtigte Person in ih­
rem Wählerverzeichnis streicht. Die wahlberechtigte Person ist 
von der Meldebehörde der Zuzugsgemeinde über die Regelun­
gen der Sätze 1 und 2 zu belehren. Erhält die Wahlbehörde der 
Fortzugsgemeinde nachträglich eine Mitteilung über den Aus­
schluss vom Wahlrecht, benachrichtigt sie hiervon sofort die 
Wahlbehörde der Zuzugsgemeinde, die die betroffene Person 
in ihrem Wählerverzeichnis streicht; die betroffene Person ist 
von der Streichung zu unterrichten. 

(5) Verlegt eine wahlberechtigte Person, die nach den Absät­
zen 1 bis 3 in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, ihren 
ständigen Wohnsitz in einen anderen Wahlbezirk derselben Ge­
meinde, so ist dies für ihre Eintragung in das Wählerverzeich­
nis ohne Bedeutung. Die wahlberechtigte Person ist bei der An­
meldung über die Regelung des Satzes 1 zu belehren. Die Sät­
ze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn eine wahlberechtigte Per­
son, die nach den Absätzen 1 bis 3 in das Wählerverzeichnis 
eingetragen ist, ihren ständigen Wohnsitz in eine andere Ge­
meinde des Landes verlegt und sich in den Fällen der Absätze 1 
bis 3 nach dem 24. Tage vor der Wahl bei der Meldebehörde 
der Zuzugsgemeinde anmeldet. 

§ 14 
Verfahren für die Eintragung 

in das Wählerverzeichnis auf Antrag 

(1) Der Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis ist 
schriftlich oder als Erklärung zur Niederschrift bis spätestens 
zum 15. Tage vor der Wahl bei der zuständigen Wahlbehörde 
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zu stellen. Der Antrag muss Familienname, Vornamen, Tag der 
Geburt und die genaue Anschrift der wahlberechtigten Person 
enthalten. Die antragstellende Person hat der Wahlbehörde 
gegenüber zu versichern, dass sie bei keiner anderen Wahlbe­
hörde die Eintragung in das Wählerverzeichnis beantragt hat. 
Eine behinderte wahlberechtigte Person kann sich der Hilfe ei­
ner Person ihres Vertrauens bedienen; § 56 gilt sinngemäß. 

(2) In den Fällen des § 13 Abs. 2 Satz 2 hat die betroffene Per­
son in ihrem Antrag nach dem Muster der Anlage 1 der Wahl­
behörde gegenüber in geeigneter Weise glaubhaft zu machen, 
dass sie am Ort der Nebenwohnung einen ständigen Wohnsitz 
im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches hat. 

(3) Die Wahlbehörde entscheidet binnen drei Tagen über den 
Antrag. Die Entscheidung ist der antragstellenden Person so­
fort bekannt zu geben. Die Wahlbehörde hat den Antrag, dem 
sie nicht stattgibt, unverzüglich dem Kreiswahlleiter vorzule­
gen. 

(4) Wird dem Antrag nicht stattgegeben, so kann die antragstel­
lende Person innerhalb von zwei Tagen nach der Bekanntgabe 
der Entscheidung Beschwerde an den Kreiswahlleiter erheben. 
Die Beschwerde ist schriftlich oder als Erklärung zur Nieder­
schrift bei der Wahlbehörde zu erheben. Die Wahlbehörde hat 
die Beschwerde sofort dem Kreiswahlleiter vorzulegen. 

(5) Der Kreiswahlleiter entscheidet spätestens am fünften Tage 
vor der Wahl über die Beschwerde. Er hat dafür zu sorgen, dass 
die Wahlbehörde sofort im Besitz der Entscheidung ist. Die 
Entscheidung ist dem Beschwerdeführer durch die Wahlbehör­
de sofort mitzuteilen. 

(6) Eine wahlberechtigte Person, die am Ort der Nebenwohnung 
ihren ständigen Wohnsitz hat und deren Hauptwohnung außer­
halb des Landes liegt und die sich um einen Sitz im Landtag be­
wirbt, ist abweichend von Absatz 1 verpflichtet, den Antrag auf 
Eintragung in das Wählerverzeichnis bereits vor Ablauf der Ein­
reichungsfrist nach § 23 des Brandenburgischen Landeswahlge­
setzes zu stellen (48. Tag vor der Wahl, 18 Uhr). Die Wahlbe­
hörde entscheidet sofort über den Antrag; Absatz 3 Satz 2 gilt 
entsprechend. Wenn die antragstellende Person nach den Vor­
schriften des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes wählbar 
ist, hat die Wahlbehörde der wahlberechtigten Person, deren An­
trag sie stattgibt, sofort eine Wählbarkeitsbescheinigung nach 
dem Muster der Anlage 10 auszufertigen. Wird dem Antrag 
nicht stattgegeben, so kann die antragstellende Person innerhalb 
von zwei Tagen nach der Bekanntgabe der Entscheidung Be­
schwerde an den Kreiswahlleiter erheben; Absatz 4 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend. Der Kreiswahlleiter entscheidet rechtzeitig 
vor der Zulassung der Wahlvorschläge über die Beschwerde. 
Die Entscheidung ist dem Beschwerdeführer sofort mitzuteilen. 

§ 15 
Benachrichtigung der wahlberechtigten Personen 

(1) Spätestens am 28. Tage vor der Wahl benachrichtigt die 
Wahlbehörde jede wahlberechtigte Person, die im Wählerver­
zeichnis eingetragen ist, nach dem Muster der Anlage 2. Die 
Mitteilung (Wahlbenachrichtigung) soll enthalten 

1.	 den Familiennamen, den Vornamen (bei mehreren Vorna­
men den oder die Rufnamen) und die Wohnung der wahl­
berechtigten Person, 

2.	 die Angabe des Wahlbezirks und des Wahlkreises, 

3.	 die Angabe des Wahllokals, 

4.	 die Angabe der Wahlzeit, 

5.	 die Nummer, unter der die wahlberechtigte Person im 
Wählerverzeichnis eingetragen ist, 

6.	 die Aufforderung, die Wahlbenachrichtigung bei der Wahl 
mitzubringen und ein gültiges Personaldokument bereitzu­
halten, 

7.	 den Hinweis, dass die Wahlbenachrichtigung einen Wahl­
schein nicht ersetzt und daher nicht zur Wahl in einem an­
deren als dem angegebenen Wahllokal berechtigt, 

8.	 die Belehrung über die Beantragung eines Wahlscheins 
und die Übersendung von Briefwahlunterlagen. Sie muss 
mindestens Hinweise darüber enthalten, dass 

a)	 der Wahlscheinantrag nur auszufüllen ist, wenn die 
wahlberechtigte Person in einem anderen Wahlbezirk 
ihres Wahlkreises oder durch Briefwahl wählen will, 

b)	 der Wahlschein von einer anderen als der wahlberechtig­
ten Person nur beantragt werden kann, wenn die Berech­
tigung zur Antragstellung durch Vorlage einer schrift­
lichen Vollmacht nachgewiesen wird (§ 24 Abs. 2). 

Eine wahlberechtigte Person, die nach § 13 Abs. 2 Satz 2 und 
§ 14 auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen wird, er­
hält unverzüglich nach ihrer Eintragung die Wahlbenachrichti­
gung; dies gilt in den Fällen des § 13 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 
Satz 1 sinngemäß. 

(2) Auf der Rückseite der Wahlbenachrichtigung nach Absatz 1 
ist ein Vordruck für einen Antrag auf Erteilung eines Wahl­
scheins nach dem Muster der Anlage 3 aufzudrucken. Für den 
Mindestinhalt des Vordruckes ist das Muster der Anlage 3 maß­
gebend. Abweichungen in der Gestaltung sind zulässig. 

(3) Stellt der Landeswahlleiter fest, dass die fristgemäße Be­
nachrichtigung nach Absatz 1 infolge von Naturkatastrophen 
oder ähnlichen Ereignissen höherer Gewalt gestört ist, so kann 
er für das betroffene Gebiet von den Absätzen 1 und 2 abwei­
chende Regelungen zur Anpassung an besondere Verhältnisse 
treffen. Er macht die Gründe für die Störung, das betroffene 
Gebiet, die von ihm für den Einzelfall getroffenen Regelungen 
und die Art der Benachrichtigung in geeigneter Weise bekannt. 

§ 16 
Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das 

Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen 

Die Wahlbehörde macht spätestens am 31. Tage vor der Wahl 
öffentlich bekannt, 
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1.	 dass wahlberechtigten Personen, die in das Wählerver­
zeichnis eingetragen sind, bis spätestens zum 28. Tage vor 
der Wahl eine Wahlbenachrichtigung zugeht, 

2.	 bei welcher Stelle, wie lange und zu welchen Tageszeiten 
das Wählerverzeichnis gemäß § 17 Abs. 3 des Brandenbur­
gischen Landeswahlgesetzes eingesehen werden kann, 

3.	 dass jeder Bürger nach Maßgabe des § 17 Abs. 3 des Bran­
denburgischen Landeswahlgesetzes das Recht hat, die 
Richtigkeit seiner im Wählerverzeichnis eingetragenen 
personenbezogenen Daten zu überprüfen sowie das Wäh­
lerverzeichnis einzusehen, 

4.	 bei welcher Stelle, wie lange und zu welchen Tageszeiten 
sowie unter welchen Voraussetzungen gemäß den §§ 13 
und 14 Anträge auf Eintragung in das Wählerverzeichnis 
gestellt werden können, 

5.	 dass jede wahlberechtigte Person bei der Wahlbehörde bis 
zum 15. Tage vor der Wahl schriftlich oder durch Erklä­
rung zur Niederschrift Einspruch gegen das Wählerver­
zeichnis einlegen kann, 

6.	 bei welcher Wahlbehörde, in welcher Zeit Wahlscheine be­
antragt werden können, 

7.	 wie durch Briefwahl gewählt wird. 

§ 17 
Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 

Die Wahlbehörde sichert, dass das Wählerverzeichnis am Ort 
des Amtes oder der Gemeindeverwaltung gemäß § 17 Abs. 3 
des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes eingesehen wer­
den kann. Bei Führung des Wählerverzeichnisses im automati­
sierten Verfahren kann die Einsichtnahme auch durch ein Da­
tensichtgerät ermöglicht werden. Das Datensichtgerät darf nur 
von einem Bediensteten des Amtes oder der Gemeinde bedient 
werden. 

§ 18 
Einspruch gegen das Wählerverzeichnis 

(1) Der Einspruch gegen das Wählerverzeichnis nach § 18 Satz 1 
des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes kann die Aufnah­
me einer neuen Eintragung oder Streichung oder Berichtigung 
einer vorhandenen Eintragung zum Gegenstand haben. Soweit 
die behaupteten Tatsachen nicht offenkundig sind, hat der Ein­
spruchsführer die erforderlichen Beweismittel beizubringen. 
Die §§ 13 und 14 bleiben unberührt. 

(2) Die Wahlbehörde entscheidet binnen drei Tagen über den Ein­
spruch. Die Entscheidung ist dem Einspruchsführer unverzüglich 
bekannt zu machen. Einem Antrag auf Streichung einer Person 
darf im Regelfall erst stattgegeben werden, nachdem ihr Gelegen­
heit zur Äußerung gegeben worden ist. Die Wahlbehörde hat ei­
nen Einspruch, dem sie nicht stattgibt, mit den vorhandenen Be­
weismitteln unverzüglich dem Kreiswahlleiter vorzulegen. 

§ 19 
Beschwerde gegen die Entscheidung der Wahlbehörde 

(1) Die Beschwerde nach § 18 Satz 4 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes ist schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der Wahlbehörde einzulegen. Der Kreiswahlleiter entscheidet 
spätestens am fünften Tage vor der Wahl über die Beschwerde. 
Der Kreiswahlleiter hat dafür zu sorgen, dass die Wahlbehörde 
sofort im Besitz der Entscheidung ist. Die Entscheidung ist den 
Beteiligten durch die Wahlbehörde mitzuteilen und im Wähler­
verzeichnis zu vermerken. 

(2) Wird ein Dritter durch den Einspruch nachteilig betroffen, 
so hat die Wahlbehörde der betroffenen Person dieses sofort 
mitzuteilen. Eine dem Einspruch abhelfende Verfügung ist dem 
betroffenen Dritten sofort mitzuteilen. Der betroffene Dritte 
kann innerhalb von zwei Tagen nach Bekanntgabe der Ent­
scheidung der Wahlbehörde gegen eine solche Verfügung Be­
schwerde erheben; Absatz 1 gilt entsprechend. 

(3) Die §§ 13 und 14 bleiben unberührt. 

§ 20 
Berichtigung des Wählerverzeichnisses 

(1) Ab dem 27. Tage vor der Wahl ist die Eintragung oder Strei­
chung von Personen sowie die Vornahme von Änderungen im 
Wählerverzeichnis nur zulässig 

1.	 aufgrund eines rechtzeitigen Einspruchs gegen das Wäh­
lerverzeichnis, 

2.	 in den Fällen der §§ 13 und 14, 

3.	 von Amts wegen, wenn das Wählerverzeichnis offensicht­
lich unrichtig und unvollständig ist und die Mängel nicht 
Gegenstand eines Einspruchsverfahrens sind, 

4.	 in den in dieser Verordnung sonst genannten Fällen. 

(2) Eine Person darf im Regelfall erst von Amts wegen aus dem 
Wählerverzeichnis gestrichen werden (Absatz 1 Nr. 3), nach­
dem ihr Gelegenheit zur Äußerung gegeben worden ist. Die be­
troffene Person kann innerhalb von zwei Tagen nach Bekannt­
gabe der Streichung bei der Wahlbehörde Beschwerde erheben. 
Die Vorschrift des § 19 Abs. 1 findet mit der Maßgabe Anwen­
dung, dass der Kreiswahlleiter unverzüglich über die Be­
schwerde entscheidet. 

(3) Wird aufgrund eines Einspruchs gegen das Wählerverzeich­
nis oder nach Absatz 1 Nr. 3 entschieden, dass eine wahlberech­
tigte Person in das Wählerverzeichnis einzutragen ist, so wird 
sie nachgetragen; die wahlberechtigte Person erhält eine Wahl­
benachrichtigung. Wird entschieden, dass eine eingetragene 
Person nicht wahlberechtigt ist, so ist ihr Name zu streichen. 
Nachträge, Streichungen und alle sonstigen Entscheidungen 
sind in der Spalte „Bemerkungen“ zu erläutern und mit Datum 
und Unterschrift des vollziehenden Bediensteten, im automati­
sierten Verfahren an Stelle der Unterschrift mit einem Hinweis 
auf den verantwortlichen Bediensteten, zu versehen. 
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(4) Nach Abschluss des Wählerverzeichnisses (§ 21) sind Än­
derungen mit Ausnahme der in Absatz 1 Nr. 3 und in § 51 
Abs. 2 vorgesehenen Berichtigungen nicht mehr zulässig. 

§ 21 
Abschluss des Wählerverzeichnisses 

Die Wahlbehörde schließt das Wählerverzeichnis spätestens 
am Tage vor der Wahl, jedoch nicht früher als am dritten Tage 
vor der Wahl ab. Sie stellt dabei die Zahl der wahlberechtigten 
Personen des Wahlbezirks fest. Der Abschluss wird nach dem 
Muster der Anlage 4 beurkundet. Bei automatisierter Führung 
des Wählerverzeichnisses ist vor der Beurkundung ein Aus­
druck herzustellen. 

Unterabschnitt 3 
Wahlscheine 

§ 22 
Voraussetzungen für die Erteilung von Wahlscheinen 

(1) Eine wahlberechtigte Person, die in das Wählerverzeichnis 
eingetragen ist, erhält auf Antrag einen Wahlschein. 

(2) Eine wahlberechtigte Person, die nicht in das Wählerver­
zeichnis eingetragen ist, erhält auf Antrag einen Wahlschein, 
wenn 

1.	 sie nachweist, dass sie ohne Verschulden die Antragsfrist 
nach § 14 Abs. 1 Satz 1 oder die Einspruchsfrist nach § 18 
Satz 2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes ver­
säumt hat, 

2.	 ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der 
Antragsfrist nach § 14 Abs. 1 Satz 1 oder der Einspruchs­
frist nach § 18 Satz 2 des Brandenburgischen Landes­
wahlgesetzes entstanden ist, 

3.	 ihr Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden 
ist und die Wahlbehörde von der Feststellung erst nach Ab­
schluss des Wählerverzeichnisses erfahren hat. 

§ 23 
Zuständige Behörde, Form des Wahlscheins 

(1) Der Wahlschein wird von der Wahlbehörde erteilt, in deren 
Wählerverzeichnis die wahlberechtigte Person eingetragen ist 
oder hätte eingetragen werden müssen. 

(2) Der Wahlschein wird nach dem Muster der Anlage 5 erteilt. 

§ 24 
Wahlscheinanträge 

(1) Der Wahlschein kann schriftlich oder mündlich bei der 
Wahlbehörde beantragt werden. Die Schriftform gilt außer in 

den Fällen des Absatzes 2 auch durch Telegramm, Fernschrei­
ben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare 
Übermittlung in elektronischer Form als gewahrt, wenn der 
Antrag auch den Tag der Geburt der antragstellenden Person 
enthält. Eine fernmündliche Antragstellung ist unzulässig. Eine 
behinderte wahlberechtigte Person kann sich bei der Antrag­
stellung der Hilfe einer Person ihres Vertrauens bedienen; § 56 
gilt entsprechend. 

(2) Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu 
berechtigt ist. 

(3) Wahlscheine können bis zum zweiten Tage vor der Wahl, 
18 Uhr, beantragt werden. In den Fällen des § 22 Abs. 2 kön­
nen Wahlscheine noch bis zum Wahltage, 15 Uhr, beantragt 
werden. Gleiches gilt, wenn bei nachgewiesener plötzlicher Er­
krankung das Wahllokal nicht oder nur unter nicht zumutbaren 
Schwierigkeiten aufgesucht werden kann; in diesem Falle hat 
die Wahlbehörde den für den Wahlbezirk zuständigen Wahlvor­
steher rechtzeitig von der Erteilung des Wahlscheins zu unter­
richten. 

(4) Verspätet eingegangene schriftliche Anträge sind unbear­
beitet mit den dazugehörigen Briefumschlägen zu verpacken 
und aufzubewahren, bis ihre Vernichtung zugelassen ist. 

§ 25 
Erteilung von Wahlscheinen 

(1) Wahlscheine dürfen frühestens am 23. Tage vor der Wahl 
erteilt werden. 

(2) Der Wahlschein muss von dem mit der Erteilung beauftrag­
ten Bediensteten eigenhändig unterschrieben werden und mit 
dem Dienstsiegel versehen sein. Das Dienstsiegel kann einge­
druckt werden. Wird der Wahlschein im automatisierten Ver­
fahren erstellt, kann abweichend von Satz 1 die Unterschrift 
fehlen; stattdessen kann der Name des beauftragten Bedienste­
ten eingedruckt werden. 

(3) Ergibt sich aus dem Antrag nicht, dass die wahlberechtigte 
Person vor einem Wahlvorstand wählen will, so sind dem 
Wahlschein folgende Unterlagen beizufügen: 

1.	 ein amtlicher Stimmzettel des Wahlkreises, 

2. ein amtlicher Wahlumschlag, 

3.	 ein amtlicher Wahlbriefumschlag und 

4.	 ein Merkblatt zur Briefwahl. 

Die wahlberechtigte Person kann diese Unterlagen nachträg­
lich bis spätestens am Wahltage, 15 Uhr, anfordern. 

(4) Auf dem Wahlbriefumschlag sind anzugeben: 

1.	 die vollständige Anschrift, an die der Wahlbrief zu über­
senden ist, 
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2.	 die Bezeichnung der Wahlbehörde, die den Wahlschein 
ausgestellt hat, 

3.	 die Nummer des Wahlscheins, 

4.	 die Nummer des Wahlkreises, es sei denn, sie lässt sich aus 
den in den Nummern 1 bis 3 genannten Angaben ableiten, 

5.	 der Vermerk „Wahlbrief“. 

Der Wahlbriefumschlag ist von der Wahlbehörde freizuma­
chen; dies entfällt, wenn die wahlberechtigte Person bei per­
sönlicher Abholung der Briefwahlunterlagen die Briefwahl 
nach § 62 Abs. 5 an Ort und Stelle ausübt oder ihr die Brief­
wahlunterlagen an einen außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland liegenden Ort übersandt werden. 

(5) Der Wahlschein und die Briefwahlunterlagen dürfen ausge­
händigt werden an 

a)	 die wahlberechtigte Person persönlich, 

b)	 die von der wahlberechtigten Person zur Beantragung des 
Wahlscheins bevollmächtigte Person (§ 24 Abs. 2) und 

c)	 eine andere als die wahlberechtigte oder bevollmächtigte 
Person nur dann, wenn die Berechtigung zur Empfangnah­
me durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewie­
sen wird. 

§ 24 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. Postsendungen sind von 
der Wahlbehörde freizumachen. Die Wahlbehörde übersendet 
der wahlberechtigten Person den Wahlschein und die 
Briefwahlunterlagen mit Luftpost, wenn sich aus dem Antrag 
ergibt, dass sie aus einem außereuropäischen Gebiet wählen 
will, oder wenn dieses sonst geboten erscheint. 

(6) Über die erteilten Wahlscheine führt die Wahlbehörde ein 
Verzeichnis, in dem die Fälle des § 22 Abs. 1 und 2 getrennt 
gehalten werden (allgemeines Wahlscheinverzeichnis). Das 
Verzeichnis wird als Liste oder Sammlung der Durchschriften 
der Wahlscheine geführt. Auf dem Wahlschein wird die Num­
mer eingetragen, unter der die wahlberechtigte Person in dem 
Verzeichnis vermerkt ist, sowie die Nummer, unter der die 
wahlberechtigte Person im Wählerverzeichnis geführt wird. 
Bei nicht in das Wählerverzeichnis eingetragenen wahlbe­
rechtigten Personen wird auf dem Wahlschein vermerkt, dass 
dessen Erteilung nach § 22 Abs. 2 erfolgt ist und welchem 
Wahlbezirk die wahlberechtigte Person zugeordnet wird. Wer­
den nach Abschluss des Wählerverzeichnisses noch Wahl­
scheine erteilt, so ist darüber ein besonderes Verzeichnis (zwei­
fach) nach den Sätzen 1 bis 3 zu führen (besonderes 
Wahlscheinverzeichnis). 

(7) Wird eine wahlberechtigte Person, die bereits einen Wahl­
schein erhalten hat, im Wählerverzeichnis gestrichen, so ist 
der Wahlschein von der Wahlbehörde für ungültig zu erklä­
ren. Die Wahlbehörde führt darüber ein Verzeichnis, in das 
der Name der wahlberechtigten Person und die Nummer des 
für ungültig erklärten Wahlscheins aufzunehmen ist; sie hat 
das Wahlscheinverzeichnis zu berichtigen. Die Wahlbehörde 

verständigt den Kreiswahlleiter, der alle Wahlvorstände des 
Wahlkreises über die Ungültigkeit des Wahlscheins unterrich­
tet. In den Fällen des § 37 Abs. 3 Satz 3 des Brandenburgi­
schen Landeswahlgesetzes ist im Wahlscheinverzeichnis und 
im Verzeichnis der für ungültig erklärten Wahlscheine in ge­
eigneter Form zu vermerken, dass die Stimme eines Wählers, 
der bereits an der Briefwahl teilgenommen hat, nicht ungültig 
ist. 

(8) Nach Abschluss des Wählerverzeichnisses übersendet die 
Wahlbehörde, sofern sie nicht selbst oder eine andere Wahlbe­
hörde für die Durchführung der Briefwahl zuständig ist, dem 
Kreiswahlleiter auf schnellstem Wege das Verzeichnis nach 
Absatz 7 Satz 2 und Nachträge zu diesem Verzeichnis oder eine 
Mitteilung, dass Wahlscheine nicht für ungültig erklärt worden 
sind, so rechtzeitig, dass sie dort spätestens am Wahltage, 
12 Uhr, eingehen. Ist eine andere Wahlbehörde nach § 6 Nr. 3 
mit der Durchführung der Briefwahl betraut worden, hat die 
Wahlbehörde das Verzeichnis und die Nachträge oder eine Mit­
teilung entsprechend Satz 1 der beauftragten Wahlbehörde zu 
übersenden. 

(9) Die Wahlbehörde übergibt das zweite Exemplar des beson­
deren Wahlscheinverzeichnisses dem Wahlvorsteher des zu­
ständigen Wahlbezirks. Sie teilt ihm in Fällen des § 24 Abs. 3 
Satz 2 und 3 die Ausgabe von Wahlscheinen ergänzend mit. 
Aus dem zweiten Exemplar des besonderen Wahlscheinver­
zeichnisses und der ergänzenden Mitteilung muss zu ersehen 
sein, ob die wahlberechtigte Person Briefwahlunterlagen erhal­
ten hat. Die Wahlbehörde verständigt den Wahlvorsteher fer­
ner, wenn an eine wahlberechtigte Person nach Absatz 3 Satz 2 
Briefwahlunterlagen nach Abschluss des Wählerverzeichnisses 
ausgegeben worden sind. 

(10) Verlorene Wahlscheine und Stimmzettel werden nicht er­
setzt. Versichert eine wahlberechtigte Person glaubhaft, dass 
ihr der beantragte Wahlschein oder Stimmzettel nicht zugegan­
gen ist, kann ihr bis zum Wahltage, 15 Uhr, ein neuer Wahl­
schein oder Stimmzettel ausgegeben werden; Absatz 7 Satz 1 
bis 3 und Absatz 9 gelten entsprechend. 

(11) Für den Ersatz verschriebener oder unbrauchbar geworde­
ner Stimmzettel, die nach Absatz 3 ausgegeben worden sind, 
gilt § 55 Abs. 7 entsprechend. 

§ 26 
Erteilung von Wahlscheinen an bestimmte 

Personengruppen 

(1) Die Wahlbehörde veranlasst spätestens am 13. Tage vor der 
Wahl die Leitungen der Einrichtungen, 

1.	 für die Sonderwahlbezirke gebildet worden sind, 

2.	 für deren wahlberechtigte Personen die Stimmabgabe vor 
einem beweglichen Wahlvorstand vorgesehen ist, 

die wahlberechtigten Personen, die sich in der Einrichtung be­
finden oder dort beschäftigt sind, darauf hinzuweisen, dass 
wahlberechtigte Personen, 
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a)	 die in den Wählerverzeichnissen von Wahlbehörden des 
Wahlkreises, in dem die Einrichtung gelegen ist, geführt 
werden, in der Einrichtung nur wählen können, wenn sie 
von der Wahlbehörde, in deren Wählerverzeichnis sie ein­
getragen sind, einen Wahlschein beschafft haben, 

b)	 die in den Wählerverzeichnissen anderer Wahlkreise ge­
führt werden, ihr Wahlrecht nur durch Briefwahl in ihrem 
Heimatwahlkreis ausüben können und sich dafür von der 
Wahlbehörde, in deren Wählerverzeichnis sie eingetragen 
sind, einen Wahlschein mit Briefwahlunterlagen beschaffen 
müssen. 

(2) Die Wahlbehörde veranlasst spätestens am 13. Tage vor der 
Wahl die in ihrem Gebiet stationierten Truppenteile, die wahl­
berechtigten Soldaten, die nicht in ihrem Zuständigkeitsbereich 
wohnen, im Sinne des Absatzes 1 zu verständigen. 

§ 27 
Vermerk im Wählerverzeichnis 

Hat eine wahlberechtigte Person nach § 22 Abs. 1 einen Wahl­
schein erhalten, so wird im Wählerverzeichnis in der Spalte für 
den Vermerk über die Stimmabgabe der Sperrvermerk „W“ 
eingetragen. Bei der Ausgabe von Briefwahlunterlagen wird 
der Vermerk „B“ hinzugefügt. Die Vermerke werden bis zum 
Abschluss des Wählerverzeichnisses durch die Wahlbehörde, 
nach diesem Zeitpunkt durch den Wahlvorsteher eingetragen. 

§ 28 
Beschwerde gegen die Versagung eines Wahlscheins 

Gegen die Versagung eines Wahlscheins kann die betroffene 
Person Beschwerde an den Kreiswahlleiter erheben; § 14 Abs. 4 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Die Entscheidung des Kreis­
wahlleiters über die Beschwerde ist unverzüglich zu treffen so­
wie dem Beschwerdeführer und der Wahlbehörde mitzuteilen. 

Unterabschnitt 4 
Wahlvorschläge 

§ 29 
Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

(1) Sobald die Wahlkreise und der Tag der Hauptwahl festste­
hen, fordert der Landeswahlleiter durch öffentliche Bekannt­
machung zur möglichst frühzeitigen Einreichung der Wahlvor­
schläge auf und weist auf die Voraussetzungen für die Einrei­
chung von Wahlvorschlägen nach § 21 Abs. 2 des Brandenbur­
gischen Landeswahlgesetzes hin. Er gibt bekannt, wo und bis 
zu welchem Zeitpunkt die Wahlvorschläge und die Beteili­
gungsanzeigen nach § 21 Abs. 2 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes eingereicht werden müssen, und weist auf 
die besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen nach 
§ 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des Brandenburgischen Landeswahlge­
setzes, auf die Bestimmungen über Inhalt und Form der Wahl­
vorschläge, auf die Anzahl der in bestimmten Fällen beizubrin­

genden Unterstützungsunterschriften und Bescheinigungen so­
wie auf die mit den Wahlvorschlägen vorzulegenden Erklärun­
gen, Niederschriften und Versicherungen hin. 

(2) Der Landeswahlleiter macht seine Feststellung nach § 21 
Abs. 2 Satz 1 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes un­
verzüglich öffentlich bekannt. 

§ 30 
Beteiligungsanzeige 

(1) Der Landeswahlleiter lädt die Vereinigungen, die ihre 
Beteiligung an der Wahl nach § 21 Abs. 2 des Brandenburgi­
schen Landeswahlgesetzes angezeigt haben, zu der Sitzung, in 
der über ihre Anerkennung als Partei oder politische Vereini­
gung für die Wahl entschieden wird. Er legt dem 
Landeswahlausschuss die Beteiligungsanzeigen vor und be­
richtet über das Ergebnis der Vorprüfung nach § 21 Abs. 3 
des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes. Vor der Be­
schlussfassung des Landeswahlausschusses sind die erschiene­
nen Beteiligten zu hören. 

(2) Hat eine Partei oder politische Vereinigung keinen Landes­
verband, so ist die Beteiligungsanzeige von den im Land beste­
henden nächstniedrigen Gebietsverbänden entsprechend der 
Vorschrift des § 21 Abs. 2 Satz 3 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes zu unterzeichnen. Die Unterschriften des 
einreichenden Vorstandes genügen, wenn er der Beteiligungs­
anzeige eine schriftliche, dem Satz 1 entsprechende Vollmacht 
der anderen beteiligten Vorstände beifügt. 

(3) Geben die Namen mehrerer Parteien oder politischer Verei­
nigungen oder deren Kurzbezeichnungen zu Verwechslungen 
Anlass, so fügt der Landeswahlausschuss dem Namen oder der 
Kurzbezeichnung einer dieser Parteien oder politischen Verei­
nigungen für die Wahl eine Unterscheidungsbezeichnung bei. 

(4) Der Landeswahlleiter gibt die Feststellung des Landeswahl­
ausschusses nach § 21 Abs. 5 Satz 2 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes im Anschluss an die Beschlussfassung un­
ter kurzer Angabe der Gründe bekannt. Er macht die Feststel­
lung des Landeswahlausschusses auch öffentlich bekannt. Über 
die Sitzung wird eine Niederschrift angefertigt. 

§ 31 
Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen 

(1) Der Landeswahlleiter hat die Anzeige nach § 22 Abs. 2 
Satz 2 Nr. 1 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes un­
verzüglich nach ihrem Eingang zu prüfen. Stellt er Mängel 
fest, so benachrichtigt er sofort die Landesvorstände der an 
dem Zusammenschluss beteiligten Parteien und politischen 
Vereinigungen und fordert sie auf, behebbare Mängel rechtzei­
tig zu beseitigen. Nach Ablauf der Anzeigefrist können nur 
noch Mängel an sich gültiger Anzeigen behoben werden. Eine 
gültige Anzeige liegt nicht vor, wenn 

1.	 die Form und Frist des § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des Bran­
denburgischen Landeswahlgesetzes nicht gewahrt ist, 
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2.	 die satzungsgemäßen Namen oder, sofern vorhanden, die 
satzungsgemäßen Kurzbezeichnungen der an dem Zu­
sammenschluss beteiligten Parteien oder politischen Verei­
nigungen fehlen, 

3.	 die nach § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes erforderlichen gültigen Unterschriften 
fehlen oder 

4.	 die Unterzeichner mangelhaft bezeichnet sind. 

Nach der Feststellung des Landeswahlausschusses über die An­
erkennung als Listenvereinigung (§ 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 des 
Brandenburgischen Landeswahlgesetzes) ist jede Mängelbesei­
tigung ausgeschlossen. Gegen Verfügungen des Landeswahl­
leiters im Mängelbeseitigungsverfahren können die Landes­
vorstände der an der Listenvereinigung beteiligten Parteien 
oder politischen Vereinigungen den Landeswahlausschuss an­
rufen. 

(2) Der Landeswahlleiter gibt die Feststellung des Landeswahl­
ausschusses nach § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 des Brandenburgi­
schen Landeswahlgesetzes im Anschluss der Beschlussfassung 
unter kurzer Angabe der Gründe bekannt. Er macht die Fest­
stellung des Landeswahlausschusses auch öffentlich bekannt. 
Über die Sitzung wird eine Niederschrift angefertigt. 

(3) Hat eine der an dem Zusammenschluss beteiligten Parteien 
oder politische Vereinigungen keinen Landesverband, so hat 
diese die Anzeige entsprechend der Regelung des § 30 Abs. 2 
Satz 1 zu unterzeichnen; § 30 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Die Anzeige nach § 22 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des Bran­
denburgischen Landeswahlgesetzes und die Beteiligungsanzei­
ge nach § 21 Abs. 2 des Brandenburgischen Landeswahlgeset­
zes sind möglichst gleichzeitig einzureichen. 

§ 32 
Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 

(1) Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 6 
eingereicht werden. Er muss enthalten 

1.	 den Familiennamen, den Vornamen (bei mehreren Vorna­
men den oder die Rufnamen), den Beruf oder die Tätigkeit, 
den Tag der Geburt, den Geburtsort und die Anschrift des 
Bewerbers, 

2.	 den satzungsgemäßen Namen und, sofern vorhanden, die 
satzungsgemäße Kurzbezeichnung der einreichenden Par­
tei oder politischen Vereinigung. 

Kreiswahlvorschläge von Listenvereinigungen enthalten ferner 
die satzungsgemäßen Namen und, sofern vorhanden, die sat­
zungsgemäßen Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Par­
teien und politischen Vereinigungen. Einzelbewerber führen an 
Stelle einer Bezeichnung nach Satz 2 Nr. 2 die Bezeichnung 
„Einzelbewerber“. 

(2) Der Kreiswahlvorschlag soll die Namen und die Anschrif­

ten der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver­
trauensperson enthalten. Es ist zulässig, als Vertrauensperson 
oder stellvertretende Vertrauensperson den Bewerber zu benen­
nen. 

(3) Kreiswahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini­
gungen sind von mindestens drei Mitgliedern des Landesvor­
standes, darunter dem Vorsitzenden oder einem Stellvertreter, 
persönlich und handschriftlich zu unterzeichnen. Hat die Partei 
oder politische Vereinigung keinen Landesverband, so ist der 
Kreiswahlvorschlag von den im Land bestehenden nächstnied­
rigen Gebietsverbänden entsprechend der Regelung des Sat­
zes 1 zu unterzeichnen. § 30 Abs. 2 Satz 2 gilt sinngemäß. 

(4) Kreiswahlvorschläge von Listenvereinigungen sind von den 
Landesvorständen der an ihr beteiligten Parteien und politi­
schen Vereinigungen entsprechend der Regelung des Absat­
zes 3 Satz 1 zu unterzeichnen. Hat eine an ihr beteiligte Partei 
oder politische Vereinigung keinen Landesverband, so gilt Ab­
satz 3 Satz 2 und 3 entsprechend. Der Kreiswahlvorschlag ei­
nes Einzelbewerbers ist von diesem oder der Vertrauensperson 
zu unterzeichnen. 

(5) Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 100 wahlbe­
rechtigten Personen unterzeichnet sein, so sind die Unterstüt­
zungsunterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 7 
unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen: 

1.	 Die Formblätter werden auf Anforderung vom Kreiswahl­
leiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung sind der Fa­
milienname, der Vorname (bei mehreren Vornamen der 
Rufname oder die Rufnamen) und die Anschrift des vorzu­
schlagenden Bewerbers anzugeben. Bei Kreiswahlvor­
schlägen von Parteien, politischen Vereinigungen oder Lis­
tenvereinigungen ist ferner deren Name und, sofern vor­
handen, deren Kurzbezeichnung anzugeben; bei Listenver­
einigungen sind auch die Namen und, sofern vorhanden, 
die Kurzbezeichnungen der an ihr Beteiligten anzugeben. 
Bei Einzelbewerbern ist die Bezeichnung „Einzelbewer­
ber“ anzugeben. Parteien und politische Vereinigungen ha­
ben zu bestätigen, dass der Bewerber bereits gemäß § 25 
des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes aufgestellt 
worden ist; Listenvereinigungen haben zu bestätigen, dass 
der Bewerber bereits gemäß § 22 Abs. 2 Nr. 3 des Branden­
burgischen Landeswahlgesetzes in Verbindung mit § 25 des 
Brandenburgischen Landeswahlgesetzes aufgestellt worden 
ist. Der Kreiswahlleiter hat die in den Sätzen 2 und 3 
genannten Angaben in den Formblättern zu vermerken. 

2.	 Die wahlberechtigten Personen, die einen Kreiswahlvor­
schlag unterstützen, müssen die Erklärung auf dem Form­
blatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben 
der Unterschrift sind Familienname, Vorname (bei mehre­
ren Vornamen der Rufname oder die Rufnamen), Tag der 
Geburt und Anschrift der Unterzeichner sowie der Tag der 
Unterzeichnung anzugeben. 

3.	 Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt (Anlage 7) 
oder gesondert nach dem Muster der Anlage 8 eine Be­
scheinigung der Wahlbehörde, bei der er im Wählerver­
zeichnis einzutragen ist oder werden müsste, beizufügen, 
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dass er am Tage der Unterzeichnung im betreffenden Wahl­
kreis wahlberechtigt ist. Gesonderte Bescheinigungen des 
Wahlrechts sind vom Träger des Kreiswahlvorschlages mit 
den Unterstützungsunterschriften zu verbinden. Wer für ei­
ne andere Person eine Bescheinigung des Wahlrechts bean­
tragt, muss nachweisen, dass diese Person den Kreis­
wahlvorschlag unterstützt. 

4.	 Eine wahlberechtigte Person darf nur einen Kreiswahlvor­
schlag unterzeichnen. Hat sie mehrere Kreiswahlvorschlä­
ge unterzeichnet, so ist ihre Unterschrift auf sämtlichen 
Kreiswahlvorschlägen ungültig. Der Kreiswahlleiter soll 
darauf hinwirken, dass ungültige Unterschriften innerhalb 
der Einreichungsfrist durch andere ersetzt werden. Die 
Unterzeichnung des Kreiswahlvorschlages durch den Be­
werber ist zulässig. 

5.	 Kreiswahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigun­
gen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach Aufstellung 
des Bewerbers durch eine Mitglieder- oder Delegiertenver­
sammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unter­
schriften sind ungültig. 

(6) Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen 

1.	 die Erklärung des Bewerbers nach dem Muster der Anla­
ge 9, dass er seiner Aufstellung zustimmt und für keinen 
anderen Kreiswahlvorschlag seine Zustimmung zur Benen­
nung als Bewerber gegeben hat, 

2.	 eine Bescheinigung der zuständigen Wahlbehörde nach 
dem Muster der Anlage 10, dass der vorgeschlagene Be­
werber wählbar ist, 

3.	 bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien, politischen Verei­
nigungen oder Listenvereinigungen eine Ausfertigung der 
in § 25 Abs. 6 Satz 1 des Brandenburgischen Landes­
wahlgesetzes bezeichneten Niederschrift über die Wahl des 
Bewerbers nach dem Muster der Anlage 11, die von dem 
Leiter der Versammlung und dem Schriftführer unterzeich­
net sein muss, 

4.	 bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien, politischen Verei­
nigungen oder Listenvereinigungen eine Versicherung an 
Eides statt nach § 25 Abs. 6 Satz 2 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes nach dem Muster der Anlage 12, die 
von dem Leiter der Versammlung und zwei von dieser be­
stimmten Versammlungsteilnehmern unterzeichnet sein 
muss, 

5.	 die erforderliche Anzahl von Unterstützungsunterschriften 
und Wahlrechtsbescheinigungen (Absatz 5 Nr. 1 bis 3), so­
fern der Kreiswahlvorschlag von mindestens 100 wahlbe­
rechtigten Personen des Wahlkreises unterzeichnet sein muss. 

(7) Wahlrecht und Wählbarkeit werden kostenfrei bescheinigt. 
Die Wahlbehörde darf für jede wahlberechtigte Person die 
Bescheinigung des Wahlrechts nur einmal zu einem Kreiswahl­
vorschlag erteilen; dabei darf sie nicht festhalten, für welchen 
Kreiswahlvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist. 
Wer für eine andere Person die Bescheinigung der Wählbarkeit 

einholt, muss auf Verlangen nachweisen, dass er dazu berech­
tigt ist. 

(8) Der Landesvorstand der Partei oder politischen Vereinigung 
kann für die Unterzeichnung ihres Kreiswahlvorschlages einen 
Bevollmächtigten bestimmen. Die Vollmacht, die entsprechend 
der Regelung des Absatzes 3 Satz 1 unterzeichnet sein muss, 
ist dem Kreiswahlvorschlag beizufügen. Absatz 3 Satz 2 und 
§ 30 Abs. 2 Satz 2 gelten sinngemäß. 

§ 33 
Vertrauenspersonen 

(1) Soweit im Brandenburgischen Landeswahlgesetz und in 
dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, sind nur die 
Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson, je­
de für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Kreis­
wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Die be­
sonders bestimmten Zuständigkeiten anderer Stellen im Zu­
sammenhang mit der Einreichung des Kreiswahlvorschlages 
bleiben unberührt. 

(2) Ist bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien oder politischen 
Vereinigungen, für die keine Unterstützungsunterschriften 
nach § 24 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 des Brandenburgischen Landes­
wahlgesetzes eingereicht werden müssen, keine Vertrauensper­
son angegeben, so gilt als solche der Landesvorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder in Fällen des § 32 Abs. 8 ihr 
Bevollmächtigter. Hat die Partei oder politische Vereinigung 
keinen Landesvorstand, so gilt als Vertrauensperson der Ge­
bietsverband, der den Kreiswahlvorschlag als erster unterzeich­
net hat, oder in dem Fall des § 30 Abs. 2 Satz 2 der einreichen­
de Gebietsverband.  

§ 34 
Vorprüfung der Kreiswahlvorschläge 

(1) Der Kreiswahlleiter vermerkt auf jedem Kreiswahlvor­
schlag Tag und bei Eingang am letzten Tage der Einreichungs­
frist außerdem die Uhrzeit des Eingangs und übersendet dem 
Landeswahlleiter sofort jeweils eine Ausfertigung. Der Kreis­
wahlleiter prüft unverzüglich, ob die eingegangenen Kreis­
wahlvorschläge vollständig sind und den Erfordernissen des 
Brandenburgischen Landeswahlgesetzes und dieser Verord­
nung entsprechen. Stellt er bei der Prüfung eines rechtzeitig 
eingegangenen Kreiswahlvorschlages Mängel fest, so verfährt 
er nach § 29 Abs. 1 Satz 2 des Brandenburgischen Landes­
wahlgesetzes. Die Aufforderung zur Beseitigung der Mängel 
ist aktenkundig zu machen. 

(2) Wird dem Landeswahlleiter oder Kreiswahlleiter bekannt, 
dass ein im Wahlkreis vorgeschlagener Bewerber noch in ei­
nem anderen Wahlkreis vorgeschlagen worden ist, so weist der 
Landeswahlleiter die für die Wahlvorschläge zuständigen 
Kreiswahlleiter, der Kreiswahlleiter den Landeswahlleiter und 
den für den anderen Wahlvorschlag zuständigen Kreiswahl­
leiter auf die Doppelbewerbung hin. 

(3) Ruft die Vertrauensperson des Kreiswahlvorschlages gegen 
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eine Verfügung des Kreiswahlleiters im Mängelbeseitigungs­
verfahren den Kreiswahlausschuss nach § 29 Abs. 4 des 
Brandenburgischen Landeswahlgesetzes an, so hat dieser un­
verzüglich über die Verfügung des Kreiswahlleiters zu ent­
scheiden. Der Vertrauensperson ist Gelegenheit zur Äußerung 
zu geben. 

§ 35 
Zulassung der Kreiswahlvorschläge 

(1) Der Kreiswahlleiter lädt die Vertrauenspersonen der Kreis­
wahlvorschläge zu der Sitzung, in der über die Zulassung der 
Kreiswahlvorschläge nach § 30 Abs. 1 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes entschieden wird. 

(2) Der Kreiswahlleiter legt dem Kreiswahlausschuss die ein­
gegangenen Kreiswahlvorschläge vor und berichtet ihm über 
das Ergebnis der Vorprüfung. 

(3) Der Kreiswahlausschuss prüft die eingegangenen Kreis­
wahlvorschläge und beschließt über ihre Zulassung oder Zu­
rückweisung. Vor einer Entscheidung ist der erschienenen Ver­
trauensperson des betroffenen Kreiswahlvorschlages Gelegen­
heit zur Äußerung zu geben. 

(4) Der Kreiswahlausschuss stellt die zugelassenen Kreiswahl­
vorschläge mit den in § 32 Abs. 1 bezeichneten Angaben fest. 

(5) Der Kreiswahlleiter gibt die Entscheidung des Kreiswahl­
ausschusses im Anschluss an die Beschlussfassung unter kur­
zer Angabe der Gründe bekannt und weist auf den zulässigen 
Rechtsbehelf nach § 30 Abs. 2 des Brandenburgischen Landes­
wahlgesetzes hin. 

(6) Über die Sitzung wird eine Niederschrift nach dem Muster
der Anlage 13 gefertigt; der Niederschrift sind die zugelasse­
nen Kreiswahlvorschläge in der vom Kreiswahlausschuss fest­
gestellten Fassung beizufügen. 

(7) Der Kreiswahlleiter übersendet dem Landeswahlleiter sofort 
eine Ausfertigung der Niederschrift und weist dabei auf ihm 
bedenklich erscheinende Entscheidungen besonders hin. Er ist 
verpflichtet, dem Landeswahlleiter auf Verlangen alle für die 
Einlegung der Beschwerde erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

§ 36 
Beschwerde gegen Entscheidungen 

des Kreiswahlausschusses 

(1) Die Beschwerde gegen eine Entscheidung des Kreiswahl­
ausschusses ist schriftlich oder durch Erklärung zur Nieder­
schrift beim Kreiswahlleiter einzulegen. Der Kreiswahlleiter 
hat seine Beschwerde beim Landeswahlleiter einzulegen. Die 
Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben oder 
Fernkopie als gewahrt. 

(2) Der Kreiswahlleiter unterrichtet auf schnellstem Wege den 
Landeswahlleiter über die bei ihm eingegangenen Beschwer­
den und verfährt nach dessen Anweisungen. 

(3) Der Landeswahlleiter lädt die Beschwerdeführer und die 
Vertrauenspersonen der betroffenen Kreiswahlvorschläge so­
wie die betreffenden Kreiswahlleiter zu der Sitzung des Lan­
deswahlausschusses, in der über die Beschwerden entschieden 
wird. Den Vertrauenspersonen ist Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 

(4) Der Landeswahlleiter gibt die Entscheidung des Landes­
wahlausschusses im Anschluss an die Beschlussfassung unter 
kurzer Angabe der Gründe bekannt. 

§ 37 
Bekanntmachung der Kreiswahlvorschläge 

Der Kreiswahlleiter ordnet die zugelassenen Kreiswahlvor­
schläge in der Reihenfolge, wie sie durch § 31 Abs. 3 des Bran­
denburgischen Landeswahlgesetzes und durch die Mitteilung 
des Landeswahlleiters nach § 41 Abs. 3 bestimmt ist, und 
macht sie spätestens am 27. Tage vor der Wahl öffentlich be­
kannt. Die Bekanntmachung enthält für jeden Kreiswahlvor­
schlag die in § 32 Abs. 1 bezeichneten Angaben; statt des Tages 
der Geburt ist jedoch jeweils nur das Geburtsjahr des Bewer­
bers anzugeben. 

§ 38 
Inhalt und Form der Landeslisten 

(1) Die Landesliste soll nach dem Muster der Anlage 14 einge­
reicht werden. Sie muss enthalten 

1.	 Familiennamen, Vornamen (bei mehreren Vornamen je­
weils den oder die Rufnamen), Beruf oder Tätigkeit, Tag 
der Geburt, Geburtsort und Anschrift der Bewerber, 

2.	 die nach § 25 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes 
zu bestimmende Reihenfolge der Bewerber, 

3.	 den satzungsgemäßen Namen und, sofern vorhanden, die 
satzungsgemäße Kurzbezeichnung der einreichenden Par­
tei oder politischen Vereinigung, 

4.	 in dem Fall, dass die einreichende Partei, politische Verei­
nigung oder Listenvereinigung als eine Vereinigung der 
Sorben (Wenden) zur Wahl antreten will, einen entspre­
chenden Hinweis. 

§ 32 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Die Landesliste ist entsprechend den Regelungen des § 32 
Abs. 3 und 4 Satz 1 und 2 zu unterzeichnen. 

(3) Die von § 24 Abs. 4 Satz 3 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes erfassten Parteien, politischen Vereini­
gungen und Listenvereinigungen haben die nach § 24 Abs. 4 
Satz 3 Nr. 2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes er­
forderliche Anzahl von Unterstützungsunterschriften auf amt­
lichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 15 zu er­
bringen. Die Formblätter werden auf Anforderung vom Lan­
deswahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung ist der 
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Name der Partei oder politischen Vereinigung, die die Lan­
desliste einreichen will, und, sofern vorhanden, ihre Kurzbe­
zeichnung, bei Listenvereinigungen ferner die Namen der an 
ihr Beteiligten und, sofern vorhanden, auch ihre Kurzbezeich­
nungen, anzugeben. Der Landeswahlleiter hat diese Angaben 
in den Formblättern zu vermerken. Für jeden Unterzeichner 
ist auf dem Formblatt (Anlage 15) oder gesondert nach dem 
Muster der Anlage 16 eine Bescheinigung der Wahlbehörde, 
bei der er im Wählerverzeichnis eingetragen ist oder werden 
müsste, beizufügen, dass er am Tage der Unterzeichnung im 
Land wahlberechtigt ist. Im Übrigen gilt § 32 Abs. 5 entspre­
chend. 

(4) Der Landesliste sind beizufügen

1.	 die Erklärungen der vorgeschlagenen Bewerber nach dem 
Muster der Anlage 17, dass sie ihrer Aufstellung zustim­
men und für keine andere Landesliste ihre Zustimmung zur 
Benennung als Bewerber gegeben haben, 

2.	 die Bescheinigungen der zuständigen Wahlbehörden nach 
dem Muster der Anlage 10, dass die vorgeschlagenen Be­
werber wählbar sind, 

3.	 eine Ausfertigung der in § 25 Abs. 6 Satz 1 des Branden­
burgischen Landeswahlgesetzes bezeichneten Nieder­
schrift über die Wahl der Bewerber einschließlich ihrer 
Reihenfolge nach dem Muster der Anlage 18, die von dem 
Leiter der Versammlung und dem Schriftführer unterzeich­
net sein muss, 

4.	 eine Versicherung an Eides statt gemäß § 25 Abs. 6 Satz 2 
des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes nach dem 
Muster der Anlage 19, die von dem Leiter der Versamm­
lung und zwei von dieser bestimmten Versammlungsteil­
nehmern unterzeichnet sein muss, 

5.	 die erforderliche Anzahl von Unterstützungsunterschriften 
und Wahlrechtsbescheinigungen (Absatz 3 Satz 5), sofern 
die Landesliste von mindestens 1 vom Tausend der Wahl­
berechtigten bei der letzten Landtagswahl, jedoch höch­
stens von 2 000 wahlberechtigten Personen unterzeichnet 
sein muss. 

(5) § 32 Abs. 7 und 8 sowie § 33 gelten entsprechend. 

§ 39 
Vorprüfung der Landeslisten 

(1) Der Landeswahlleiter vermerkt auf jeder Landesliste Tag 
und bei Eingang am letzten Tage der Einreichungsfrist außer­
dem die Uhrzeit des Eingangs. § 34 Abs. 1 Satz 2 bis 4 und 
Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Erhält eine Landesliste den Hinweis, dass die einreichende 
Partei, politische Vereinigung oder Listenvereinigung als eine 
Vereinigung der Sorben (Wenden) zur Wahl antreten will (§ 38 
Abs. 1 Nr. 4), unterrichtet der Landeswahlleiter unverzüglich 
den Präsidenten des Landtages über den Eingang der Landes­
liste. 

§ 40 
Zulassung der Landeslisten,


Feststellung der Landeslisten von Wahlvorschlagsträgern

der Sorben (Wenden)


(1) Der Landeswahlausschuss prüft die eingegangenen Landes­
listen und beschließt über ihre Zulassung oder Zurückweisung 
sowie über die Streichung von Bewerbern. Der Landeswahl­
ausschuss stellt die zugelassenen Landeslisten mit den in § 38 
Abs. 1 Satz 2 und 3 bezeichneten Angaben fest. Im Übrigen 
gelten die Vorschriften des § 35 Abs. 1, 2 und 3 Satz 2 ent­
sprechend. 

(2) Der Landeswahlausschuss stellt ferner spätestens am 
33. Tage vor der Wahl nach § 3 Abs. 1 Satz 3 des Brandenbur­
gischen Landeswahlgesetzes mit den in § 38 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 3 bezeichneten Angaben fest, welche Landeslisten von Par­
teien, politischen Vereinigungen oder Listenvereinigungen der 
Sorben (Wenden) eingereicht worden sind. Über die Sitzung 
wird eine Niederschrift gefertigt. Die Vorschriften des § 35 
Abs. 1, 2 und 3 Satz 2 finden sinngemäß Anwendung. 

(3) Der Landeswahlleiter gibt die Feststellungen des Landes­
wahlausschusses nach den Absätzen 1 und 2 im Anschluss an 
die Beschlussfassung unter kurzer Angabe der Gründe be­
kannt. 

(4) Der Niederschrift über die Sitzung des Landeswahlausschus­
ses nach Absatz 1 sind die zugelassenen Landeslisten in der vom 
Landeswahlausschuss festgestellten Fassung beizufügen. 

§ 41 
Bekanntmachung der Landeslisten 

(1) Der Landeswahlleiter ordnet die zugelassenen Landeslisten 
in der durch § 31 Abs. 3 des Brandenburgischen Landeswahl­
gesetzes bestimmten Reihenfolge und macht sie spätestens am 
27. Tage vor der Wahl öffentlich bekannt. Die Bekanntma­
chung enthält für jede Landesliste die in § 38 Abs. 1 bezeich­
neten Angaben; statt des Tages der Geburt ist jedoch nur das 
Geburtsjahr der Bewerber anzugeben. 

(2) Die Bekanntmachung nach Absatz 1 soll ferner die Feststel­
lung des Landeswahlausschusses nach § 40 Abs. 2 und die im 
Land zugelassenen Wahlkreisbewerber (§ 30 Abs. 3 des Bran­
denburgischen Landeswahlgesetzes) enthalten. 

(3) Der Landeswahlleiter teilt den Kreiswahlleitern die Reihen­
folge der zugelassenen Landeslisten sowie die Familiennamen 
und Vornamen der ersten fünf Bewerber sofort mit. 

Unterabschnitt 5 
Sonstige Wahlvorbereitungen 

§ 42 
Stimmzettel 

(1) Der Stimmzettel muss so groß sein, dass die Angaben über 



164 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 7 vom 30. März 2004 

die Bewerber übersichtlich auf ihm erscheinen. Er ist von wei­
ßem oder weißlichem, undurchsichtigem Papier, sofern der 
Landeswahlleiter nicht etwas anderes bestimmt. Das Papier 
muss so beschaffen sein, dass nach Kennzeichnung und Fal­
tung durch den Wähler andere Personen nicht erkennen kön­
nen, wie er gewählt hat. Der Stimmzettel darf nur einseitig be­
druckt und muss in jedem Wahlbezirk von gleicher Farbe und 
Beschaffenheit sein. Für wahlstatistische Auszählungen kön­
nen Unterscheidungsbezeichnungen aufgedruckt werden, so­
weit bei der Stimmabgabe der einzelne Wähler nicht erkennbar 
wird. Er enthält nach dem Muster der Anlage 20 in der Reihen­
folge der Wahlvorschlagsnummern nach Absatz 2 

1.	 für die Wahl im Wahlkreis die zugelassenen Kreiswahlvor­
schläge unter Angabe des Familiennamens, des Vornamens 
(bei mehreren Vornamen jeweils die Angabe des Ruf­
namens oder der Rufnamen), des Berufes oder der Tätig­
keit und der Anschrift des Bewerbers sowie des Namens 
der Partei oder politischen Vereinigung, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch dieser, oder der 
Bezeichnung „Einzelbewerber“ für Bewerber, die nicht für 
eine Partei oder politische Vereinigung auftreten, und 
rechts von dem Namen jedes Bewerbers einen Kreis für die 
Kennzeichnung; beim Kreiswahlvorschlag einer Listen­
vereinigung sind ferner die Namen und, sofern vorhanden, 
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien oder 
politischen Vereinigungen aufzunehmen, 

2.	 für die Wahl nach Landeslisten die zugelassenen Landeslis­
ten unter Angabe des Namens der Partei oder politischen 
Vereinigung, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch dieser, sowie der Familiennamen und Vornamen (bei 
mehreren Vornamen jeweils die Angabe des Rufnamens 
oder der Rufnamen) der ersten fünf Bewerber und links 
von dem Namen der Partei oder politischen Vereinigung ei­
nen Kreis für die Kennzeichnung; Nummer 1 zweiter Teil­
satz gilt entsprechend. 

Jeder Wahlkreisbewerber und jede Landesliste erhält ein abge­
grenztes Feld gleicher Größe. 

(2) Die Wahlvorschläge der Parteien und politischen Vereinigun­
gen werden auf dem Stimmzettel mit den vom Landeswahlleiter 
nach § 41 Abs. 1 öffentlich bekannt gemachten Wahl­
vorschlagsnummern in der nach § 31 Abs. 3 des Brandenburgi­
schen Landeswahlgesetzes vorgegebenen Reihenfolge aufge­
führt. Dabei müssen sich der Kreiswahlvorschlag und die Lan­
desliste derselben Partei oder politischen Vereinigung stets auf 
gleicher Höhe gegenüberstehen. Fehlt es an einem dieser Wahl­
vorschläge, so bleibt das nicht besetzte Feld des Stimmzettels 
frei. Die folgenden Wahlvorschlagsnummern erhalten die Ein­
zelbewerber entsprechend der alphabetischen Folge der 
Familiennamen; dabei ist für Einzelbewerber mit gleichen Fami­
liennamen die alphabetische Folge der Vornamen (bei mehreren 
Vornamen die entsprechende Folge des Rufnamens oder der 
Rufnamen), bei gleichen Vornamen das Lebensalter maßgebend. 

(3) Der Kreiswahlleiter weist den Wahlbehörden die Stimmzet­
tel sowie die erforderlichen Umschläge für die Briefwahl zu. 

(4) Muster der Stimmzettel werden unverzüglich nach ihrer 

Fertigstellung den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur 
Herstellung von Stimmzettelschablonen erklärt haben, zur Ver­
fügung gestellt. 

§ 43 
Wahllokale 

(1) Die Wahlbehörde bestimmt nach den Vorschriften des § 16 
des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes für jeden Wahlbe­
zirk ein Wahllokal. Die Wahllokale sind nach Möglichkeit in 
amts- oder gemeindeeigenen Gebäuden einzurichten. 

(2) In größeren Wahlbezirken, in denen sich die Wählerver­
zeichnisse teilen lassen, kann gleichzeitig in verschiedenen 
Räumen desselben Gebäudes oder an verschiedenen Tischen 
des Wahllokals gewählt werden. Für jedes Wahllokal oder je­
den Tisch wird ein Wahlvorstand gebildet. Sind mehrere Wahl­
vorstände in einem Wahllokal tätig, so bestimmt die Wahlbe­
hörde, welcher Wahlvorstand für Ruhe und Ordnung im Wahl­
lokal sorgt. 

§ 44 
Wahlzeit 

(1) Die Wahlzeit dauert von 8 bis 18 Uhr. 

(2) In begründeten Fällen kann der Kreiswahlleiter auf An­
trag einen früheren Beginn der Wahlzeit, jedoch nicht vor 
5 Uhr, anordnen. Der Kreiswahlleiter ist verpflichtet, den 
Landeswahlleiter über eine Anordnung nach Satz 1 zu unter­
richten. 

§ 45 
Wahlbekanntmachung der Wahlbehörde 

(1) Die Wahlbehörde macht spätestens am sechsten Tage vor 
der Wahl Beginn und Ende der Wahlzeit sowie die Wahlbezirke 
und die Wahllokale nach dem Muster der Anlage 21 öffentlich 
bekannt. An Stelle der Aufzählung der Wahlbezirke mit ihrer 
Abgrenzung und ihren Wahllokalen kann auf die Angaben in 
der Wahlbenachrichtigung verwiesen werden. In der Bekannt­
machung weist die Wahlbehörde darauf hin, 

1.	 dass jede wahlberechtigte Person eine Erststimme und eine 
Zweitstimme hat, 

2.	 dass die Stimmzettel amtlich hergestellt und im Wahllokal 
bereitgehalten werden, 

3.	 welchen Inhalt der Stimmzettel hat und wie er zu kenn­
zeichnen ist, 

4.	 dass der Wähler sich auf Verlangen des Wahlvorstandes 
über seine Person auszuweisen hat, 

5.	 dass der Wähler, der keinen Wahlschein besitzt, sein Wahl­
recht nur in dem für ihn zuständigen Wahllokal ausüben 
kann, 
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6.	 dass der Wähler, der einen Wahlschein besitzt, an der Wahl 
in dem Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist, 

a)	 durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk 
dieses Wahlkreises oder 

b)	 durch Briefwahl 

teilnehmen kann, 

7.	 in welcher Weise die Briefwahl ausgeübt wird, 

8.	 dass die Wahl öffentlich ist und jede Person zum Wahllokal 
Zutritt hat, soweit das ohne Störung des Wahlgeschäfts 
möglich ist, 

9.	 dass nach den Vorschriften des Strafgesetzbuches bestraft 
wird, wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergeb­
nis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht 
oder eine solche Tat versucht. 

(2) Ein Abdruck der Wahlbekanntmachung ist vor Beginn der 
Wahlhandlung am oder im Eingang des Gebäudes, in dem sich 
das Wahllokal befindet, anzubringen. Dem Abdruck ist ein 
Stimmzettel beizufügen, der durch Aufdruck oder Überschrift 
deutlich als Muster gekennzeichnet ist. 

§ 46 
Sorbische (wendische) Sprache 

Im Siedlungsgebiet der Sorben (Wenden) hat die Wahlbehörde 
sicherzustellen, dass die Wahlbekanntmachung nach § 45 so­
wie die Kenntlichmachung der Wahllokale auch in sorbischer 
(wendischer) Sprache erfolgen. In diesem Gebiet hat der Kreis­
wahlleiter im Zusammenwirken mit Vertretern der Sorben 
(Wenden) zu prüfen, ob die betreffenden Wahlbehörden hin­
sichtlich der Vorbereitung der Wahl sowie der Durchführung 
der Wahlhandlung weitere Hinweise in sorbischer (wendischer) 
Sprache geben sollen. 

Abschnitt 3 
Wahlhandlung 

Unterabschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

§ 47 
Ausstattung des Wahlvorstandes 

Die Wahlbehörde übergibt dem Wahlvorsteher eines jeden 
Wahlbezirks vor Beginn der Wahlhandlung 

1.	 das Wählerverzeichnis, 

2.	 das besondere Wahlscheinverzeichnis (§ 25 Abs. 6 Satz 5), 

3.	 amtliche Stimmzettel in genügender Anzahl, 

4.	 den Vordruck der Wahlniederschrift, 

5.	 den Vordruck der Schnellmeldung, 

6.	 Textausgaben des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes 
und dieser Verordnung, die die Anlagen nicht zu enthalten 
braucht, 

7.	 den Abdruck der Wahlbekanntmachung und ein Muster des 
Stimmzettels, 

8.	 Verschlussmaterial für die Wahlurne, 

9.	 Verpackungs- und Siegelmaterial zum Verpacken der 
Stimmzettel und Wahlscheine. 

§ 48 
Wahlkabinen 

(1) In jedem Wahllokal richtet die Wahlbehörde eine oder meh­
rere Wahlkabinen mit Tischen ein, in denen der Wähler seinen 
Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen kann. Als Wahlkabine 
kann auch ein nur durch das Wahllokal zugänglicher Neben­
raum dienen, wenn dessen Eingang vom Wahltisch aus überse­
hen werden kann. 

(2) In den Wahlkabinen sollen Schreibstifte gleicher Farbe be­
reitliegen. 

§ 49 
Wahlurnen 

(1) Die von den Wählern abgegebenen Stimmzettel werden in 
Wahlurnen gesammelt. 

(2) Die Wahlbehörde sorgt für die erforderlichen Wahlurnen. 

(3) Die Wahlurne muss mit einem verschließbaren Deckel ver­
sehen und so beschaffen sein, dass sie die Stimmzettel in einer 
das Wahlgeheimnis wahrenden Weise aufnehmen kann. 

§ 50 
Wahltisch 

Der Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz nimmt, muss von al­
len Seiten zugänglich sein. An oder auf diesen Tisch wird die 
Wahlurne gestellt. 

§ 51 
Eröffnung der Wahlhandlung 

(1) Der Wahlvorsteher eröffnet die Wahlhandlung damit, dass 
er die Beisitzer auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen 
Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit über die 
ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Ange­
legenheiten hinweist. 



166 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 7 vom 30. März 2004 

(2) Vor Beginn der Stimmabgabe berichtigt der Wahlvorsteher 
das Wählerverzeichnis nach dem besonderen Wahlscheinver­
zeichnis (§ 25 Abs. 6 Satz 5), indem er bei den in diesem Ver­
zeichnis aufgeführten wahlberechtigten Personen in der für den 
Stimmabgabevermerk vorgesehenen Spalte des Wählerver­
zeichnisses die Vermerke „W“ oder „WB“ einträgt. Er berich­
tigt dementsprechend die Abschlussbeurkundung des Wähler­
verzeichnisses und bescheinigt die Berichtigung. Bei einer er­
gänzenden Mitteilung der Wahlbehörde über die Ausstellung 
von Wahlscheinen nach § 25 Abs. 9 Satz 2 oder die Ausgabe 
von Briefwahlunterlagen nach § 25 Abs. 9 Satz 4 gelten die 
Sätze 1 und 2 entsprechend. 

(3) Der Wahlvorstand überzeugt sich vor Beginn der Stimmab­
gabe davon, dass die Wahlurne leer ist. Der Wahlvorsteher ver­
schließt die Wahlurne. Sie darf bis zum Schluss der Wahl­
handlung nicht mehr geöffnet werden. 

§ 52 
Öffentlichkeit der Wahl 

Während der Wahlhandlung sowie der Ermittlung und Feststel­
lung des Wahlergebnisses hat jede Person zum Wahllokal Zu­
tritt, soweit das ohne Störung des Wahlgeschäfts möglich ist. 

§ 53 
Ordnung im Wahllokal 

Der Wahlvorstand sorgt für Ruhe und Ordnung im Wahllokal. 
Er ordnet bei Andrang den Zutritt zum Wahllokal. 

§ 54 
Wahlfrieden 

(1) Als unzulässige Beeinflussung des Wählers durch Ton nach 
§ 35 Abs. 1 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes gilt 
auch die Verwendung von Lautsprechern, die im Wahlgebäude 
bei geschlossenen Fenstern noch deutlich zu vernehmen sind. 

(2) Im Wahllokal dürfen Befragungen von Wählern nach der 
Stimmabgabe über den Inhalt der Wahlentscheidung nicht 
durchgeführt werden. 

(3) Sind mehrere Wahlvorstände in einem Gebäude tätig, so be­
stimmt die Wahlbehörde, welcher Wahlvorstand den Wahlfrie­
den außerhalb der Wahllokale zu gewährleisten hat. 

§ 55 
Stimmabgabe 

(1) Der Wähler gibt die Wahlbenachrichtigung beim Wahlvor­
stand ab. Auf Verlangen, insbesondere wenn er seine Wahlbe­
nachrichtigung nicht vorlegt, hat er sich über seine Person aus­
zuweisen. 

(2) Sobald der Schriftführer den Namen des Wählers im Wäh­
lerverzeichnis gefunden hat und die Wahlberechtigung festge­

stellt worden ist, erhält der Wähler einen amtlichen Stimmzet­
tel. Die Mitglieder des Wahlvorstandes sind nicht befugt, An­
gaben zur Person des Wählers so zu verlautbaren, dass sie von 
den sonstigen im Wahllokal anwesenden Personen zur Kennt­
nis genommen werden können, es sei denn, dass es zur Fest­
stellung der Wahlberechtigung erforderlich ist. 

(3) Der Wähler kennzeichnet in der Wahlkabine den Stimmzet­
tel und faltet ihn so zusammen, dass der Inhalt seiner Wahlent­
scheidung von anderen anwesenden Personen nicht erkannt 
werden kann. Abgesehen vom Fall des § 56 darf sich immer 
nur ein Wähler und dieser nur so lange wie notwendig in der 
Wahlkabine aufhalten. 

(4) Besteht kein Anlass zur Zurückweisung des Wählers nach 
den Absätzen 5 und 6, gibt der Wahlvorsteher die Wahlurne 
frei. Der Wähler legt den zusammengefalteten Stimmzettel in 
die Wahlurne; mit Zustimmung des Wählers kann auch ein 
Mitglied des Wahlvorstandes den Stimmzettel in die Wahlurne 
legen. Der Schriftführer vermerkt die Stimmabgabe im 
Wählerverzeichnis in der dafür bestimmten Spalte. 

(5) Der Wahlvorstand hat einen Wähler zurückzuweisen, der 

1.	 nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen ist und keinen 
gültigen Wahlschein besitzt, 

2.	 keinen gültigen Wahlschein vorlegt, obwohl sich im Wäh­
lerverzeichnis ein Wahlscheinvermerk befindet, es sei 
denn, es wird nach Anfrage bei der zuständigen Wahlbe­
hörde festgestellt, dass er nicht im Wahlscheinverzeichnis 
eingetragen ist, 

3.	 bereits einen Stimmabgabevermerk im Wählerverzeichnis 
hat, es sei denn, er weist nach, dass er noch nicht gewählt 
hat, 

4.	 seinen Stimmzettel außerhalb der Wahlkabine gekenn­
zeichnet oder ihn mit einem äußerlich sichtbaren, das 
Wahlgeheimnis offensichtlich gefährdenden Kennzeichen 
versehen hat, 

5.	 seinen Stimmzettel nicht oder nicht so gefaltet hat, dass der 
Inhalt der Wahlentscheidung verdeckt ist, 

6.	 außer seinem Stimmzettel einen weiteren Gegenstand in 
die Wahlurne legen will oder 

7.	 mehrere Stimmzettel oder einen Stimmzettel abgeben will, 
der als nicht amtlich hergestellt erkennbar ist. 

(6) Glaubt der Wahlvorsteher, das Wahlrecht einer im Wähler­
verzeichnis eingetragenen Person beanstanden zu müssen oder 
werden sonst aus der Mitte des Wahlvorstandes Bedenken ge­
gen die Zulassung eines Wählers zur Stimmabgabe erhoben, so 
beschließt der Wahlvorstand über die Zulassung oder Zurück­
weisung. Der Beschluss ist in der Wahlniederschrift zu vermer­
ken. 

(7) Hat der Wähler den Stimmzettel versehentlich falsch ge­
kennzeichnet oder unbrauchbar gemacht oder wird er nach Ab­
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satz 5 Nr. 4 bis 7 zurückgewiesen, so ist ihm auf Verlangen ein 
neuer Stimmzettel auszuhändigen, nachdem er den alten 
Stimmzettel im Beisein eines Mitgliedes des Wahlvorstandes 
zerrissen hat. 

§ 56 
Hilfeleistung bei der Stimmabgabe 

(1) Ein Wähler, der des Lesens unkundig ist oder wegen einer 
körperlichen Behinderung einer Hilfe bei der Stimmabgabe be­
darf, bestimmt eine Person seines Vertrauens, deren Hilfe er 
sich bei der Stimmabgabe bedienen will, und gibt dies dem 
Wahlvorstand bekannt. Hilfsperson kann auch ein von dem 
Wähler bestimmtes Mitglied des Wahlvorstandes sein. 

(2) Die Hilfeleistung hat sich auf die Erfüllung der Wünsche 
des Wählers zu beschränken. Die Hilfsperson darf gemeinsam 
mit dem Wähler die Wahlkabine aufsuchen, soweit das zur Hil­
feleistung erforderlich ist. 

(3) Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse ver­
pflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer ande­
ren Person erlangt hat. 

(4) Wer blind oder sehbehindert ist, kann sich zur Kennzeichnung 
des Stimmzettels auch einer Stimmzettelschablone bedienen. 

§ 57 
Stimmabgabe mit Wahlschein 

(1) Der Inhaber eines Wahlscheins weist sich aus und übergibt 
den Wahlschein dem Wahlvorsteher zur Prüfung. Entstehen 
Zweifel über die Gültigkeit des Wahlscheins oder über den 
rechtmäßigen Besitz, so klärt sie der Wahlvorstand nach Mög­
lichkeit und beschließt über die Zulassung oder Zurückweisung 
des Inhabers. Der Vorgang ist in der Wahlniederschrift zu ver­
merken. Der Wahlvorsteher behält den Wahlschein auch im 
Falle der Zurückweisung ein. 

(2) Ergibt die Prüfung, dass der Wahlschein für einen anderen 
Wahlkreis gilt, so gibt der Wahlvorsteher diesen dem Inhaber 
mit einem entsprechenden Hinweis zurück. 

(3) Ist auf dem Wahlschein die Ausgabe der Briefwahlunterla­
gen vermerkt, so kann der Wähler nur mit dem bereits erhalte­
nen Stimmzettel an der Wahl teilnehmen. 

§ 58 
Schluss der Wahlhandlung 

Sobald die Wahlzeit abgelaufen ist, wird dies vom Wahlvorste­
her bekannt gegeben. Von diesem Zeitpunkt ab dürfen nur noch 
die wahlberechtigten Personen zur Stimmabgabe zugelassen 
werden, die sich im Wahllokal befinden. Der Zutritt zum Wahl­
lokal ist so lange zu sperren, bis die anwesenden wahlberech­
tigten Personen ihre Stimme abgegeben haben; § 52 ist zu be­
achten. Sodann erklärt der Wahlvorsteher die Wahlhandlung 
für geschlossen. 

Unterabschnitt 2 
Besondere Vorschriften 

§ 59 
Stimmabgabe in Sonderwahlbezirken 

(1) Zur Stimmabgabe in Sonderwahlbezirken wird jede in der 
Einrichtung anwesende wahlberechtigte Person zugelassen, die 
einen für den Wahlkreis gültigen Wahlschein hat. 

(2) Es ist zulässig, für die verschiedenen Teile eines Sonder­
wahlbezirks verschiedene Personen als Beisitzer des Wahlvor­
standes zu bestellen. 

(3) Die Wahlbehörde bestimmt im Einvernehmen mit der Lei­
tung der Einrichtung ein geeignetes Wahllokal. Für die ver­
schiedenen Teile eines Sonderwahlbezirks können verschiede­
ne Wahllokale bestimmt werden. Die Wahlbehörde richtet das 
Wahllokal her und sorgt für Wahlurnen und sonstige Vorkeh­
rungen zum Schutz des Wahlgeheimnisses. 

(4) Die Wahlbehörde bestimmt die Zeit der Stimmabgabe für 
den Sonderwahlbezirk im Einvernehmen mit der Leitung der 
Einrichtung im Rahmen der allgemeinen Wahlzeit nach dem 
tatsächlichen Bedürfnis. 

(5) Die Leitung der Einrichtung gibt den wahlberechtigten Per­
sonen das Wahllokal und die Zeit der Stimmabgabe spätestens 
am Tage vor der Wahl bekannt und weist auf die Möglichkeit 
der Stimmabgabe nach Absatz 6 hin. 

(6) Der Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter und zwei Bei­
sitzer können sich zur Durchführung der Wahl unter Mitnah­
me einer verschlossenen Wahlurne und der erforderlichen 
Stimmzettel in die Krankenzimmer und an die Krankenbetten 
begeben. Dabei muss auch bettlägerigen wahlberechtigten 
Personen Gelegenheit gegeben werden, ihre Stimmzettel 
unbeobachtet zu kennzeichnen und zu falten. Der Wahlvor­
steher oder sein Stellvertreter weist wahlberechtigte Personen 
auf die Möglichkeit der Hilfeleistung nach § 56 hin. Nach 
Schluss der Stimmabgabe sind die verschlossene Wahlurne 
und die Wahlscheine unverzüglich in das Wahllokal des 
Sonderwahlbezirks zu bringen. Dort bleibt die Wahlurne bis 
zum Schluss der allgemeinen Wahlzeit unter Aufsicht des 
Wahlvorstandes verschlossen. Danach wird ihr Inhalt mit 
dem der Wahlurne des Sonderwahlbezirks vermengt und zu­
sammen mit den übrigen Stimmen des Sonderwahlbezirks 
ausgezählt. Der Vorgang ist in der Wahlniederschrift zu ver­
merken. 

(7) Die Öffentlichkeit der Wahlhandlung sowie der Ermittlung 
und Feststellung des Wahlergebnisses soll nach Möglichkeit 
durch die Anwesenheit anderer wahlberechtigter Personen 
gewährleistet werden. 

(8) Das Wahlergebnis der Sonderwahlbezirke darf nicht vor 
dem Schluss der allgemeinen Wahlzeit ermittelt werden. 

(9) Im Übrigen gelten die allgemeinen Bestimmungen.
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§ 60 
Stimmabgabe in kleineren Krankenhäusern, 

kleineren Alten- oder Pflegeheimen und Klöstern 

(1) Die Wahlbehörde soll bei entsprechendem Bedürfnis und 
soweit möglich im Benehmen mit der Leitung eines kleineren 
Krankenhauses, eines kleineren Alten- oder Pflegeheimes, ei­
nes Klosters oder einer gleichartigen Einrichtung zulassen, 
dass dort anwesende wahlberechtigte Personen, die einen für 
den Wahlkreis gültigen Wahlschein besitzen, vor einem beweg­
lichen Wahlvorstand wählen. 

(2) Die Wahlbehörde vereinbart mit der Leitung der Einrich­
tung die Zeit der Stimmabgabe innerhalb der allgemeinen 
Wahlzeit. Die Leitung der Einrichtung stellt, soweit erforder­
lich, ein geeignetes Wahllokal bereit. Die Wahlbehörde richtet 
dieses her. Die Leitung der Einrichtung gibt den wahlberech­
tigten Personen Ort und Zeit der Stimmabgabe bekannt. 

(3) Der bewegliche Wahlvorstand begibt sich unter Mitnahme 
einer verschlossenen Wahlurne und der erforderlichen Stimm­
zettel in die Einrichtung und nimmt die Wahlscheine sowie die 
Stimmzettel entgegen; § 59 Abs. 6 Satz 1 bis 3 gilt entspre­
chend. Nach Schluss der Stimmabgabe bringt er die verschlos­
sene Wahlurne und die Wahlscheine in das Wahllokals seines 
Wahlbezirks. Dort bleibt die Wahlurne bis zum Schluss der all­
gemeinen Wahlzeit unter Aufsicht des Wahlvorstandes 
verschlossen. Danach wird ihr Inhalt mit dem der Wahlurne 
des Wahlbezirks vermengt und zusammen mit den übrigen 
Stimmen des Wahlbezirks ausgezählt. Der Vorgang ist in der 
Wahlniederschrift zu vermerken. 

(4) § 59 Abs. 7 findet entsprechende Anwendung. Im Übrigen 
gelten die allgemeinen Bestimmungen. 

§ 61 
Stimmabgabe in sozialtherapeutischen Anstalten 

und Justizvollzugsanstalten 

(1) In sozialtherapeutischen Anstalten und Justizvollzugsan­
stalten sowie gleichartigen Einrichtungen soll die Wahlbehörde 
bei entsprechendem Bedürfnis und soweit möglich zulassen, 
dass die in der Anstalt anwesenden wahlberechtigten Personen, 
die einen für den Wahlkreis gültigen Wahlschein besitzen, in 
der Anstalt vor einem beweglichen Wahlvorstand wählen. 

(2) Die Wahlbehörde vereinbart mit der Anstaltsleitung die Zeit 
der Stimmabgabe innerhalb der allgemeinen Wahlzeit. Die An­
staltsleitung stellt ein Wahllokal bereit. Die Wahlbehörde richtet 
dieses her. Die Anstaltsleitung gibt den wahlberechtigten Perso­
nen Ort und Zeit der Stimmabgabe bekannt und sorgt dafür, 
dass sie zur Stimmabgabe das Wahllokal aufsuchen können. 

(3) § 60 Abs. 3 gilt entsprechend. Im Übrigen gelten die allge­
meinen Bestimmungen. 

§ 62 
Briefwahl 

(1) Für die Stimmabgabe durch Briefwahl gilt folgende Rege­
lung: 

1.	 Die wahlberechtigte Person kennzeichnet persönlich und 
unbeobachtet ihren Stimmzettel. 

2.	 Sie legt den Stimmzettel unbeobachtet in den amtlichen 
Wahlumschlag und verschließt diesen. 

3.	 Sie unterschreibt unter Angabe des Ortes und des Tages die 
auf dem Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Eides 
statt zur Briefwahl. 

4.	 Sie legt den verschlossenen amtlichen Wahlumschlag und 
den unterschriebenen Wahlschein in den amtlichen Wahl­
briefumschlag und verschließt diesen. 

5.	 Sie übersendet den Wahlbrief durch die Post rechtzeitig an 
die nach Absatz 2 zuständige, auf dem Wahlbriefumschlag 
angegebene Stelle. Der Wahlbrief kann bei dieser Stelle 
auch abgegeben werden. Nach Eingang des Wahlbriefes 
bei der zuständigen Stelle darf er nicht mehr zurückgege­
ben werden. 

(2) Die Wahlbriefe müssen bei dem Kreiswahlleiter des Wahl­
kreises, für den der Wahlschein gültig ist, eingehen. Sind auf­
grund einer Anordnung nach § 10 Abs. 4 des Brandenburgi­
schen Landeswahlgesetzes Briefwahlvorstände für einzelne 
oder mehrere Gemeinden innerhalb eines Wahlkreises gebildet, 
müssen die Wahlbriefe bei der Wahlbehörde eingehen, die die 
Wahlscheine ausgestellt hat. 

(3) In Krankenhäusern, Alten- und Pflegeheimen, sozialthera­
peutischen Anstalten, Justizvollzugsanstalten, Gemeinschafts­
unterkünften sowie vergleichbaren Einrichtungen ist Vorsorge 
zu treffen, dass der Stimmzettel unbeobachtet gekennzeichnet 
und in den Wahlumschlag gelegt werden kann. 

(4) Für die Stimmabgabe behinderter Wähler gilt § 56 sinnge­
mäß. Hat die wahlberechtigte Person den Stimmzettel durch ei­
ne Hilfsperson kennzeichnen lassen, so hat diese durch Unter­
schreiben der Versicherung an Eides statt zur Briefwahl zu be­
stätigen, dass sie den Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen 
des Wählers gekennzeichnet hat. 

(5) Holt die wahlberechtigte Person persönlich den Wahlschein 
und die Briefwahlunterlagen bei der Wahlbehörde ab, so soll 
ihr Gelegenheit gegeben werden, die Briefwahl an Ort und 
Stelle auszuüben. Die Wahlbehörde hat zu diesem Zweck min­
destens eine Wahlkabine aufzustellen oder einen besonderen 
Raum verfügbar zu halten, damit der Stimmzettel unbeobachtet 
gekennzeichnet und in den Wahlumschlag gelegt werden kann. 
Die Wahlbehörde nimmt die Wahlbriefe entgegen und hält sie 
unter Verschluss. Sie übergibt die Wahlbriefe rechtzeitig am 
Wahltage dem Kreiswahlleiter oder der mit der Briefwahl be­
trauten Wahlbehörde. 

§ 63 
Behandlung der Wahlbriefe 

(1) Die für den Eingang der Wahlbriefe zuständige Stelle (§ 62 
Abs. 2) sammelt die Wahlbriefe ungeöffnet und hält sie unter 
Verschluss. Sie vermerkt auf jedem am Wahltage nach Schluss 
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der Wahlzeit eingegangenen Wahlbrief Tag und Uhrzeit des 
Eingangs, auf den vom nächsten Tag an eingehenden Wahlbrie­
fen nur den Eingangstag. 

(2) Die zuständige Stelle, in den Fällen der Bildung eines
Briefwahlvorstandes für mehrere Gemeinden nach § 6 Nr. 3 die 
mit der Durchführung der Briefwahl betraute Wahlbehörde, 

1.	 verteilt die Wahlbriefe auf die einzelnen Briefwahlvorstän­
de, 

2.	 übergibt jedem Briefwahlvorstand das Verzeichnis über die 
für ungültig erklärten Wahlscheine sowie die Nachträge da­
zu oder die Mitteilung, dass keine Wahlscheine für ungül­
tig erklärt worden sind (§ 25 Abs. 8), 

3.	 sorgt für die Bereitstellung und Ausstattung des Wahllokals 
und 

4.	 stellt dem Briefwahlvorstand etwa notwendige Hilfskräfte 
zur Verfügung. 

(3) Ist für mehrere Gemeinden ein Briefwahlvorstand gebildet, 
haben die Wahlbehörden der mit der Briefwahl betrauten Wahl­
behörde alle bis zum Tage vor der Wahl bei ihnen einge­
gangenen Wahlbriefe bis 12 Uhr zuzuleiten und alle anderen 
noch vor Schluss der Wahlzeit bei ihnen eingegangenen Wahl­
briefe auf schnellstem Wege nach Schluss der Wahlzeit zuzu­
leiten. 

(4) Verspätet eingegangene Wahlbriefe werden von der zustän­
digen Stelle angenommen, mit den in Absatz 1 vorgeschriebe­
nen Vermerken versehen und ungeöffnet verpackt. Das Paket 
wird von ihr versiegelt, mit einer Inhaltsangabe versehen und 
verwahrt, bis die Vernichtung der Wahlbriefe zugelassen ist. 
Sie hat sicherzustellen, dass das Paket unbefugten Personen 
nicht zugänglich ist. 

Abschnitt 4 
Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 

§ 64 
Ermittlung und Feststellung 

des Wahlergebnisses im Wahlbezirk 

Im Anschluss an die Wahlhandlung ermittelt der Wahlvorstand 
ohne Unterbrechung das Wahlergebnis im Wahlbezirk. Er stellt 
fest 

1.	 die Zahl der wahlberechtigten Personen, 

2.	 die Zahl der Wähler, 

3.	 die Zahlen der gültigen und ungültigen Erststimmen, 

4.	 die Zahlen der gültigen und ungültigen Zweitstimmen, 

5.	 die Zahlen der für die einzelnen Bewerber abgegebenen 
gültigen Erststimmen, 

6.	 die Zahlen der für die einzelnen Landeslisten abgegebenen 
gültigen Zweitstimmen. 

§ 65 
Zählung der Wähler 

Vor dem Öffnen der Wahlurne werden alle nicht benutzten 
Stimmzettel vom Wahltisch entfernt. Sodann werden die 
Stimmzettel der Wahlurne entnommen und gezählt. Zugleich 
werden die Stimmabgabevermerke im Wählerverzeichnis und 
die einbehaltenen Wahlscheine von wahlberechtigten Personen 
gezählt. Ergibt sich dabei auch nach wiederholter Zählung kei­
ne Übereinstimmung, so ist dies in der Wahlniederschrift anzu­
geben und, soweit möglich, zu erläutern. In diesem Falle gilt 
die Zahl der in der Wahlurne enthaltenden Stimmzettel als die 
Zahl der Wähler. 

§ 66 
Zählung der Stimmen 

(1) Nachdem die Zahl der Wähler ermittelt worden ist, bilden 
mehrere Beisitzer unter Aufsicht des Wahlvorstehers folgende 
Stimmzettelstapel, die sie unter Aufsicht behalten: 

1.	 nach Landeslisten getrennte Stapel mit den Stimmzetteln, 
auf denen die Erst- und Zweitstimme zweifelsfrei gültig für 
den Bewerber und die Landesliste derselben Partei oder 
politischen Vereinigung abgegeben worden ist, 

2.	 einen Stapel mit den Stimmzetteln, auf denen die Erst- und 
Zweitstimme zweifelsfrei gültig für Bewerber und Landes­
listen verschiedener Wahlvorschlagsträger abgegeben wor­
den ist, sowie mit den Stimmzetteln, auf denen nur die 
Erst- oder Zweitstimme jeweils zweifelsfrei gültig und die 
andere Stimme nicht abgegeben worden ist, 

3.	 einen Stapel mit den ungekennzeichneten Stimmzetteln. 

Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken geben, werden ausge­
sondert und von einem vom Wahlvorsteher hierzu bestimmten 
Beisitzer in Verwahrung genommen. 

(2) Die Beisitzer, die die nach Landeslisten geordneten Stimm­
zettel (Absatz 1 Satz 1 Nr. 1) unter ihrer Aufsicht haben, über­
geben die einzelnen Stapel nacheinander zu einem Teil dem 
Wahlvorsteher, zum anderen Teil seinem Stellvertreter. Diese 
prüfen, ob die Kennzeichnung der Stimmzettel eines jeden Sta­
pels gleich lautet und sagen zu jedem Stapel laut an, für wel­
chen Bewerber und für welche Landesliste er Stimmen enthält. 
Gibt ein Stimmzettel dem Wahlvorsteher oder seinem Stellver­
treter Anlass zu Bedenken, so fügen sie diesen den nach Absatz 1 
Satz 2 ausgesonderten Stimmzetteln bei. 

(3) Hierauf prüft der Wahlvorsteher die ungekennzeichneten 
Stimmzettel (Absatz 1 Satz 1 Nr. 3), die ihm hierzu von dem 
Beisitzer, der sie in Verwahrung hat, übergeben werden. Der 
Wahlvorsteher sagt an, dass hier beide Stimmen ungültig sind. 

(4) Danach zählen je zwei vom Wahlvorsteher bestimmte Beisit­
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zer nacheinander die vom Wahlvorsteher und seinem Stellvertre­
ter nach den Absätzen 2 und 3 geprüften Stimmzettelstapel unter 
gegenseitiger Kontrolle durch und ermitteln die Zahl der für die 
einzelnen Wahlvorschläge abgegebenen gültigen Stimmen sowie 
die Zahl der ungültigen Stimmen. Die Zahlen werden als 
Zwischensummen in die Wahlniederschrift übertragen. 

(5) Sodann übergibt der Beisitzer, der den nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 2 gebildeten Stimmzettelstapel unter Aufsicht hat, diesen 
Stapel dem Wahlvorsteher. Der Wahlvorsteher legt die Stimm­
zettel zunächst getrennt nach Zweitstimmen für die einzelnen 
Landeslisten und liest bei jedem Stimmzettel laut vor, für wel­
che Landesliste die Zweitstimme abgegeben worden ist. Bei 
den Stimmzetteln, auf denen nur die Erststimme abgegeben 
worden ist, sagt er an, dass die nicht abgegebene Zweitstimme 
ungültig ist. Gibt ein Stimmzettel dem Wahlvorsteher Anlass 
zu Bedenken, fügt er diesen den nach Absatz 1 Satz 2 ausge­
sonderten Stimmzetteln bei. Dann werden die vom Wahlvorste­
her gebildeten Stapel entsprechend Absatz 4 gezählt. Anschlie­
ßend ordnet der Wahlvorsteher die Stimmzettel nach abgegebe­
nen Erststimmen neu, und es wird entsprechend den Sätzen 2 
bis 5 verfahren. Die jeweiligen Stimmenzahlen werden als 
Zwischensummen in die Wahlniederschrift übertragen. 

(6) Zum Schluss entscheidet der Wahlvorstand über die Gültig­
keit der Stimmen, die auf den ausgesonderten Stimmzetteln ab­
gegeben worden sind. Der Wahlvorsteher gibt die Ent­
scheidung mündlich bekannt und sagt bei gültigen Stimmen 
an, für welchen Bewerber oder für welche Landesliste die 
Stimme abgegeben worden ist. Er vermerkt auf der Rückseite 
jedes Stimmzettels, ob beide Stimmen oder nur die Erststimme 
oder nur die Zweitstimme für gültig oder ungültig erklärt wor­
den sind und versieht die Stimmzettel mit fortlaufenden Num­
mern. Die jeweiligen Stimmenzahlen werden als Zwischen­
summen in die Wahlniederschrift übertragen. 

(7) Die nach den Absätzen 4 bis 6 ermittelten Zahlen der ungül­
tigen und für die einzelnen Wahlvorschläge abgegebenen Stim­
men werden jeweils vom Schriftführer in der Wahlniederschrift 
zusammengezählt. Zwei vom Wahlvorsteher bestimmte Beisit­
zer überprüfen die Zusammenzählung. Beantragt ein Mitglied 
des Wahlvorstandes vor der Unterzeichnung der Wahlnieder­
schrift eine erneute Zählung der Stimmen, so ist diese nach den 
Absätzen 1 bis 6 zu wiederholen. Die Gründe für die erneute 
Zählung sind in der Wahlniederschrift zu vermerken. 

(8) Die vom Wahlvorsteher bestimmten Beisitzer sammeln 

1.	 die Stimmzettel, auf denen die Erststimme und die Zweit­
stimme oder nur die Erststimme abgegeben worden sind, 
getrennt nach den Bewerbern, denen die Erststimme zu­
gefallen ist, 

2.	 die Stimmzettel, auf denen nur die Zweitstimme abgegeben 
worden ist, 

3.	 die ungekennzeichneten Stimmzettel und 

4.	 die Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken gegeben haben, 

je für sich und behalten sie unter Aufsicht. 

§ 67 
Ungültige Stimmen, 

Zurückweisung von Wahlbriefen 

Die Gültigkeit oder Ungültigkeit von Stimmen sowie die Zu­
lassung oder Zurückweisung von Wahlbriefen richtet sich nach 
§ 37 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes. Für die 
Briefwahl gelten folgende ergänzende Regelungen: 

1.	 Enthält im Rahmen der Briefwahl ein Wahlumschlag meh­
rere Stimmzettel, so gelten diese als ein ungültiger Stimm­
zettel. 

2.	 Ist der Wahlumschlag leer, so gilt der im Rahmen der 
Briefwahl nicht abgegebene Stimmzettel als ungültig. 

§ 68 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses 

Der Wahlvorsteher gibt das Wahlergebnis im Wahlbezirk mit 
den in § 64 bezeichneten Angaben im Anschluss an die Fest­
stellungen mündlich bekannt. Es darf vor Unterzeichnung der 
Wahlniederschrift anderen als den in § 69 genannten Stellen 
durch die Mitglieder des Wahlvorstandes nicht mitgeteilt wer­
den. 

§ 69 
Schnellmeldungen, vorläufige Wahlergebnisse 

(1) Sobald das Wahlergebnis im Wahlbezirk festgestellt worden 
ist, meldet es der Wahlvorsteher der Wahlbehörde, die die 
Wahlergebnisse aller Wahlbezirke ihres Bereiches für den je­
weiligen Wahlkreis zusammenfasst und dem Kreiswahlleiter 
meldet. 

(2) Die Meldung wird auf schnellstem Wege erstattet. Sie ent­
hält 

1.	 die Zahl der wahlberechtigten Personen, 

2.	 die Zahl der Wähler, 

3.	 die Zahlen der gültigen und ungültigen Erststimmen, 

4.	 die Zahlen der gültigen und ungültigen Zweitstimmen, 

5.	 die Zahlen der für die einzelnen Bewerber abgegebenen 
gültigen Erststimmen, 

6.	 die Zahlen der für die einzelnen Landeslisten abgegebenen 
gültigen Zweitstimmen. 

(3) Der Kreiswahlleiter ermittelt nach den Schnellmeldungen 
der Wahlbehörden das vorläufige Wahlergebnis im Wahlkreis. 
Er teilt unter Einbeziehung der Ergebnisse der Briefwahl das 
vorläufige Wahlergebnis im Wahlkreis auf schnellstem Wege 
dem Landesbetrieb für Datenverarbeitung und Statistik mit; da­
bei gibt er an, welcher Bewerber im Wahlkreis als gewählt gel­
ten kann. Der Landesbetrieb für Datenverarbeitung und Statis­
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tik meldet dem Landeswahlleiter die eingehenden Wahlergeb­
nisse in den Wahlkreisen sofort und laufend weiter, fasst die 
Wahlergebnisse aller Wahlkreise zusammen und meldet das zu­
sammengefasste Wahlergebnis sofort dem Landeswahlleiter. 

(4) Der Landeswahlleiter und die Kreiswahlleiter geben nach 
Durchführung der ohne Vorliegen der Wahlniederschriften 
möglichen Überprüfungen die vorläufigen Wahlergebnisse ih­
res Bereiches mündlich oder in geeigneter anderer Form be­
kannt. 

(5) Die Schnellmeldungen der Wahlvorsteher, Wahlbehörden 
und Kreiswahlleiter werden nach dem Muster der Anlage 22 
erstattet. 

(6) Der Landeswahlleiter kann zur Sicherung einer ordnungs­
gemäßen und schnellstmöglichen Ermittlung des vorläufigen 
Wahlergebnisses im Land von Absatz 1 und 3 abweichende Re­
gelungen treffen. 

§ 70 
Wahlniederschrift 

(1) Über die Wahlhandlung sowie die Ermittlung und Feststel­
lung des Wahlergebnisses ist vom Schriftführer eine Nieder­
schrift nach dem Muster der Anlage 23 zu fertigen. Die Nieder­
schrift ist von allen anwesenden Mitgliedern des Wahlvorstan­
des zu unterzeichnen. Verweigert ein Mitglied des Wahlvor­
standes die Unterschrift, so ist der Grund hierfür in der Wahl­
niederschrift zu vermerken. Beschlüsse nach § 55 Abs. 6 Satz 1 
und § 57 Abs. 1 Satz 2 sowie Beschlüsse über Bedenken, die 
bei der Wahlhandlung oder bei der Ermittlung und Feststellung 
des Wahlergebnisses erhoben worden sind, sind in der Wahlnie­
derschrift zu vermerken. Der Wahlniederschrift sind die 
Stimmzettel und die Wahlscheine, über die der Wahlvorstand 
besonders beschlossen hat, beizufügen. 

(2) Der Wahlvorsteher übergibt die Wahlniederschrift mit den 
Anlagen unverzüglich der Wahlbehörde. 

(3) Die Wahlbehörde übersendet dem Kreiswahlleiter die 
Wahlniederschriften ihrer Wahlvorstände mit den Anlagen auf 
schnellstem Wege. Besteht die Gemeinde aus mehreren 
Wahlbezirken, so fügt sie ferner eine Zusammenstellung der 
Wahlergebnisse der einzelnen Wahlbezirke bei. Inhalt und 
Form der Zusammenstellung bestimmt der Landeswahlleiter. 

(4) Wahlvorsteher, Wahlbehörden und Kreiswahlleiter haben 
sicherzustellen, dass die Wahlniederschriften mit den Anlagen 
unbefugten Personen nicht zugänglich sind. 

§ 71 
Übergabe und Verwahrung der Wahlunterlagen 

(1) Hat der Wahlvorstand seine Aufgaben erledigt, so verpackt 
der Wahlvorsteher jeweils getrennt 

1.	 die Stimmzettel, geordnet und gebündelt nach Bewerbern 
der Kreiswahlvorschläge, nach Stimmzetteln, auf denen 

nur die Zweitstimme abgegeben worden ist, und nach 
ungekennzeichneten Stimmzetteln, 

2.	 die eingenommenen Wahlscheine, 

soweit sie nicht der Wahlniederschrift beigefügt sind, versiegelt 
die einzelnen Pakete, versieht sie mit einer Inhaltsangabe und 
übergibt sie der Wahlbehörde. Bis zur Übergabe an die Wahl­
behörde hat der Wahlvorsteher sicherzustellen, dass die in 
Satz 1 Nr. 1 und 2 aufgeführten Unterlagen unbefugten Perso­
nen nicht zugänglich sind. 

(2) Die Wahlbehörde verwahrt die Pakete, bis ihre Vernichtung 
zugelassen ist. Sie hat sicherzustellen, dass die Pakete unbe­
fugten Personen nicht zugänglich sind. 

(3) Der Wahlvorsteher übergibt der Wahlbehörde das Wähler­
verzeichnis und die von ihr zur Verfügung gestellten Unterla­
gen und Ausstattungsgegenstände sowie die eingenommenen 
Wahlbenachrichtigungen. 

(4) Die Wahlbehörde hat die in Absatz 1 bezeichneten Unterla­
gen auf Anforderung dem Kreiswahlleiter vorzulegen. Werden 
nur Teile eines Pakets angefordert, so wird das Paket in Gegen­
wart von zwei Zeugen geöffnet und nach Entnahme der ange­
forderten Teile erneut versiegelt. Über den Vorgang ist eine 
Niederschrift zu fertigen, die von allen Beteiligten zu unter­
zeichnen ist. 

§ 72 
Zulassung der Wahlbriefe,


Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses


(1) Ein vom Briefwahlvorsteher bestimmtes Mitglied des 
Briefwahlvorstandes öffnet die Wahlbriefe einzeln und ent­
nimmt ihnen den Wahlschein und den Wahlumschlag. Ist der 
Wahlschein in einem Verzeichnis für ungültig erklärter Wahl­
scheine aufgeführt oder werden Bedenken gegen die Gültigkeit 
des Wahlscheins erhoben, so sind die betroffenen Wahlscheine 
samt Inhalt unter Kontrolle des Briefwahlvorstehers auszuson­
dern und später entsprechend Absatz 2 zu behandeln. Die aus 
den übrigen Wahlbriefen entnommenen Wahlumschläge wer­
den ungeöffnet in die Wahlurne gelegt; die Wahlscheine wer­
den gesammelt. 

(2) Werden gegen einen Wahlbrief Bedenken erhoben, so be­
schließt der Briefwahlvorstand über die Zulassung oder Zu­
rückweisung. Der Wahlbrief ist vom Briefwahlvorstand 
zurückzuweisen, wenn ein Tatbestand nach § 37 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 2 bis 8 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes vor­
liegt. Die Zahl der beanstandeten, die Zahl der nach besonderer 
Beschlussfassung zugelassenen und die Zahl der zurückgewie­
senen Wahlbriefe sind in der Wahlniederschrift zu vermerken. 
Die zurückgewiesenen Wahlbriefe sind samt Inhalt auszu­
sondern, mit einem Vermerk über den Zurückweisungsgrund 
zu versehen, wieder zu verschließen und fortlaufend zu num­
merieren. Die Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe werden 
nicht als Wähler gezählt; ihre Stimmen gelten gemäß § 37 
Abs. 3 Satz 2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes als 
nicht abgegeben. 
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(3) Nachdem die Wahlumschläge den Wahlbriefen entnommen 
und in die Wahlurne gelegt worden sind, jedoch nicht vor 
Schluss der allgemeinen Wahlzeit, ermittelt und stellt der 
Briefwahlvorstand das Wahlergebnis mit den in § 64 Satz 2 
Nr. 2 bis 6 bezeichneten Angaben fest. 

(4) Sobald das Briefwahlergebnis festgestellt ist, meldet es der 
Briefwahlvorsteher auf schnellstem Wege dem Kreiswahlleiter. 
Sind aufgrund einer Anordnung nach § 10 Abs. 4 des Branden­
burgischen Landeswahlgesetzes Briefwahlvorstände für einzel­
ne oder mehrere Gemeinden gebildet worden, meldet der 
Briefwahlvorsteher das Briefwahlergebnis der für ihn zuständi­
gen Wahlbehörde, die es in die Schnellmeldung für den Be­
reich der Gemeinde übernimmt. Die Schnellmeldungen werden 
nach dem Muster der Anlage 22 erstattet. 

(5) Über die Zulassung der Wahlbriefe sowie die Ermittlung 
und Feststellung des Briefwahlergebnisses ist vom Schriftfüh­
rer eine Niederschrift nach dem Muster der Anlage 24 zu ferti­
gen. Dieser sind beizufügen 

1.	 die Stimmzettel und Wahlumschläge, über die der Brief­
wahlvorstand entsprechend § 66 Abs. 6 besonders be­
schlossen hat, 

2.	 die Wahlbriefe, die der Briefwahlvorstand zurückgewiesen 
hat, 

3.	 die Wahlscheine, über die der Briefwahlvorstand beschlos­
sen hat, ohne dass die Wahlbriefe zurückgewiesen wurden. 

(6) Der Briefwahlvorsteher übergibt die Wahlniederschrift mit 
den Anlagen unverzüglich dem Kreiswahlleiter. Sind Brief­
wahlvorstände für einzelne oder mehrere Gemeinden gebildet 
worden, ist die Wahlniederschrift mit den Anlagen der Wahlbe­
hörde oder der mit der Durchführung der Briefwahl betrauten 
Wahlbehörde zu übergeben. Die zuständige Wahlbehörde über­
sendet dem Kreiswahlleiter die Wahlniederschriften der Brief­
wahlvorstände mit den Anlagen und fügt, soweit erforderlich, 
Zusammenstellungen der Briefwahlergebnisse bei. § 70 Abs. 4 
gilt entsprechend. 

(7) Der Briefwahlvorsteher verpackt die Wahlunterlagen ent­
sprechend § 71 Abs. 1 und übergibt sie dem Kreiswahlleiter, 
der sie verwahrt, bis ihre Vernichtung zugelassen ist. Sind 
Briefwahlvorstände für einzelne oder mehrere Gemeinden ge­
bildet worden, übergibt der Briefwahlvorsteher die Unterlagen 
der Stelle, die den Briefwahlvorstand einberufen hat. Diese 
verfährt nach § 71 Abs. 2 bis 4. § 70 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(8) Im Übrigen gelten für die Tätigkeit des Briefwahlvorstan­
des die für den Wahlvorstand geltenden Bestimmungen ent­
sprechend. 

(9) Das Wahlergebnis der Briefwahl wird vom Kreiswahlleiter 
in die Schnellmeldung nach § 69 Abs. 3 und in die Zusammen­
stellung des endgültigen Wahlergebnisses des Wahlkreises 
nach § 73 übernommen. 

(10) Stellt der Landeswahlleiter fest, dass im Wahlgebiet die 
regelmäßige Beförderung von Wahlbriefen infolge von Natur­

katastrophen oder ähnlichen Ereignissen höherer Gewalt ge­
stört war, gelten die dadurch betroffenen Wahlbriefe, die nach 
dem Poststempel spätestens am Tage vor der Wahl zur Post ge­
geben worden sind, als rechtzeitig eingegangen. In einem sol­
chen Fall werden, sobald die Auswirkungen des Ereignisses be­
hoben sind, spätestens aber am 21. Tage nach der Wahl, die 
durch das Ereignis betroffenen Wahlbriefe ausgesondert und 
dem zuständigen Briefwahlvorstand zur nachträglichen Fest­
stellung des Briefwahlergebnisses zugeleitet. Die nachträgliche 
Feststellung unterbleibt, wenn sie wegen der geringen Anzahl 
vorliegender Wahlbriefe nicht möglich ist, ohne das Wahlge­
heimnis zu gefährden. 

§ 73 
Ermittlung und Feststellung 

des Wahlergebnisses im Wahlkreis 

(1) Der Kreiswahlleiter prüft die Wahlniederschriften der 
Wahlvorstände auf Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit. Er 
stellt nach den Wahlniederschriften das endgültige Ergebnis 
der Wahl im Wahlkreis wahlbezirksweise und nach Briefwahl­
vorständen geordnet zusammen (Hauptzusammenstellung). 
Dabei bildet der Kreiswahlleiter Zwischensummen für die Äm­
ter und amtsfreien Gemeinden, im Falle einer Anordnung nach 
§ 10 Abs. 4 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes auch 
für die Briefwahlergebnisse. Ergeben sich aus der Wahlnieder­
schrift oder aus sonstigen Gründen Bedenken gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Wahlgeschäfts, so klärt sie der 
Kreiswahlleiter soweit wie möglich auf. Inhalt und Form der 
Hauptzusammenstellung bestimmt der Landeswahlleiter. 

(2) Nach Berichterstattung durch den Kreiswahlleiter ermittelt 
der Kreiswahlausschuss das Wahlergebnis des Wahlkreises. Er 
stellt fest 

1.	 die Zahl der wahlberechtigten Personen, 

2.	 die Zahl der Wähler, 

3.	 die Zahlen der gültigen und ungültigen Erststimmen, 

4.	 die Zahlen der gültigen und ungültigen Zweitstimmen, 

5.	 die Zahlen der für die einzelnen Bewerber abgegebenen 
gültigen Erststimmen, 

6.	 die Zahlen der für die einzelnen Landeslisten abgegebenen 
gültigen Zweitstimmen. 

Der Kreiswahlausschuss ist berechtigt, rechnerische Feststel­
lungen des Wahlvorstandes und fehlerhafte Zuordnungen gül­
tig abgegebener Stimmen zu berichtigen sowie über die Gültig­
keit abgegebener Stimmen abweichend zu beschließen. Unge­
klärte Bedenken vermerkt er in der Niederschrift. 

(3) Der Kreiswahlausschuss stellt ferner fest, welcher Bewer­
ber im Wahlkreis gewählt ist. 

(4) Ist bei der Wahl im Wahlkreis ein Einzelbewerber oder der 
Bewerber einer Partei oder politischen Vereinigung, für die im 
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Land keine Landesliste zugelassen ist, gewählt worden, so for­
dert der Kreiswahlleiter von allen Wahlbehörden die für diesen 
Bewerber abgegebenen Stimmzettel ein und fügt ihnen die 
durch Briefwahl abgegebenen sowie die bei den Wahl­
niederschriften befindlichen, auf diesen Bewerber lautenden 
Stimmzettel bei. Der Kreiswahlausschuss stellt fest, wieviel 
Zweitstimmen nach § 3 Abs. 2 Satz 2 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes unberücksichtigt bleiben und bei welchen 
Landeslisten sie abzusetzen sind. 

(5) Im Anschluss an die Feststellung gibt der Kreiswahlleiter 
das Wahlergebnis mit den in Absatz 2 Satz 2 sowie in den Ab­
sätzen 3 und 4 bezeichneten Angaben mündlich bekannt. 

(6) Über die Feststellung des Wahlergebnisses ist eine Nieder­
schrift nach dem Muster der Anlage 25 zu fertigen, die von al­
len anwesenden Mitgliedern des Kreiswahlausschusses zu 
unterzeichnen ist. Der Niederschrift wird die Hauptzusammen­
stellung beigefügt. 

(7) Der Kreiswahlleiter benachrichtigt den gewählten Bewer­
ber nach der mündlichen Bekanntgabe des endgültigen Wahler­
gebnisses durch Zustellung und weist ihn auf die Vorschriften 
der §§ 40 und 38 Abs. 4 Satz 3 bis 6 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes hin. Der Kreiswahlleiter teilt dem Landes­
wahlleiter unverzüglich mit, an welchem Tag die Benachrichti­
gung zugestellt worden ist. 

(8) Der Kreiswahlleiter übersendet dem Landeswahlleiter auf 
schnellstem Wege eine Ausfertigung der Niederschrift des 
Kreiswahlausschusses und eine Ausfertigung der Hauptzu­
sammenstellung. Es ist zulässig, dem Landeswahlleiter die 
Hauptzusammenstellung auch auf einem maschinenlesbaren 
Informationsträger zu übermitteln. 

(9) Der Landeswahlleiter teilt dem Präsidenten des Landtages 
sofort nach Ablauf der Frist des § 38 Abs. 4 Satz 3 des Bran­
denburgischen Landeswahlgesetzes mit, an welchem Tag die 
Annahmeerklärung des gewählten Bewerbers eingegangen ist 
oder ob dieser die Wahl abgelehnt hat. Im Falle des § 40 Satz 2 
des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes teilt er mit, an 
welchem Tag die Benachrichtigung zugestellt worden ist. 

§ 74 
Ermittlung und Feststellung 

des Wahlergebnisses im Land 

(1) Der Landeswahlleiter prüft die Niederschriften der Kreis­
wahlausschüsse und stellt nach ihnen die endgültigen Wahl­
ergebnisse in den einzelnen Wahlkreisen zum Wahlergebnis 
des Landes zusammen. Er ermittelt 

1.	 die Gesamtzahl der im Wahlgebiet abgegebenen gültigen 
Zweitstimmen, 

2.	 die Zahlen der für die Landeslisten jeder Partei oder politi­
schen Vereinigung abgegebenen gültigen Zweitstimmen, 

3.	 den Vom-Hundert-Satz des Stimmenanteiles der einzel­
nen Parteien oder politischen Vereinigungen im Wahlge­

biet an der Gesamtzahl der abgegebenen gültigen Zweit­
stimmen, 

4.	 die Zahl der von den einzelnen Parteien oder politischen 
Vereinigungen in den Wahlkreisen errungenen Sitze, 

5.	 die bereinigten Zweitstimmenzahlen der Landeslisten jeder 
Partei oder politischen Vereinigung, 

6.	 die Zahl der erfolgreichen Wahlkreisbewerber, die nach § 3 
Abs. 2 Satz 3 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes 
von der Gesamtzahl der Abgeordneten abzuziehen sind. 

Der Landeswahlleiter erstellt die für die Sitzverteilung nach § 3 
des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes erforderlichen 
Berechnungen. 

(2) Nach Berichterstattung durch den Landeswahlleiter er­
mittelt der Landeswahlausschuss das Gesamtergebnis der Wahl 
nach Landeslisten. Er stellt für das Wahlgebiet fest 

1.	 die Zahl der wahlberechtigten Personen, 

2.	 die Zahl der Wähler, 

3.	 die Zahlen der gültigen und ungültigen Zweitstimmen, 

4.	 die Zahlen der auf die einzelnen Parteien oder politischen 
Vereinigungen entfallenden gültigen Zweitstimmen, 

5.	 die Parteien oder politischen Vereinigungen, die nach § 3 
Abs. 1 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes 

a)	 an der Verteilung der Sitze auf die Landeslisten teilneh­
men, 

b)	 bei der Verteilung der Sitze auf die Landeslisten unbe­
rücksichtigt bleiben, 

6.	 die bereinigten Zahlen der auf die einzelnen Landeslisten 
entfallenden Zweitstimmen, 

7.	 die Zahl der Sitze, die auf die einzelnen Landeslisten ent­
fallen, 

8.	 welche Bewerber der einzelnen Landeslisten gewählt und 
welche Bewerber Ersatzpersonen sind. 

Ist ein Losentscheid erforderlich, so zieht der Landeswahlleiter 
das Los. 

(3) Der Landeswahlausschuss ist berechtigt, rechnerische Be­
richtigungen an den Feststellungen der Wahlvorstände und 
Kreiswahlausschüsse vorzunehmen. 

(4) Der Niederschrift über die Feststellung des Gesamtergeb­
nisses werden die Zusammenstellung der Ergebnisse in den 
Wahlkreisen und die Berechnungen für die Sitzverteilung bei­
gefügt. 

(5) Im Anschluss an die Ermittlung und Feststellung gibt der 
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Landeswahlleiter das Wahlergebnis mit den in Absatz 2 Satz 2 
Nr. 1 bis 7 bezeichneten Angaben mündlich bekannt. Gleich­
zeitig weist er darauf hin, dass er die Feststellung nach Ab­
satz 2 Satz 2 Nr. 8 durch Aushang im Sitzungsraum bekannt 
gibt. 

§ 75 
Bekanntmachung der endgültigen Wahlergebnisse 

(1) Sobald die Feststellungen abgeschlossen sind, macht 

1.	 der Kreiswahlleiter das endgültige Wahlergebnis für den 
Wahlkreis mit den in § 73 Abs. 2 Satz 2 bezeichneten An­
gaben und dem Namen des in seinem Wahlkreis gewählten 
Bewerbers, 

2.	 der Landeswahlleiter das endgültige Wahlergebnis für das 
Land mit den in § 73 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 und 5 und § 74 
Abs. 2 Satz 2 bezeichneten Angaben, der Verteilung der 
Sitze auf die Parteien oder politischen Vereinigungen sowie 
auf die Einzelbewerber, gegliedert nach Wahlkreisen, so­
wie den Namen der im Wahlgebiet gewählten Bewerber 

öffentlich bekannt. 

(2) Eine Ausfertigung seiner Bekanntmachung übersendet der 
Landeswahlleiter dem Präsidenten des Landtages. 

§ 76 
Benachrichtigung der gewählten Landeslistenbewerber 

Der Landeswahlleiter benachrichtigt die vom Landeswahlaus­
schuss für gewählt erklärten Landeslistenbewerber nach der 
mündlichen Bekanntgabe des endgültigen Wahlergebnisses 
durch Zustellung und weist auf die Vorschriften der §§ 40 
und 38 Abs. 4 Satz 3 bis 6 des Brandenburgischen Landeswahl­
gesetzes hin. Er teilt dem Präsidenten des Landtages sofort 
nach Ablauf der Frist des § 38 Abs. 4 Satz 3 des Brandenburgi­
schen Landeswahlgesetzes mit, an welchen Tagen die An­
nahmeerklärungen der gewählten Bewerber eingegangen sind 
und welche Bewerber die Wahl abgelehnt haben. Im Falle des 
§ 40 Satz 2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes teilt er 
mit, an welchen Tagen die Benachrichtigungen zugestellt wor­
den sind. 

Abschnitt 5 
Nachwahl, Wiederholungswahl und Ersatzwahl 

sowie Berufung von Ersatzpersonen 

§ 77 
Nachwahl 

(1) Sobald feststeht, dass die Wahl wegen Todes eines Bewer­
bers nach der Zulassung seines Kreiswahlvorschlages und vor 
Beginn der Wahlhandlung (§ 39 Abs. 1 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes), infolge höherer Gewalt oder aus sonsti­
gem Grunde nicht durchgeführt werden kann (§ 39 Abs. 2 des 

Brandenburgischen Landeswahlgesetzes), sagt der Kreiswahl­
leiter die Wahl ab und macht öffentlich bekannt, dass eine 
Nachwahl stattfinden wird. Er unterrichtet unverzüglich den 
Landeswahlleiter. 

(2) Stirbt der Bewerber eines zugelassenen Kreiswahlvorschla­
ges nach der Zulassung seines Wahlvorschlages und vor Beginn 
der Wahlhandlung, so fordert der Kreiswahlleiter im Falle einer 
Nachwahl die Vertrauensperson und die stellvertretende Ver­
trauensperson auf, binnen einer zu bestimmenden Frist schrift­
lich einen anderen Bewerber zu benennen. Der Ersatzvorschlag 
muss von der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver­
trauensperson persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein. Der Einhaltung des Verfahrens nach § 25 des Brandenbur­
gischen Landeswahlgesetzes bedarf es nicht; Unterstützungs­
unterschriften nach § 24 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 des Brandenburgi­
schen Landeswahlgesetzes sind nicht erforderlich. 

(3) Bei der Nachwahl wird 

1.	 mit den für die Hauptwahl aufgestellten Wählerverzeich­
nissen, 

2.	 vorbehaltlich der Bestimmungen in Absatz 2 nach den für 
die Hauptwahl zugelassenen Wahlvorschlägen, 

3.	 in den für die Hauptwahl bestimmten Wahlbezirken und 
Wahllokalen und 

4.	 vor den für die Hauptwahl gebildeten Wahlvorständen 

gewählt. 

(4) Findet die Nachwahl wegen Todes eines Bewerbers in ei­
nem Wahlkreis statt, so haben die für die Hauptwahl erteilten 
Wahlscheine für die Nachwahl keine Gültigkeit. Sie werden 
von Amts wegen ersetzt. § 25 Abs. 3 ist anzuwenden. Wahlbrie­
fe mit alten Wahlscheinen, die bei den nach § 62 Abs. 2 zustän­
digen Stellen eingegangen sind, werden von diesen gesammelt 
und unter Beachtung des Wahlgeheimnisses vernichtet. 

(5) Findet die Nachwahl statt, weil die Wahl infolge höherer 
Gewalt oder aus sonstigem Grund nicht durchgeführt werden 
konnte, so behalten die für die Hauptwahl erteilten Wahl­
scheine für die Nachwahl Gültigkeit. Neue Wahlscheine dürfen 
nur von Wahlbehörden des Gebietes, in dem die Nachwahl 
stattfindet, erteilt werden. 

(6) Der Landeswahlleiter macht den Tag der Nachwahl öffent­
lich bekannt. 

(7) Im Übrigen gelten für die Nachwahl die Vorschriften des 
Brandenburgischen Landeswahlgesetzes und dieser Verord­
nung sinngemäß. Der Landeswahlleiter kann im Einzelfall Re­
gelungen zur Anpassung an besondere Verhältnisse treffen. 

§ 78 
Wiederholungswahl 

(1) Der Landeswahlleiter bestimmt den Tag der Wiederho­
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lungswahl nach den Vorschriften des Wahlprüfungsgesetzes in 
der jeweils geltenden Fassung. Er macht den Tag der Wiederho­
lungswahl öffentlich bekannt. 

(2) Das Wahlverfahren ist nur insoweit erneut durchzuführen, 
als es nach der Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren erfor­
derlich ist. 

(3) Wird die Wahl nur in einzelnen Wahlbezirken wiederholt, 
so darf die Abgrenzung dieser Wahlbezirke nicht geändert wer­
den. Auch sonst soll die Wahl möglichst in denselben Wahlbe­
zirken wie bei der Hauptwahl wiederholt werden. Wahlvorstän­
de können neu gebildet und Wahllokale neu bestimmt werden. 

(4) Findet die Wiederholungswahl mit den für die Hauptwahl 
aufgestellten Wählerverzeichnissen statt, so sind die Personen, 
die seit der Hauptwahl ihr Wahlrecht verloren haben, im Wäh­
lerverzeichnis zu streichen. Wird die Wahl vor Ablauf von 
sechs Monaten nur in einzelnen Wahlbezirken wiederholt, so 
können wahlberechtigte Personen, denen für die Hauptwahl ein 
Wahlschein erteilt wurde, nur dann an der Wahl teilnehmen, 
wenn sie ihren Wahlschein in den Wahlbezirken abgegeben ha­
ben, für die die Wahl wiederholt wird. 

(5) Wahlscheine dürfen nur von Wahlbehörden in dem Gebiet, 
in dem die Wiederholungswahl stattfindet, erteilt werden. Wird 
die Wahl vor Ablauf von sechs Monaten nur in einzelnen Wahl­
bezirken wiederholt, so erhalten Personen, die bei der Haupt­
wahl in einem Wahlbezirk dieses Gebietes mit Wahlschein ge­
wählt haben, auf Antrag ihren Wahlschein mit einem 
Gültigkeitsvermerk für die Wiederholungswahl zurück, wenn 
sie inzwischen aus dem Gebiet der Wiederholungswahl verzo­
gen sind. 

(6) Wahlvorschläge können nur geändert werden, wenn sich 
dies aus der Wahlprüfungsentscheidung ergibt oder wenn ein 
Bewerber gestorben oder nicht mehr wählbar ist. 

(7) Entsprechend dem Ergebnis der Wiederholungswahl wird 
das Wahlergebnis nach den bei der Hauptwahl anzuwendenden 
Grundsätzen neu festgestellt. 

(8) Der Landeswahlleiter kann im Rahmen der Wahlprüfungs­
entscheidung Regelungen zur Anpassung des Wiederholungs­
verfahrens an besondere Verhältnisse treffen. 

§ 79 
Ersatzwahl 

(1) Bei der Ersatzwahl nach § 44 des Brandenburgischen Lan­
deswahlgesetzes wird nach neu einzureichenden Kreiswahlvor­
schlägen und aufgrund neu aufzustellender Wählerverzeich­
nisse gewählt. 

(2) Der Landeswahlleiter bestimmt den Tag der Ersatzwahl 
und die für die Ersatzwahl maßgeblichen Fristen und Termi­
ne. Er unterrichtet hiervon sofort den zuständigen Kreis­
wahlleiter. 

(3) Der Kreiswahlleiter macht sofort den Tag der Ersatzwahl 

und die für die Ersatzwahl maßgeblichen Fristen und Termine 
im Wahlkreis öffentlich bekannt. 

(4) Die vom Landeswahlausschuss vor der Hauptwahl getroffe­
ne Feststellung nach § 21 Abs. 5 Satz 2 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes gilt, wenn sie nicht widerrufen wird, auch 
für die Ersatzwahl. Für den Widerruf der nach § 21 Abs. 5 
Satz 2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes getroffenen 
Feststellung finden die Verfahrensvorschriften des § 30 sinnge­
mäß Anwendung. 

(5) Der Landeswahlleiter kann im Einzelfall Regelungen zur 
Anpassung an besondere Verhältnisse treffen. 

§ 80 
Berufung von Ersatzpersonen 

(1) Der Landeswahlleiter teilt dem Präsidenten des Landtages 
Familienname, Vorname, Beruf oder Stand und Anschrift der 
Ersatzperson sowie den Tag, an dem ihre Annahmeerklärung 
eingegangen ist, sofort mit. Im Falle des § 40 Satz 2 des 
Brandenburgischen Landeswahlgesetzes teilt er mit, an wel­
chem Tag die Benachrichtigung zugestellt worden ist. 

(2) Der Landeswahlleiter macht öffentlich bekannt, welcher 
Bewerber in den Landtag eingetreten ist, und übersendet eine 
Abschrift der Bekanntmachung an den Präsidenten des Land­
tages. Der Landeswahlleiter verfährt entsprechend, wenn ein 
Wahlkreisabgeordneter ausscheidet und keine Ersatzperson 
nachfolgt. 

(3) Ein nicht gewählter Bewerber verliert seine Anwartschaft 
als Ersatzperson, wenn er dem Landeswahlleiter schriftlich sei­
nen Verzicht erklärt. Der Verzicht kann nicht widerrufen wer­
den. 

Abschnitt 6 
Schlussvorschriften 

§ 81 
Wahlstatistische Auszählungen 

(1) Der Landeswahlleiter teilt den Kreiswahlleitern mit, für 
welche Wahlbezirke des Wahlkreises er aufgrund von § 49 
Abs. 2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes wahl­
statistische Auszählungen angeordnet hat. Der Kreiswahlleiter 
unterrichtet die Wahlbehörden, zu denen diese Wahlbezirke ge­
hören. Die Wahlbehörde setzt die zuständigen Wahlvorstände 
in Kenntnis. 

(2) Wahlstatistische Auszählungen dürfen, soweit sie nicht 
nach § 49 Abs. 2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes 
angeordnet sind, nur mit Zustimmung des Kreiswahlleiters 
durchgeführt werden. Die Wahlbezirke müssen so ausgewählt 
und die Auszählungen so durchgeführt werden, dass das 
Wahlgeheimnis gewahrt ist. Die Auszählungen können unter 
Verwendung von Stimmzetteln mit Unterscheidungsbezeich­
nungen durchgeführt werden. Durch die Auszählung darf die 
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Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk nicht verzö­
gert werden. Die Stimmzettel des Wahlbezirks stehen den mit 
der Auszählung beauftragten Behörden und Personen nur so 
lange zur Verfügung, als es die Aufbereitung erfordert; im 
Übrigen sind die Stimmzettel nach den §§ 70 und 71 zu behan­
deln. 

(3) Die Veröffentlichung von Ergebnissen der wahlstatistischen 
Auszählungen aufgrund des § 49 Abs. 2 des Brandenburgi­
schen Landeswahlgesetzes ist dem Landesbetrieb für Datenver­
arbeitung und Statistik vorbehalten. Diese Ergebnisse können 
den Ämtern oder amtsfreien Gemeinden, die Auszählungen 
nach Absatz 2 durchführen, vom Landesbetrieb für Datenverar­
beitung und Statistik im Einvernehmen mit dem Landeswahl­
leiter zu deren Ergänzung und zu zusammengefasster Ver­
öffentlichung überlassen werden. Ergebnisse für einzelne 
Wahlbezirke dürfen nicht veröffentlicht werden. 

(4) Der Landeswahlleiter kann zur Durchführung von wahlsta­
tistischen Auszählungen nach den Absätzen 1 bis 3 nähere Re­
gelungen treffen. 

§ 82 
Bekanntmachungen 

(1) Der Landeswahlleiter veröffentlicht seine Bekanntmachun­
gen im Amtsblatt für Brandenburg. 

(2) Der Kreiswahlleiter veröffentlicht seine Bekanntmachun­
gen in der Form, die für den Landkreis oder die kreisfreie 
Stadt, in dem oder in der er seine Dienststelle hat, üblich ist, 
soweit nicht nach den Vorschriften des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes oder dieser Verordnung etwas anderes 
bestimmt ist. Erfolgen danach die Bekanntmachungen durch 
Aushang, beträgt die Aushangfrist mindestens eine Woche. 
Neben der Veröffentlichung in ortsüblicher Form sollen die 
Bekanntmachungen des Kreiswahlleiters durch Aushang 
oder Plakatanschlag an möglichst vielen dem Verkehr 
zugänglichen Stellen seines Wahlkreises bekannt gegeben 
werden. 

(3) Die Wahlbehörde veröffentlicht ihre Bekanntmachungen in 
der für das Amt oder die amtsfreie Gemeinde üblichen Form. 
Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(4) Wird durch die Bekanntmachung eine Frist in Lauf gesetzt, 
so beginnt die Frist 

1.	 bei Bekanntmachungen, die mindestens auch durch amtli­
che Bekanntmachungsblätter oder mindestens einmal mo­
natlich erscheinende periodische Druckwerke (§ 1 Abs. 3 
Satz 1 der Bekanntmachungsverordnung) veröffentlicht 
werden, mit dem auf das Erscheinen folgenden Tag, 

2.	 bei Bekanntmachungen, die ausschließlich durch Aushang 
erfolgen, mit dem achten Tag, der auf das Aushängen der 
Bekanntmachung folgt. 

(5) Muss die Bekanntmachung bis zu einem bestimmten Tag 
bewirkt sein, so genügt es, wenn 

1.	 bei Bekanntmachungen, die mindestens auch durch amtli­
che Bekanntmachungsblätter oder mindestens einmal mo­
natlich erscheinende periodische Druckwerke (§ 1 Abs. 3 
Satz 1 der Bekanntmachungsverordnung) veröffentlicht 
werden, die Veröffentlichung an dem Tag erscheint, an dem 
die Bekanntmachung spätestens bewirkt sein muss, 

2.	 bei Bekanntmachungen, die ausschließlich durch Aushang 
erfolgen, der Aushang an dem Tag beginnt, an dem die Be­
kanntmachung spätestens bewirkt sein muss. 

(6) Ist eine vereinfachte Bekanntmachung zulässig, so genügt 
bei Bekanntmachungen des Landeswahlleiters oder Kreiswahl­
leiters ein Aushang in ihrer Dienststelle oder im Eingang des 
Gebäudes, bei Bekanntmachungen der Wahlbehörde ein Aus­
hang am Hauptgebäude der Verwaltung des Amtes oder der 
amtsfreien Gemeinde. 

§ 83 
Zustellungen 

Zustellungen werden nach den Vorschriften des Verwaltungs­
zustellungsgesetzes für das Land Brandenburg in der jeweils 
geltenden Fassung vorgenommen. 

§ 84 
Beschaffung von Stimmzetteln,


Umschlägen für die Briefwahl und Vordrucken


(1) Der Landeswahlleiter beschafft 

1.	 die Vordrucke für die Einreichung der Landeslisten (Anla­
ge 14), 

2.	 die Formblätter für Unterstützungsunterschriften für Lan­
deslisten (Anlage 15) und die Vordrucke für die Bescheini­
gungen des Wahlrechts der Unterzeichner (Anlage 16), 

3.	 die Vordrucke für Zustimmungserklärungen der vorge­
schlagenen Landeslistenbewerber (Anlage 17), 

4.	 die Vordrucke für die Bescheinigung der Wählbarkeit der 
vorgeschlagenen Landeslistenbewerber (Anlage 10), 

5.	 die Vordrucke für die Niederschriften über die Aufstellung 
der Landeslistenbewerber (Anlage 18), 

6.	 die Vordrucke für die Versicherungen an Eides statt zur 
Aufstellung der Landeslistenbewerber (Anlage 19), 

7.	 die Vordrucke für die von den Kreiswahlleitern zu erstat­
tenden Schnellmeldungen (Anlage 22), 

8.	 die Vordrucke für die Hauptzusammenstellungen (§ 73 
Abs. 1 Satz 2 und 3) und die Vordrucke für die Zusammen­
stellungen der Ergebnisse in Gemeinden mit mehreren 
Wahlbezirken (§ 70 Abs. 3 Satz 2). 

(2) Der Kreiswahlleiter beschafft 
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1.	 die Vordrucke für die Einreichung der Kreiswahlvorschläge 
(Anlage 6), 

2.	 die Formblätter für Unterstützungsunterschriften für Kreis­
wahlvorschläge (Anlage 7) und die Vordrucke für die Be­
scheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichner (Anlage 8), 

3.	 die Vordrucke für Zustimmungserklärungen der vorge­
schlagenen Wahlkreisbewerber (Anlage 9), 

4.	 die Vordrucke für die Bescheinigung der Wählbarkeit der 
vorgeschlagenen Wahlkreisbewerber (Anlage 10), 

5.	 die Vordrucke für die Niederschriften über die Aufstellung 
der Wahlkreisbewerber (Anlage 11), 

6.	 die Vordrucke für die Versicherungen an Eides statt zur 
Aufstellung der Wahlkreisbewerber (Anlage 12), 

7.	 die Vordrucke für die Niederschriften über die Zulassung 
der Kreiswahlvorschläge (Anlage 13), 

8.	 die Stimmzettel (Anlage 20), 

9.	 die Umschläge für die Briefwahl, 

10. die von den Briefwahlvorständen benötigten Vordrucke 
(Anlagen 22 und 24), 

11. die Vordrucke für die von den Wahlbehörden zu erstatten­
den Schnellmeldungen (Anlage 22), 

12. die Vordrucke für die Niederschriften über die Feststellung 
des Wahlergebnisses im Wahlkreis (Anlage 25) 

für seinen Wahlkreis, soweit der Landeswahlleiter nicht etwas 
anderes bestimmt. 

(3) Die Wahlbehörde beschafft alle übrigen Vordrucke, die von 
ihr oder von den Wahlvorständen benötigt werden, soweit nicht 
der Landeswahlleiter oder Kreiswahlleiter die Lieferung über­
nimmt. 

(4) Wird mit der Wahl zum Landtag eine andere Wahl verbun­
den, so kann der Landeswahlleiter für die Beschaffung und Ge­
staltung der Umschläge für die Briefwahl sowie der Vordrucke 
besondere Regelungen treffen. 

§ 85 
Sicherung der Wahlunterlagen 

(1) Die Wählerverzeichnisse, die Wahlscheinverzeichnisse, das 
Verzeichnis nach § 25 Abs. 7 Satz 2, die Formblätter mit Unter­
stützungsunterschriften für Wahlvorschläge sowie die einbehal­
tenen Wahlbenachrichtigungen sind so zu verwahren, dass sie 
gegen Einsichtnahme durch unbefugte Personen geschützt sind. 

(2) Auskünfte aus Wählerverzeichnissen, Wahlscheinverzeichnis­
sen sowie dem Verzeichnis nach § 25 Abs. 7 Satz 2 dürfen nur 
Behörden, Gerichten und sonstigen amtlichen Stellen in der 

Bundesrepublik Deutschland und nur dann erteilt werden, wenn 
dem Auskunftsersuchen ein berechtigtes Interesse im Zusam­
menhang mit der Wahl zugrunde liegt. Ein berechtigtes Interesse 
liegt insbesondere bei Verdacht von Wahlstraftaten, bei Wahl­
prüfungsangelegenheiten und bei wahlstatistischen Arbeiten vor. 

(3) Mitglieder von Wahlorganen, Amtsträger und für den öf­
fentlichen Dienst besonders verpflichtete Personen dürfen Aus­
künfte über Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge 
nur Behörden, Gerichten und sonstigen amtlichen Stellen in 
der Bundesrepublik Deutschland und nur dann erteilen, wenn 
die Auskunft zur Durchführung der Wahl oder eines Wahlprü­
fungsverfahrens oder zur Aufklärung des Verdachts einer 
Wahlstraftat erforderlich ist. 

§ 86 
Vernichtung der Wahlunterlagen 

(1) Die Wahlunterlagen können 60 Tage vor der Wahl des neu­
en Landtages vernichtet werden. Die einbehaltenen Wahlbe­
nachrichtigungen sind unverzüglich zu vernichten. 

(2) Die Wählerverzeichnisse, die Wahlscheinverzeichnisse, das 
Verzeichnis nach § 25 Abs. 7 Satz 2 sowie die Formblätter mit 
Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge sind sechs 
Monate nach der Wahl zu vernichten, wenn nicht der Landes­
wahlleiter mit Rücksicht auf ein schwebendes Wahlprüfungs­
verfahren etwas anderes anordnet oder sie für die Straf­
verfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von Be­
deutung sein können. 

(3) Die Niederschriften über die Sitzungen der Wahlausschüsse 
zählen nicht zu den Unterlagen nach Absatz 1 Satz 1. 

§ 87 
Anlagen 

Die dieser Verordnung beigefügten Anlagen sind Bestandteil 
dieser Verordnung. 

§ 88 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Brandenburgische Landeswahlverord­
nung vom 11. März 1994 (GVBl. II S. 182), geändert durch Ar­
tikel 3 des Gesetzes vom 20. März 2003 (GVBl. I S. 42, 45), 
außer Kraft. 

Potsdam, den 19. Februar 2004 

Der Minister des Innern 

Jörg Schönbohm 
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Anlage 1 

(zu § 14 Abs. 2) 

An die

Wahlbehörde


1___________________________________ ) 

Antrag 

gemäß § 6 Abs. 1 Satz 2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes 

auf Eintragung in das Wählerverzeichnis 

Ich 

Familienname: ______________________________________________________________________________


Vornamen: ______________________________________________________________________________


Tag der Geburt: ______________________________________________________________________________


Anschrift der im Wahlgebiet benutzten Nebenwohnung:


Straße, Hausnummer: ______________________________________________________________________________


Postleitzahl, Ort: ______________________________________________________________________________


Anschrift der zuletzt bei der Meldebehörde gemeldeten Hauptwohnung:


Straße, Hausnummer: ______________________________________________________________________________


Postleitzahl, Ort: ______________________________________________________________________________


beantrage die Eintragung in das Wählerverzeichnis für die Wahl zum Landtag Brandenburg.


Ich bin im Besitz


2� ) eines  Personalausweises 

Ausweis-Nummer: Name der ausstellenden Behörde: 

ausgestellt am: 

zuletzt verlängert am: 

� ) eines  Reisepasses 

Ausweis-Nummer: Name der ausstellenden Behörde: 

ausgestellt am: 

zuletzt verlängert am: 

� ) des folgenden sonstigen gültigen Identitätsausweises: __________________________ 

Ausweis-Nummer: Name der ausstellenden Behörde: 

ausgestellt am: 

zuletzt verlängert am: 

2



____________________________________________________ 

___________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 
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Ich versichere, dass 

X 2)	 die obige Nebenwohnung meine vorwiegend benutzte Wohnung ist, 

X 2)	 ich aus folgenden Gründen meinen Lebensmittelpunkt (Schwerpunkt meiner gesamten Lebensverhältnisse) am Orte 
meiner obigen Nebenwohnung habe: 

Wichtiger Hinweis! 

Es empfiehlt sich, hier insbesondere 
berufliche, kommunalpolitische, kulturelle oder soziale Aktivitäten 
unter Angabe bestehender Mitgliedschaften und Funktionen sowie 

des Umfangs übertragener Aufgaben mitzuteilen. 

X 2)	 ich bei keiner anderen Wahlbehörde die Eintragung in das Wählerverzeichnis beantragt habe. 

_____________________________ , den  _________________ 
(Ort)  (Datum) 

(Handschriftliche Unterschrift der antragstellenden Person) 

1) Name und Anschrift der Wahlbehörde eintragen. 
2) Zutreffendes ankreuzen. 
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Anlage 3 

(zu § 15 Abs. 2) 
(Rückseite der Wahlbenachrichtigung) 

Wahlscheinantrag 
(bis zu 23,5 x 12,5 cm = DIN B6/DL)1)2) 

Für amtliche Vermerke Nur in frankiertem Umschlag

absenden (Porto)!
 eingegangen am: ______________ 

An die Wahlbehörde Sperrvermerk „W“ oder „WB“ im 
Wählerverzeichnis eingetragen: 

Nummer des Wahlscheins: 

Diesen Wahlscheinantrag nur ausfüllen, unterschreiben und absenden, wenn Sie Unterlagen abgesandt/ausgehändigt 
nicht in Ihrem Wahllokal, sondern in einem anderen Wahlbezirk Ihres am: ________________________ 

Wahlkreises oder durch Briefwahl wählen wollen! 

Wahlscheinantrag 
für die


Wahl zum Landtag Brandenburg am ___________


Ich beantrage die Erteilung eines Wahlscheins für 

Familienname: ______________________________ 
Wer den Antrag für eine andere Vornamen: ______________________________ 

wahlberechtigte Person stellt, muss Wohnung: ______________________________ 
durch Vorlage einer schriftlichen 

(Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) Vollmacht nachweisen, dass er 

Tag der Geburt: ______________________________ dazu berechtigt ist! 

Der Wahlschein 
** und die Briefwahlunterlagen ) 

* � )	   soll/en an meine obige Anschrift gesendet werden. 
* � )	   soll/en an folgende Anschrift gesendet werden: 

* � )	   wird/werden abgeholt. 

* �	 ) Vollmacht: Ich bevollmächtige Frau/Herrn ____________________

             für mich den Wahlschein und die Briefwahlunterlagen abzuholen. 

____________________________ , 	den _____________ _________________________________________ 
(Ort) (Datum) (Unterschrift) 

* ) Zutreffendes ankreuzen. 
** ) Falls Briefwahl nicht erwünscht, Wort „Briefwahlunterlagen“ streichen. 

1) Muster für den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen.

2) Bei Versendung als Infopost-Standard kann die Karte bis zu den oben angegebenen Maßen groß sein.




______________ 

______________ 

______________ 

______________ 

___________________________

________________________________________________________ 
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Anlage 4 

(zu § 21 Satz 3) 

Gemeinde _________________________ Wahlbezirk (Name oder Nummer) _________________ 

Landkreis _________________________ 1)                          Wahlkreis (Nummer)  ________ 

Beurkundung des Abschlusses des Wählerverzeichnisses 

für die Wahl zum Landtag Brandenburg 
am _________________________ 

Die in diesem Wählerverzeichnis aufgeführten Personen sind für die Wahl zum Landtag Brandenburg nach den Vorschriften 
der Brandenburgischen Landeswahlverordnung eingetragen worden. Sie erfüllen die Voraussetzungen des § 5 des Brandenbur-
gischen Landeswahlgesetzes und sind nicht nach § 7 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes vom Wahlrecht 
ausgeschlossen. 
Die Wahlbehörde hat durch öffentliche Bekanntmachung vom ____________________ darauf hingewiesen, dass das 
Wählerverzeichnis in der Zeit vom ____________________ bis _____________________ für die Bürger zur Einsichtnahme 
im Sinne des § 17 Abs. 3 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes bereitgelegen hat. 
Die Wahlbezirke und die Wahllokale sowie Ort, Tag und Zeit der Wahl sind den Wahlberechtigten durch die Wahlbenach-
richtigung mitgeteilt worden. 

Das Wählerverzeichnis umfasst __________ Blätter. 

Kenn- Anzahl 

buchstaben 

Wahlberechtigte laut Wählerverzeichnis 
ohne Sperrvermerk „W“ (Wahlschein) A 1 

Wahlberechtigte laut Wählerverzeichnis 
mit Sperrmerk „W“ (Wahlschein) A 2 

Wahlberechtigte laut Wählerverzeichnis 
insgesamt A1 + A2 

Berichtigt nach Berichtigt nach 

§ 51 Abs. 2 § 51 Abs. 2 

Satz 2 Satz 3 

BbgLWahlV BbgLWahlV 

Datum: Datum: 

Der/Die Der/Die 
Wahlvorsteher/in Wahlvorsteher/in 

_______________________________ , den ____________________ 
(Dienstsiegel) (Ort) (Datum) 

Die Wahlbehörde 

(Unterschrift) 

  1)  Die Angabe entfällt in kreisfreien Städten. 



_____________________________ 

_____________________________ 

_____________________________ 

________________ 

________________ 
________________ 

___________________ 

___________________________________________________ 

_______________ 

_____________________________________ 

_________________________________________ 

_________________________________________

__________________________________________
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Anlage 5 

(zu § 23 Abs. 2) 
(Vorderseite des Wahlscheins) 

Wahlschein 

Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt! 

Wahlschein für die Wahl zum Landtag Brandenburg am _______________ 

im Wahlkreis: _______ 

Nur gültig für den obigen Wahlkreis! 

Frau/Herr Wahlschein-Nr.: 

Wählerverzeichnis-Nr.: 
oder vorgesehenen Wahlbezirk: 

� 1) Erteilung eines Wahlscheins 
nach  § 22 Abs. 2 BbgLWahlV 

Die oben genannte Person, wohnhaft in ______________________________________ , geboren am _____________
                   (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) 

kann mit diesem Wahlschein an der Wahl in dem oben genannten Wahlkreis teilnehmen 

1. gegen Abgabe des Wahlscheins unter Vorlage eines gültigen Personaldokuments (mit Lichtbild) durch Stimmabgabe 
in einem beliebigen Wahlbezirk des oben genannten Wahlkreises 
oder 

2. durch Briefwahl. 

Diesem Wahlschein sind Briefwahlunterlagen beigefügt worden. 2) 

___________________________ , den 
(Ort) (Datum)

     Die Wahlbehörde 
(Dienstsiegel) 

(Unterschrift des mit der Erteilung des Wahlscheins beauftragten Bediensteten/
              kann bei automatischer Erstellung des Wahlscheins entfallen) 

Achtung Briefwähler! 

Nachstehende „Versicherung an Eides statt zur Briefwahl“ bitte nicht ausschneiden. Sie gehört zum Wahlschein und ist mit 
Unterschrift, Ortsangabe und Datum zu versehen. Dann erst Wahlschein mit dem inneren Wahlumschlag in den äußeren 
Wahlbriefumschlag stecken. 

Versicherung an Eides statt zur Briefwahl 
3) 

Ich versichere an Eides statt, dass ich den beigefügten Stimmzettel persönlich - als Hilfsperson gemäß dem erklärten Willen 
der Wählerin/des Wählers 4) - gekennzeichnet habe. 

___________________________ , den 
(Ort)         (Datum) 

Unterschrift der Wählerin/des Wählers - oder -               Unterschrift der Hilfsperson 

     (Vor- und Familienname)         (Vor- und Familienname) 

(Vor- und Familiennamen der Hilfsperson in Blockschrift) 

           (Anschrift der Hilfsperson in Blockschrift) 

Hinweise auf der Rückseite beachten! 



____________________ 
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(Rückseite des Wahlscheins) 
Wichtige Hinweise für die Briefwahl! 

1.	 Verfahrensregeln für die Briefwahl 

1.1	 Der Stimmzettel ist persönlich und unbeobachtet zu kennzeichnen. 

1.2	 Den gekennzeichneten Stimmzettel unbeobachtet in den inneren Wahlumschlag legen und den Wahlumschlag dann 
verschließen. 

1.3	 Die auf dem Wahlschein vorgedruckte „Versicherung an Eides statt zur Briefwahl“ unter Angabe des Ortes und des 
Datums unterschreiben. 

1.4	 Den verschlossenen Wahlumschlag und den unterschriebenen Wahlschein in den dafür bestimmten äußeren 
Wahlbriefumschlag legen. 

1.5	 Den Wahlbriefumschlag verschlossen an die auf dem Wahlbriefumschlag angegebene Anschrift versenden; er kann dort 
auch abgegeben werden. 

2.	 Hilfeleistung bei der Stimmabgabe 

Der Hilfeleistung einer anderen Person - Hilfsperson - dürfen sich nur die wahlberechtigten Personen bedienen, die des 
Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen Behinderung nicht in der Lage sind, den Stimmzettel persönlich zu 
kennzeichnen. Die Hilfsperson hat die „Versicherung an Eides statt zur Briefwahl“ zu unterschreiben. Sie ist zur 
Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer anderen Person erlangt hat. 

3.	 Sonstige Hinweise 

3.1	 Die briefliche Stimmabgabe ist nur gültig, wenn der Wahlbrief bis zum Wahltage, 18.00 Uhr, bei der auf dem 
Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle eingegangen ist. 

3.2	 Der Wahlbrief muss daher rechtzeitig zur Post gegeben werden, und zwar möglichst nicht später als Donnerstagmittag 
vor der Wahl, bei entfernt liegenden Orten noch früher. Bei der Übersendung aus dem Ausland kann der Versand mit 
Luftpost erforderlich sein. 

3.3	 Innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ist der Wahlbrief nicht freizumachen. 
Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland ist der Wahlbrief grundsätzlich vollständig freizumachen. Es muss das im 
Einlieferungsland zu entrichtende Entgelt gezahlt werden. Auf dem Wahlbrief unterhalb der Anschrift das Be-
stimmungsland „République fédérale d’Allemagne“ angeben. 

3.4	 Verlorene Stimmzettel, die mit den Briefwahlunterlagen ausgegeben worden sind, werden nicht ersetzt. 

Beachten Sie die Verfahrensregeln und sorgen sie für eine frühzeitige Absendung 

des Wahlbriefs, um die Gültigkeit der brieflichen Stimmabgabe nicht in Frage zu stellen! 

1) Falls erforderlich, von der Wahlbehörde anzukreuzen. 
2) Streichen, wenn dem Wahlschein keine Briefwahlunterlagen beigefügt worden sind. 
3) Auf die Strafbarkeit einer falsch abgegebenen Versicherung an Eides statt wird hingewiesen.
 4) Bei Kennzeichnung durch eine Hilfsperson vergleiche Nummer 2 der umseitigen Hinweise. 



_ 

_ 

_ 

__________________________________ 
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Anlage 6 

(zu § 32 Abs. 1) 

Vollständig und in Maschinen- oder Druckschrift ausfüllen! 

An die/den 
Kreiswahlleiter/in 

Kreiswahlvorschlag 

der/des 

 (Name der Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnung) 1) 

für die Wahl zum Landtag Brandenburg 

am __________________________ 

im Wahlkreis _____________ 
(Nummer) 

1.	 Auf Grund der §§ 21 ff. des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes und des § 32 der Brandenburgischen Landes-
wahlverordnung wird als Bewerberin/Bewerber vorgeschlagen: 

Familienname: ____________________________________________________________________________ 

2
Vorname ): ____________________________________________________________________________ 

Beruf oder Tätigkeit: ____________________________________________________________________________ 

Tag der Geburt: ____________________________________________________________________________ 

Geburtsort: ____________________________________________________________________________ 

Anschrift: 
Straße, Hausnummer: ____________________________________________________________________________ 

Postleitzahl, Wohnort: ____________________________________________________________________________ 

2.	 An der Listenvereinigung sind folgende Parteien und politische Vereinigungen beteiligt: 3) 

Namen der Beteiligten:        ihre etwaigen Kurzbezeichnungen: 

usw. 

3. 	 Vertrauensperson für den Kreiswahlvorschlag ist ________________________________________________________ 

(Vor- und Familienname, Anschrift, Fernruf) 

Stellvertretende Vertrauensperson für den Kreiswahlvorschlag ist ___________________________________________ 

(Vor- und Familienname, Anschrift, Fernruf) 
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4.	 Dem Kreiswahlvorschlag sind folgende Anlagen beigefügt:


a) Zustimmungserklärung der Bewerberin/des Bewerbers


b) Bescheinigung der Wählbarkeit der Bewerberin/des Bewerbers


c)	 ____  Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichner ) 

5
d)	 Ausfertigung der Niederschrift über die Aufstellung der Bewerberin/des Bewerbers ) 

5
e) Versicherung an Eides statt zur Aufstellung der Bewerberin/des Bewerbers )


f) Vollmacht des Landesvorstandes der Partei oder politischen Vereinigung für die Unterzeichnung des Kreiswahl
-
6

vorschlages durch einen Bevollmächtigten ) 

g)	 Vollmachten der anderen nächstniedrigen Gebietsverbände der Partei oder politischen Vereinigung im Sinne des 
§ 32 Abs. 3 Satz 2 und 3 i. V. m. § 30 Abs. 2 Satz 2 der Brandenburgischen Landeswahlverordnung 7) 

5.	 Bemerkungen: 

6.	 Unterzeichnung des Kreiswahlvorschlages gemäß § 32 Abs. 3 und 4 der Brandenburgischen Landeswahlverordnung 

______________________________ , den ____________________

(Ort) (Datum)


Familienname, Vorname Funktion 8) Unterschrift 

(usw. entsprechend dem Bedarf) 

1)	 Es ist der satzungsgemäße Name und, sofern vorhanden, die satzungsgemäße Kurzbezeichnung anzugeben. Bei Einzel-
bewerbern ist die Angabe „Einzelbewerberin“ oder „Einzelbewerber“ einzutragen. 

2)	 Bei mehreren Vornamen genügt die Angabe des Rufnamens. 
3)	 Nur im Falle einer Listenvereinigung auszufüllen. 
4)	 Entfällt, wenn die den Kreiswahlvorschlag einreichende Partei, politische Vereinigung oder Listenvereinigung von dem 

Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit ist. 
5)	 Entfällt bei Einzelbewerbern. 
6)	 Nur im Falle der Unterzeichnung des Kreiswahlvorschlages durch einen Bevollmächtigten gemäß § 32 Abs. 8 der Bran-

denburgischen Landeswahlverordnung beizufügen. 
7)	 Nur im Falle der Nichtexistenz eines Landesvorstandes und wenn der Kreiswahlvorschlag nicht von allen, sondern nur 

von einem der nächstniedrigen Gebietsverbände der Partei oder politischen Vereinigung eingereicht wird. 
8)	 Entfällt bei Einzelbewerbern. 
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Anlage 7 
(zu § 32 Abs. 5) 

Formblatt für eine Unterstützungsunterschrift (Kreiswahlvorschlag) 

Eine Unterschrift ist nur gültig, wenn sie die Unterzeichnerin/der Unterzeichner persönlich und handschriftlich geleistet hat. Zu Kreiswah l­
vorschlägen von Parteien, politischen Vereinigungen oder Listenvereinigungen dürfen Unterschriften erst gesammelt werden, nachdem der 
Kreiswahlvorschlag gemäß § 25 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes aufgestellt worden ist; vorher geleistete Unterschriften sind 
ungültig. Jede wahlberechtigte Person darf mit ihrer Unterschrift nur einen Kreiswahlvorschlag unterstützen. Wer mehrere Kreiswahlvor­
schläge unterzeichnet, macht sich nach § 108d in Verbindung mit § 107a des Strafgesetzbuches strafbar. 

Ausgegeben: 

_________________________________ , den _____________________ 
(Ort) (Datum) 

(Dienstsiegel der Dienststelle 
der Kreiswahlleiterin/des Kreiswahlleiters) ___________________________________________________________

 (Unterschrift der Kreiswahlleiterin/des Kreiswahlleiters) 

Unterstützungsunterschrift 

Ich unterstütze hiermit durch meine Unterschrift den Kreiswahlvorschlag 
der/des ______________________________________________________________________________________________ 

(Name der Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnung) 1) 

bei der Wahl zum Landtag Brandenburg am _______________________, 

in dem  ______________________________________________________________________________________________ 
(Familienname, Vorname, Anschrift) 

als Bewerber/in im Wahlkreis ________ benannt ist.
                (Nummer) 

(Von der Unterzeichnerin/dem Unterzeichner auszufüllen) 

Familienname: _______________________________________________________________________________ 

Vorname: ______________________________________  Tag der Geburt: ____________________________ 

Anschrift:

Straße, Hausnummer:  __________________________________________________________________________________


Postleitzahl, Wohnort: __________________________________________________________________________________ 

Ich bin damit einverstanden, dass für mich eine Bescheinigung des Wahlrechts eingeholt wird.2) 

(Ort, Datum)                                                	 (Persönliche und handschriftliche Unterschrift) 

(Nicht von der Unterzeichnerin/vom Unterzeichner auszufüllen) 

Bescheinigung des Wahlrechts 3) 
Die/Der vorstehende Unterzeichner/in ist nach § 5 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes wahlberechtigt. Sie/Er ist 
nicht nach § 7 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes vom Wahlrecht ausgeschlossen. Sie/Er ist in dem oben bezeich­
neten Wahlkreis wahlberechtigt. 

__________________________ , den ___________________________
                                      (Ort)                                                       (Datum) 

(Dienstsiegel der Wahlbehörde)                      	 (Unterschrift des beauftragten Bediensteten der Wahlbehörde) 

1)	 Es ist der satzungsgemäße Name und, sofern vorhanden, die satzungsgemäße Kurzbezeichnung anzugeben; bei Listenvereinigungen 
sind zusätzlich die Namen und etwaigen Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien oder politischen Vereinigungen anzugeben. 
Bei Einzelbewerbern ist die Angabe „Einzelbewerberin“ oder „Einzelbewerber“ einzutragen. 

2)	 Wenn die Unterzeichnerin/der Unterzeichner die Bescheinigung ihres/seines Wahlrechts selbst einholen will, streichen. 
3)	 Die Wahlbehörde darf das Wahlrecht einer Person nur einmal für einen Kreiswahlvorschlag und eine Landesliste bescheinigen. Dabei 

darf sie nicht festhalten, für welchen Wahlvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist. Die Wahlberechtigung der Unterzeichne-
rin/des Unterzeichners muss zum Zeitpunkt der Unterschriftsleistung gegeben sein. 
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Anlage 8 
(zu § 32 Abs. 5 Nr. 3) 

Bescheinigung des Wahlrechts 
für die Wahl zum Landtag Brandenburg 1) 2) 

am _____________________________ 

Frau/Herr 

Familienname: 

Vorname 
3): 

Tag der Geburt: 

Anschrift: 
Straße, Hausnummer: 

Postleitzahl, Wohnort: 

ist nach § 5 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes wahlberechtigt. Sie/Er ist nicht nach § 7 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes vom Wahlrecht ausgeschlossen. 

Sie/Er ist im Wahlkreis __________  wahlberechtigt. 
(Nummer) 

__________________________ , den ___________________________
                                      (Ort)                                                       (Datum) 

(Dienstsiegel der Wahlbehörde)                      	 (Unterschrift des beauftragten Bediensteten der Wahlbehörde) 

1)	 Muster für den Fall einer gesonderten Erteilung der Bescheinigung des Wahlrechts nach § 32 Abs. 5 Nr. 3 der Brandenburgischen 
Landeswahlverordnung. 

2)	 Die Wahlbehörde darf das Wahlrecht einer Person nur einmal für einen Kreiswahlvorschlag und eine Landesliste bescheinigen. Dabei 
darf sie nicht festhalten, für welchen Wahlvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist. Die Wahlberechtigung der Unterzeichne-
rin/des Unterzeichners muss zum Zeitpunkt der Unterschriftsleistung gegeben sein. 

3)	 Bei mehreren Vornamen genügt die Angabe des Rufnamens. 
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Anlage 9 

(zu § 32 Abs. 6 Nr. 1) 

Vollständig und in Maschinen- oder Druckschrift ausfüllen! 

Zustimmungserklärung für Bewerber eines Kreiswahlvorschlages 

Ich 

Familienname: _________________________________________________________________________________________ 

1
Vorname ): ___________________________________________________________________________________________ 

Beruf oder Tätigkeit: ____________________________________________________________________________________ 

Tag der Geburt: ________________________________________________________________________________________ 

Geburtsort: ____________________________________________________________________________________________ 

Anschrift: 
Straße, Hausnummer: ____________________________________________________________________________________ 

Postleitzahl, Wohnort: ___________________________________________________________________________________ 

stimme meiner Benennung als Bewerberin/Bewerber im Kreiswahlvorschlag 

der/des/als ___________________________________________________________________________________________ 
(Name der Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnung) 2) 

im Wahlkreis _________ für die Wahl zum Landtag Brandenburg am ____________________ zu.
 (Nummer) 

Ich versichere, dass ich für keinen anderen Kreiswahlvorschlag 

meine Zustimmung zur Benennung als Bewerberin/Bewerber gegeben habe. 

� 3) Ich habe außerdem meiner Benennung als Bewerberin/Bewerber auf der Landesliste 

der/des _________________________________________________________________________________ 
(Name der Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung und, soweit vorhanden, die Kurzbezeichnung) 

zugestimmt. 

_________________________________ , den ___________________________
  (Ort)  (Datum) 

(Persönliche und handschriftliche Unterschrift) 

1) Bei mehreren Vornamen genügt die Angabe des Rufnamens. 
2) Es ist der satzungsgemäße Name und, sofern vorhanden, die satzungsgemäße Kurzbezeichnung anzugeben. Bei Einzel-

bewerbern ist die Angabe „Einzelbewerberin“ oder „Einzelbewerber“ einzutragen. 
3) Sofern zutreffend, ankreuzen und ausfüllen. 
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Anlage 10 

(zu § 32 Abs. 6 Nr. 2

und § 38 Abs. 4 Nr. 2)


Bescheinigung der Wählbarkeit 

für die Wahl zum Landtag Brandenburg 

am ________________________________ 

Frau/Herr 

Familienname: _________________________________________________________________________________________ 

1
Vorname ): ___________________________________________________________________________________________ 

Tag der Geburt: ________________________________________________________________________________________


Geburtsort: ____________________________________________________________________________________________


Anschrift:

Straße, Hausnummer: ____________________________________________________________________________________


Postleitzahl, Wohnort: ___________________________________________________________________________________


ist am Wahltage nach § 8 Abs. 1 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes wählbar. Sie/Er ist nicht nach § 8 Abs. 2 

des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes von der Wählbarkeit ausgeschlossen. 

__________________________ , den ___________________________
   (Ort)  (Datum) 

   (Dienstsiegel der Wahlbehörde)  (Unterschrift des beauftragten Bediensteten der Wahlbehörde) 

2Ich bin damit einverstanden, dass für mich eine Bescheinigung der Wählbarkeit eingeholt wird. ) 

_________________________________ , den ___________________________
  (Ort)  (Datum) 

(Persönliche und handschriftliche Unterschrift der Bewerberin/des Bewerbers) 

1) Bei mehreren Vornamen genügt die Angabe des Rufnamens.

2) Wenn die Bewerberin/der Bewerber die Bescheinigung ihrer/seiner Wählbarkeit selbst einholt, streichen.
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Anlage 11 

(zu § 32 Abs. 6 Nr. 3) 

Vollständig und in Maschinen- oder Druckschrift ausfüllen! 

Niederschrift über die Aufstellung der Bewerberin/des Bewerbers 

für den Wahlkreis _________ 
(Nummer) 

für die Wahl zum Landtag Brandenburg 

am _____________________________ 

Die Bestimmung der Bewerberin/des Bewerbers der/des 

Name der Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung: ihre etwaige Kurzbezeichnung: 

erfolgte am ____________________ , ______ Uhr, in _______________________________________________________ 
(Datum)    (Zeit)                     (Versammlungsort und -raum) 

durch eine 

1�	 ) Versammlung der im Wahlkreis zum Landtag Brandenburg wahlberechtigten Mitglieder des Wahlvorschlagsträgers 
(Wahlkreismitgliederversammlung), 

1�	 ) Versammlung der von den im Wahlkreis zum Landtag Brandenburg wahlberechtigten Mitgliedern des Wahlvorschlags-
trägers gewählten Delegierten (Wahlkreisdelegiertenversammlung), 

1�	 ) Versammlung der in den Wahlkreisen des Landkreises/der kreisfreien Stadt zum Landtag Brandenburg wahlberechtigten 
Mitgliedern des Wahlvorschlagsträgers (gemeinsame Wahlkreismitgliederversammlung), 2) 3) 

1�	 ) Versammlung der von den in den Wahlkreisen des Landkreises/der kreisfreien Stadt zum Landtag Brandenburg 
wahlberechtigten Mitgliedern des Wahlvorschlagsträgers gewählten Delegierten (gemeinsame Wahlkreis-

delegiertenversammlung), 2) 3) 
1�	 ) Versammlung der im Land zum Landtag Brandenburg wahlberechtigten Mitglieder des Wahlvorschlagsträgers 

(Landesmitgliederversammlung), 3) 
1�	 ) Versammlung der von den im Land zum Landtag Brandenburg wahlberechtigten Mitgliedern des Wahlvorschlagsträgers 

gewählten Delegierten (Landesdelegiertenversammlung). 3) 

Erschienen waren ___________ wahlberechtigte � 1) Mitglieder, 

(Anzahl) � 1) Delegierte. 

Die Versammlung wurde geleitet von: ______________________________________________________________________
                                                            (Vor- und Familienname) 

Die Versammlung bestellte zur/zum Schriftführer/in: __________________________________________________________
                                                             (Vor- und Familienname) 

Die/Der Versammlungsleiter/in stellte fest, 

1.	 dass die Versammlung zum Zwecke der Bestimmung der Bewerberin/des Bewerbers durch ___________________ 
einberufen worden ist,                                         (Form der Einladung) 

2.	 � 1) dass die Delegierten in Mitgliederversammlungen des Wahlvorschlagsträgers in der Zeit vom _____________ 
bis _______________ für die Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt worden sind, 



_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________________________________ 

194	 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 7 vom 30. März 2004 

3.	 � 1) dass die Stimmberechtigung aller Erschienenen, die Anspruch auf Stimmabgabe erhoben haben, festgestellt 
worden ist, 

� 1) dass auf ihre/seine Frage niemand die Stimmberechtigung einer an der Versammlung teilnehmenden Person, die 
Anspruch auf Stimmabgabe erhoben hat, angezweifelt hat, 

4. � 1)	 dass nach der Satzung des Wahlvorschlagsträgers, 

� 1)	 dass nach den allgemein für Wahlen des Wahlvorschlagsträgers geltenden Bestimmungen, 

� 1) dass nach dem von der Versammlung gefassten Beschluss 

als Bewerber/in gewählt ist, wer ___________________________________________________________________ 

(Angabe des Wahlverfahrens) 

5.	 dass einheitliche Stimmzettel zu verwenden sind, jede Stimmabgabe unbeobachtet mit verdecktem Stimmzettel erfolgen 
muss und sodann der Stimmzettel so zusammengefaltet abzugeben ist, dass dessen Inhalt verdeckt ist, 

6.	 dass jede/r stimmberechtigte Versammlungsteilnehmer/in vorschlagsberechtigt war, 

7.	 dass die Bewerber Gelegenheit hatten, sich und ihr Programm in angemessener Zeit vorzustellen. 

Als Bewerber wurden vorgeschlagen: 

1.	 ___________________________________________________________________________________________________
              (Familienname, Vorname, Anschrift) 

2.	 ___________________________________________________________________________________________________
              (Familienname, Vorname, Anschrift) 

3. ___________________________________________________________________________________________________
              (Familienname, Vorname, Anschrift)


(usw.)


Nach dem Ergebnis der geheimen Abstimmung/en wurde als Bewerber/in gewählt: 

Familienname: 

Vorname: 4) 

Anschrift: 
(Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort) 

Bemerkungen: 
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Die Versammlung beauftragte 1. _________________________________________________________ 
(Vor- und Familienname) 

                         (Anschrift)

           2.  	 _________________________________________________________ 
(Vor- und Familienname) 

                         (Anschrift) 

neben der/dem Leiter/in der Versammlung die Versicherung an Eides statt darüber abzugeben, dass die Anforderungen 

gemäß § 25 Abs. 5 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes beachtet worden sind. 

______________________________ , den ____________________
     (Ort)       (Datum) 

Die/Der Leiter/in der Versammlung 

(Persönliche und handschriftliche Unterschrift) 

Die/Der Schriftführer/in 

(Persönliche und handschriftliche Unterschrift) 

1)	 Zutreffendes ankreuzen. 
2)	 Die betreffenden Wahlkreise müssen gänzlich in dem Landkreis/der kreisfreien Stadt gelegen sein. Die/Der 

Wahlkreisbewerber/in eines Wahlkreises, der Teilgebiete zweier Landkreise (oder eines Landkreises und einer kreisfreien 
Stadt) umfasst, kann nur durch eine Wahlkreismitgliederversammlung (bzw. Wahlkreisdelegiertenversammlung) oder durch 
eine Landesmitgliederversammlung (bzw. Landesdelegiertenversammlung) bestimmt werden. Hat der Landkreis (oder die 
kreisfreie Stadt) neben dem die Grenzen des Landkreises (oder der kreisfreien Stadt) schneidenden Wahlkreis noch zwei 
oder mehrere Wahlkreise, die gänzlich in dem Landkreis (oder der kreisfreien Stadt) gelegen sind, so können die 
Wahlkreisbewerber für die gänzlich in dem Landkreis (oder der kreisfreien Stadt) gelegenen Wahlkreise auch durch eine 
gemeinsame Wahlkreismitgliederversammlung (bzw. gemeinsame Wahlkreisdelegiertenversammlung) bestimmt werden. 

3)	 Es ist für jeden Wahlkreis eine gesonderte Niederschrift zu fertigen. 
4)	 Bei mehreren Vornamen genügt die Angabe des Rufnamens. 
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Anlage 12 
(zu § 32 Abs. 6 Nr. 4) 

Versicherung an Eides statt 
zur Aufstellung der Bewerberin/des Bewerbers eines Kreiswahlvorschlages 

Wir versichern der/dem Kreiswahlleiter/in des Wahlkreises ___________  an Eides statt 1),

 (Nummer)


1. dass die Mitgliederversammlung/Delegiertenversammlung 2) 

der/des __________________________________________________________________________________________ 
(Name der Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnung) 

am  ____________________ in  _____________________________________________________________________
 (Datum)                            (Versammlungsort) 

in geheimer Abstimmung beschlossen hat, 

(Familienname und Vorname der Bewerberin/des Bewerbers) 

(Anschrift der Bewerberin/des Bewerbers) 

als Bewerberin/Bewerber im Kreiswahlvorschlag der vorstehend bezeichneten Partei / politischen Vereinigung / Listen­
vereinigung 2) 

im Wahlkreis __________ zur Wahl zum Landtag Brandenburg am ______________________________ zu benennen;
 (Nummer) (Datum) 

2. dass jede/r stimmberechtigte Versammlungsteilnehmer/in vorschlagsberechtigt war; 

3. dass die Bewerber Gelegenheit hatten, sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. 

______________________________ ,  den ____________________

(Ort) (Datum)


Die/Der Leiter/in der Versammlung                                            Die von der Versammlung bestimmten
 zwei Teilnehmer 

(Vor- und Familienname) (Vor- und Familienname der ersten Person) 

(Persönliche und handschriftliche Unterschrift)   (Persönliche und handschriftliche Unterschrift)

                                                _____________________________________________ 
(Vor- und Familienname der zweiten Person)

                                                _____________________________________________ 
(Persönliche und handschriftliche Unterschrift) 

1) Auf die Strafbarkeit einer falsch abgegebenen Versicherung an Eides statt wird hingewiesen.

2) Nicht Zutreffendes streichen.
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Anlage 13 

(zu § 35 Abs. 6) 

1
Niederschrift ) 

über die Sitzung des Kreiswahlausschusses 

zur Entscheidung über die Zulassung der Kreiswahlvorschläge 

für die Wahl zum Landtag Brandenburg 

am __________________________ 

im Wahlkreis _____________ 
(Nummer) 

1.	 Zur Prüfung der eingereichten Kreiswahlvorschläge und zur Entscheidung über ihre Zulassung trat am ______________,
          (Datum) 

_______ Uhr, in ___________________________ 	nach ordnungsgemäßer Ladung der Kreiswahlausschuss zusammen. 
(Zeit)                               (Versammlungsort) 

Es waren erschienen: 

Vor- und Familienname Anschrift Funktion 

1. als Vorsitzende/r 

2. als Stellvertreter/in 
der/des Vorsitzenden 

3. als Beisitzer/in 

4. als Beisitzer/in 

5. als Beisitzer/in 

6. als Beisitzer/in 

7. als Beisitzer/in 

Als Hilfskräfte waren zugezogen: 

Vor- und Familienname Anschrift Funktion oder Aufgabe 

1. Schriftführer/in 

2. 

3. 
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Als Vertrauenspersonen oder stellvertretende Vertrauenspersonen für Kreiswahlvorschläge waren erschienen: 

a) für _________________________________________________________________________________________ 
(Bezeichnung des Kreiswahlvorschlages) 

(Vor- und Familienname sowie Anschrift) 

b) für _________________________________________________________________________________________ 
(Bezeichnung des Kreiswahlvorschlages) 

(Vor- und Familienname sowie Anschrift)


(usw. entsprechend dem Bedarf)


2.	 Die/Der Vorsitzende eröffnete die öffentliche Sitzung damit, dass er die Beisitzer und die/den Schriftführer/in auf ihre 
Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer amtlichen 
Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen hinwies. Sie/Er stellte fest, dass Ort, Zeit und Gegenstand der Sitzung nach 
§ 4 Abs. 1 der Brandenburgischen Landeswahlverordnung öffentlich bekannt gemacht und die Vertrauenspersonen aller 
eingereichten Kreiswahlvorschläge schriftlich/fernmündlich 2) geladen worden sind. 

3.	 Die/Der Vorsitzende legte dem Kreiswahlausschuss folgende Kreiswahlvorschläge vor: 

a) _____________________________________________________________________________________________, 
(Bezeichnung des Kreiswahlvorschlages)


eingegangen am: __________________________ , _____________ Uhr;


b) ___________________________________________________________________________________________, 
(Bezeichnung des Kreiswahlvorschlages) 

eingegangen am: __________________________ , _____________ Uhr. 

(usw. entsprechend dem Bedarf) 

4.	 Die/Der Vorsitzende berichtete über das Ergebnis der Vorprüfung. 

5.	 Der Kreiswahlausschuss prüfte, 

a) ob die Kreiswahlvorschläge rechtzeitig eingereicht worden sind, 

b) ob die rechtzeitig eingegangenen Kreiswahlvorschläge den Anforderungen des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes 
und der Brandenburgischen Landeswahlverordnung entsprechen. 

6.	 Der Kreiswahlausschuss stellte im Ergebnis seiner Prüfung 

3�	 ) keine Mängel fest. 

3�	 ) folgende Mängel fest: 

a) _____________________________________________________________________________________ 
(Bezeichnung des Kreiswahlvorschlages) 

Art der Mängel: ______________________________________________________________________ 



_________________________________________________ 

_________________________________________________________ 

_________________________________________________ 

_________________________________________________________ 

______________________________________________________________________ 
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b) _____________________________________________________________________________________ 
(Bezeichnung des Kreiswahlvorschlages) 

Art der Mängel: ______________________________________________________________________ 

(usw. entsprechend dem Bedarf) 

Die erschienenen Vertrauenspersonen oder stellvertretenden Vertrauenspersonen der betreffenden Kreiswahlvorschläge 
erhielten Gelegenheit zur Äußerung. 

7. Der Kreiswahlausschuss beschloss, die folgenden Kreiswahlvorschläge zurückzuweisen: 

Lfd. 
Nr. 

Name und etwaige 
Kurzbezeichnung 
des Kreiswahlvorschlages 4) 

Bewerber/in 
(Vor- und Familienname) 

Zurückweisungsgrund 

1. 

2. 

(usw.) 

8. Der Kreiswahlausschuss beschloss, folgende Kreiswahlvorschläge zuzulassen: 

Lfd. 
Nr. 

Name und etwaige 
Kurzbezeichnung 
des Kreiswahlvorschlages 4) 

Bewerber/in 

1. Familienname: _____________________________________________ 
Vorname: 
Anschrift: _________________________________________________ 

Tag der Geburt: __________  Geburtsort: _______________________ 
Beruf oder Tätigkeit: ________________________________________ 

2. Familienname: _____________________________________________ 
Vorname: 
Anschrift: _________________________________________________ 

Tag der Geburt: __________  Geburtsort: _______________________ 
Beruf oder Tätigkeit: ________________________________________ 

(usw.) 



__________________________________________ 

__________________________________________ 

__________________________________________ 

__________________________________________ 

__________________________________________ 

__________________ 

____________________________________________ 

____________________________________________ 

____________________________________________ 
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9.	 Die zugelassenen Kreiswahlvorschläge wurden in der in § 32 Abs. 1 der Brandenburgischen Landeswahlverordnung 
vorgeschriebenen Form festgestellt. Sie sind dieser Niederschrift beigefügt. 

Die/Der Vorsitzende verkündete die Entscheidungen des Kreiswahlausschusses unter kurzer Angabe der Gründe und  wies 
auf den zulässigen Rechtsbehelf nach § 30 Abs. 2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes hin. 

Die Sitzung war öffentlich und wurde um ________ Uhr geschlossen. 

10.	 Vorstehende Wahlniederschrift wurde von der/dem Vorsitzenden, der/dem Stellvertreter/in der/des Vorsitzenden, den 
Beisitzern und der/dem Schriftführer/in genehmigt und wie folgt unterschrieben: 

______________________ , den _________________ 
(Ort) (Datum) 

Die/Der Vorsitzende:	 Die/Der Stellvertreter/in: 

Die/Der Schriftführer/in: 

Die Beisitzer: 

Achtung! 

Etwa notwendige Ergänzungen und Änderungen des Musters sind dem Sitzungsverlauf entsprechend vorzunehmen. 

1) Im Falle eines gemeinsamen Kreiswahlausschusses für mehrere Wahlkreise im Sinne des § 10 Abs. 2 des 
Brandenburgischen Landeswahlgesetzes, ist für jeden Wahlkreis eine gesonderte Niederschrift anzufertigen. 

2) Nicht Zutreffendes streichen. 
3) Zutreffendes ankreuzen. 
4) Bei Listenvereinigungen sind zusätzlich die Namen und etwaigen Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien oder 

politischen Vereinigungen anzugeben. Bei Einzelbewerbern ist die Angabe „Einzelbewerberin“ oder „Einzelbewerber“ 
einzutragen. 



__________________________________ 
__________________________________ 

__________________________________________________________________________________________________________
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Anlage 14 

(zu § 38 Abs. 1) 

Vollständig und in Maschinen- oder Druckschrift ausfüllen! 

An die/den 
Landeswahlleiter/in 

Landesliste 

der/des 

 (Name der Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnung) 1) 

für die Wahl zum Landtag Brandenburg 

am __________________________ 

1.	 Auf Grund der §§ 21 ff. des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes und des § 38 der Brandenburgischen Landes-
wahlverordnung werden als Bewerber vorgeschlagen: 

Lfd. 
Nr. 

Familienname 

Vorname 2) 

Beruf oder Tätigkeit Tag der Geburt 

Geburtsort 

Anschrift: 
- Straße, Hausnummer 
- Postleitzahl, Wohnort 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

(usw.) 



_ 

_ 

_ 

_______________________________________________________________ ___________________________

_______________________________________________________________ ___________________________

_______________________________________________________________ ___________________________

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 
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2. An der Listenvereinigung sind folgende Parteien und politische Vereinigungen beteiligt: 3) 

Namen der Beteiligten:        ihre etwaigen Kurzbezeichnungen: 

usw. 

43.	 � ) Diese Landesliste wird von einer Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung eingereicht, die als 
eine Vereinigung der Sorben (Wenden) zur Wahl antreten will. 

4. 	 Vertrauensperson für die Landesliste ist________________________________________________________________ 

(Vor- und Familienname, Anschrift, Fernruf) 

Stellvertretende Vertrauensperson für die Landesliste ist___________________________________________________ 

(Vor- und Familienname, Anschrift, Fernruf) 

5.	 Der Landesliste sind folgende Anlagen beigefügt: 

a) ____  Zustimmungserklärungen der Bewerber 

b) ____  Bescheinigungen der Wählbarkeit der Bewerber 

5
c) ____  Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichner ) 

d) Ausfertigung der Niederschrift über die Aufstellung der Bewerber 

e) Versicherung an Eides statt zur Aufstellung der Bewerber 

f) Vollmacht des Landesvorstandes der Partei oder politischen Vereinigung für die Unterzeichnung der Landesliste 
6

durch einen Bevollmächtigten ) 

g)	 Vollmachten der anderen nächstniedrigen Gebietsverbände der Partei oder politischen Vereinigung im Sinne des 
§ 38 Abs. 1 Satz 3 i. V. m. § 32 Abs. 3 Satz 2 und 3 und § 30 Abs. 2 Satz 2 der Brandenburgischen Landeswahl-
verordnung 7) 

6.	 Bemerkungen: 



_________________________ 
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7.	 Unterzeichnung der Landesliste gemäß § 38 Abs. 2 in Verbindung mit § 32 Abs. 3 und 4 der Brandenburgischen 
Landeswahlverordnung 

______________________________ , den ____________________

(Ort) (Datum)


Familienname, Vorname Funktion Unterschrift 

(usw. entsprechend dem Bedarf) 

1)	 Es ist der satzungsgemäße Name und, sofern vorhanden, die satzungsgemäße Kurzbezeichnung anzugeben. 
2)	 Bei mehreren Vornamen genügt die Angabe des Rufnamens. 
3)	 Nur im Falle einer Listenvereinigung auszufüllen. 
4)	 Sofern zutreffend, ankreuzen. 
5)	 Entfällt, wenn die die Landesliste einreichende Partei, politische Vereinigung oder Listenvereinigung von dem Erfor-

dernis von Unterstützungsunterschriften befreit ist. 
6)	 Nur im Falle der Unterzeichnung der Landesliste durch einen Bevollmächtigten gemäß § 38 Abs. 5 i. V. m. § 32 Abs. 8 

der Brandenburgischen Landeswahlverordnung beizufügen. 
7)	 Nur im Falle der Nichtexistenz eines Landesvorstandes und wenn die Landesliste nicht von allen, sondern nur von ei-

nem der nächstniedrigen Gebietsverbände der Partei oder politischen Vereinigung eingereicht wird. 



____ 

_ 

_____________________________________________________________________________________________________ _____________________________________________________________________________________________________ 

___________________________________________________________________________

___________________________________________     _______________________________________________________ 

______________________________________________________________________________________________________ ______________________________________________________________________________________________________ 

_________________________________________________________

_________________________ 
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Anlage 15 
(zu § 38 Abs. 3 Satz 1) 

Formblatt für eine Unterstützungsunterschrift (Landesliste) 

Eine Unterschrift ist nur gültig, wenn sie die Unterzeichnerin/der Unterzeichner persönlich und handschriftlich geleistet hat. Unterschriften 
dürfen erst gesammelt werden, nachdem die Landesliste gemäß § 25 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes aufgestellt worden ist; 
vorher geleistete Unterschriften sind ungültig. Jede wahlberechtigte Person darf mit ihrer Unterschrift nur eine Landesliste unterstützen. Wer 
mehrere Landeslisten unterzeichnet, macht sich nach § 108d in Verbindung mit § 107a des Strafgesetzbuches strafbar. 

Ausgegeben: 

_________________________________ , den _____________________

(Ort) (Datum)


(Dienstsiegel der Dienststelle

der Landeswahlleiterin/des Landeswahlleiters) ___________________________________________________________


(Unterschrift der Landeswahlleiterin/des Landeswahlleiters)


Unterstützungsunterschrift 

Ich unterstütze hiermit durch meine Unterschrift die Landesliste 
der/des ______________________________________________________________________________________________ 

(Name der Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnung) 1) 

bei der Wahl zum Landtag Brandenburg am _______________________ . 

(Von der Unterzeichnerin/dem Unterzeichner auszufüllen) 

Familienname: ____

Vorname: ______________________________________  Tag der Geburt: ____________________________ 

Anschrift:

Straße, Hausnummer: __________________________________________________________________________________


Postleitzahl, Wohnort: __________________________________________________________________________________


Ich bin damit einverstanden, dass für mich eine Bescheinigung des Wahlrechts eingeholt wird.2) 

(Ort, Datum)                                                (Persönliche und handschriftliche Unterschrift) 

(Nicht von der Unterzeichnerin/vom Unterzeichner auszufüllen) 

Bescheinigung des Wahlrechts 3) 
Die/Der vorstehende Unterzeichner/in ist nach § 5 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes wahlberechtigt. Sie/Er ist 
nicht nach § 7 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes vom Wahlrecht ausgeschlossen. 

__________________________ , den ___________________________
                                      (Ort)                                                       (Datum) 

(Dienstsiegel der Wahlbehörde)                      (Unterschrift des beauftragten Bediensteten der Wahlbehörde) 

1) Es ist der satzungsgemäße Name und, sofern vorhanden, die satzungsgemäße Kurzbezeichnung anzugeben. Bei Listenvereinigungen 
sind zusätzlich die Namen und etwaigen Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien oder politischen Vereinigungen anzugeben. 

2) Wenn die Unterzeichnerin/der Unterzeichner die Bescheinigung ihres/seines Wahlrechts selbst einholen will, streichen. 
3) Die Wahlbehörde darf das Wahlrecht einer Person nur einmal für einen Kreiswahlvorschlag und eine Landesliste bescheinigen. Dabei 

darf sie nicht festhalten, für welchen Wahlvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist. Die Wahlberechtigung der Unterzeichne-
rin/des Unterzeichners muss zum Zeitpunkt der Unterschriftsleistung gegeben sein. 



________________________________________________________________________ 

________________________________________________________________________ 

________________________________________________________________________ 

________________________________________________________________________ 

________________________________________________________________________ 

__________________________________________________________ 

_________________________ 
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Anlage 16 
(zu § 38 Abs. 3 Satz 5) 

Bescheinigung des Wahlrechts 
für die Wahl zum Landtag Brandenburg 1) 2) 

am _____________________________ 

Frau/Herr 

Familienname: 

Vorname 
3): 

Tag der Geburt: 

Anschrift: 
Straße, Hausnummer: 

Postleitzahl, Wohnort: 

ist nach § 5 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes wahlberechtigt. Sie/Er ist nicht nach § 7 des Brandenburgischen 
Landeswahlgesetzes vom Wahlrecht ausgeschlossen. 

__________________________ , den ___________________________
                                      (Ort)                                                       (Datum) 

(Dienstsiegel der Wahlbehörde)                      	 (Unterschrift des beauftragten Bediensteten der Wahlbehörde) 

1)	 Muster für den Fall einer gesonderten Erteilung der Bescheinigung des Wahlrechts nach § 38 Abs. 3 Satz 5 der Brandenburgischen 
Landeswahlverordnung. 

2)	 Die Wahlbehörde darf das Wahlrecht einer Person nur einmal für einen Kreiswahlvorschlag und eine Landesliste bescheinigen. Dabei 
darf sie nicht festhalten, für welchen Wahlvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist. Die Wahlberechtigung der Unterzeichne-
rin/des Unterzeichners muss zum Zeitpunkt der Unterschriftsleistung gegeben sein. 

3)	 Bei mehreren Vornamen genügt die Angabe des Rufnamens. 



_________________________________________________________________________________________ 

____________________________________________________________________________________________ 

____________________________________________________________________________________ 

________________________________________________________________________________________ 

____________________________________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________ 

____________________________ 
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Anlage 17 
(zu § 38 Abs. 4 Nr. 1) 

Vollständig und in Maschinen- oder Druckschrift ausfüllen! 

Zustimmungserklärung für Bewerber einer Landesliste 

Ich 

Familienname: 

Vorname
 1): 

Beruf oder Tätigkeit: 

Tag der Geburt: 

Geburtsort: 

Anschrift: 
Straße, Hausnummer: ____________________________________________________________________________________ 

Postleitzahl, Wohnort: ___________________________________________________________________________________ 

stimme meiner Benennung als Bewerberin/Bewerber in der Landesliste 

der/des ____________________________________________________________________________________________ 
(Name der Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnung) 2) 

für die Wahl zum Landtag Brandenburg am ____________________ zu. 

Ich versichere, dass ich für keine andere Landesliste 
meine Zustimmung zur Benennung als Bewerberin/Bewerber gegeben habe. 

X 3) Ich habe außerdem meiner Benennung als Bewerberin/Bewerber in dem Kreiswahlvorschlag 

der/des __________________________________________________________________________________ 
4)(Name der Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung und, soweit vorhanden, die Kurzbezeichnung)

für den Wahlkreis _________  zugestimmt.

                (Nummer)


_________________________________ , den ___________________________

 (Ort) (Datum)


(Persönliche und handschriftliche Unterschrift) 

1) Bei mehreren Vornamen genügt die Angabe des Rufnamens.

2) Es ist der satzungsgemäße Name und, sofern vorhanden, die satzungsgemäße Kurzbezeichnung anzugeben.

3) Sofern zutreffend, ankreuzen und ausfüllen.

4) Es ist der satzungsgemäße Name und, sofern vorhanden, die satzungsgemäße Kurzbezeichnung anzugeben. Bei Einzel­


bewerbern ist die Angabe „Einzelbewerberin“ oder „Einzelbewerber“ einzutragen. 



_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 
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Anlage 18 

(zu § 38 Abs. 4 Nr. 3) 

Vollständig und in Maschinen- oder Druckschrift ausfüllen! 

Niederschrift über die Aufstellung der Bewerber einer Landesliste 

für die Wahl zum Landtag Brandenburg 

am _____________________________ 

Die Bestimmung der Bewerber und ihre Reihenfolge für die Landesliste der/des 

Name der Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung: ihre etwaige Kurzbezeichnung: 

erfolgte am ____________________ , ______ Uhr, in _______________________________________________________ 
(Datum)    (Zeit)                     (Versammlungsort und -raum) 

durch eine 

1�	 ) Versammlung der im Land zum Landtag Brandenburg wahlberechtigten Mitglieder des Wahlvorschlagsträgers 
(Landesmitgliederversammlung), 

1�	 ) Versammlung der von den im Land zum Landtag Brandenburg wahlberechtigten Mitgliedern des Wahlvorschlagsträgers 
gewählten Delegierten (Landesdelegiertenversammlung). 

Erschienen waren ___________ wahlberechtigte � 1) Mitglieder, 

(Anzahl) � 1) Delegierte. 

Die Versammlung wurde geleitet von: ______________________________________________________________________
                                                        (Vor- und Familienname) 

Die Versammlung bestellte zum Schriftführer: ________________________________________________________________
                                                        (Vor- und Familienname) 

Die/Der Versammlungsleiter/in stellte fest, 

1.	 dass die Versammlung zum Zwecke der Bestimmung der Bewerber und ihrer Reihenfolge durch  ___________________ 
einberufen worden ist,                                         (Form der Einladung) 

2.	 � 1) dass die Delegierten in Mitgliederversammlungen des Wahlvorschlagsträgers in der Zeit vom _____________ 
bis _______________ für die Delegiertenversammlung in geheimer Abstimmung bestimmt worden sind, 

3.	 � 1) dass die Stimmberechtigung aller Erschienenen, die Anspruch auf Stimmabgabe erhoben haben, festgestellt 
worden ist, 

1�	 ) dass auf ihre/seine Frage niemand die Stimmberechtigung einer an der Versammlung teilnehmenden Person, die 
Anspruch auf Stimmabgabe erhoben hat, angezweifelt hat, 

4.	 � 1) dass nach der Satzung des Wahlvorschlagsträgers, 
1� )	 dass nach den allgemein für Wahlen des Wahlvorschlagsträgers geltenden Bestimmungen, 
1� )	 dass nach dem von der Versammlung gefassten Beschluss 

als Bewerber/in gewählt ist, wer ___________________________________________________________________ 

(Angabe des Wahlverfahrens) 



_____________________________________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________________________________ 

______________________________________________________________________________________________________ 
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5.	 dass einheitliche Stimmzettel zu verwenden sind, jede Stimmabgabe unbeobachtet mit verdecktem Stimmzettel erfolgen 
muss und sodann der Stimmzettel so zusammengefaltet abzugeben ist, dass dessen Inhalt verdeckt ist, 

6.	 dass jede/r stimmberechtigte Versammlungsteilnehmer/in vorschlagsberechtigt war, 

7.	 dass die Bewerber Gelegenheit hatten, sich und ihr Programm in angemessener Zeit vorzustellen. 

Nach dem Ergebnis der geheimen Abstimmung/en wurden für die Landesliste folgende Bewerber in der nachstehenden 

Reihenfolge aufgestellt: 

Lfd. 
Familienname 

Vorname 2) 

Beruf oder Tätigkeit Tag der Geburt 

Geburtsort 

Anschrift 
- Straße, Hausnummer 

Nr. - Postleitzahl, Wohnort 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

(usw.) 

Bemerkungen: 



________________________________________________________ 

________________________________________________________ 

_________________________ 

_________________________________________________________

_________________________________________________________
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Die Versammlung beauftragte 1. _________________________________________________________ 
(Vor- und Familienname) 

                         (Anschrift)

           2.  	 _________________________________________________________ 
(Vor- und Familienname) 

                         (Anschrift) 

neben der/dem Leiter/in der Versammlung die Versicherung an Eides statt darüber abzugeben, dass die Anforderungen 

gemäß § 25 Abs. 5 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes beachtet worden sind. 

______________________________ , den ____________________
     (Ort)       (Datum) 

Die/Der Leiter/in der Versammlung 

(Persönliche und handschriftliche Unterschrift) 

Die/Der Schriftführer/in 

(Persönliche und handschriftliche Unterschrift) 

1) Zutreffendes ankreuzen.

2) Bei mehreren Vornamen genügt die Angabe des Rufnamens.




_

_

_____________________________________________ ____________________________________________

_____________________________________________ ____________________________________________

___________________________ 

210 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 7 vom 30. März 2004 

Anlage 19 

(zu § 38 Abs. 4 Nr. 4) 

Versicherung an Eides statt 

zur Aufstellung der Bewerber einer Landesliste 

Wir versichern der/dem Landeswahlleiter/in an Eides statt 1), 

1. dass die Mitgliederversammlung/Delegiertenversammlung 2) 

der/des __________________________________________________________________________________________ 
(Name der Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnung) 

am ____________________ in _____________________________________________________________________
  (Datum)   (Versammlungsort) 

die Bewerber und ihre Reihenfolge auf der Landesliste der vorstehend bezeichneten Partei / politischen Vereinigung / 

Listenvereinigung 2) für die Wahl zum Landtag Brandenburg am  ___________  in geheimer Abstimmung bestimmt hat;
 (Datum) 

2. dass jede/r stimmberechtigte Versammlungsteilnehmer/in vorschlagsberechtigt war; 

3. dass die Bewerber Gelegenheit hatten, sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. 

______________________________ , den ____________________

 (Ort)   (Datum)


Die/Der Leiter/in der Versammlung   Die von der Versammlung bestimmten

    zwei Teilnehmer 

  (Vor- und Familienname)   (Vor- und Familienname der ersten Person) 

   (Persönliche und handschriftliche Unterschrift)    (Persönliche und handschriftliche Unterschrift)

 _____________________________________________ 
(Vor- und Familienname der zweiten Person)

 _____________________________________________ 
(Persönliche und handschriftliche Unterschrift) 

1) Auf die Strafbarkeit einer falsch abgegebenen Versicherung an Eides statt wird hingewiesen.

2) Nicht Zutreffendes streichen.
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Anlage 20
(zu § 42 Abs. 1)
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1) Die Wörter   und politischen Vereinigungen   streichen, wenn sich keine politische Vereinigung mit einer Landesliste zur Wahl stellt.
Wenn sich eine Listenvereinigung mit einer Landesliste zur Wahl stellt, entsprechend anpassen.

Erststimme

für die Wahl eines/einer

Wahlkreisabgeordneten
für die Wahl einer

Landesliste
 (= maßgebende Stimme

für die Verteilung der Sitze insgesamt
auf die einzelnen Parteien

und politischen Vereinigungen) 1)

Zweitstimme

hier 1 Stimme

AV

1

O

1

G-Partei

Einzelbewerber

hier 1 Stimme

Stimmzettel
für die Wahl zum Landtag Brandenburg im Wahlkreis 21

am ___________________

Sie haben 2 Stimmen

O

O

GP

ZP

O

O WP

O BP

O

2

O

O
B-Partei

BP

OZP
Z-Partei

WP
W-Partei

O2

3 TP
T-Partei

6

7

5 5

TP 3

4

“ „
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Anlage 21 

(zu § 45 Abs. 1) 

Wahlbekanntmachung 

1.	 Am __________________ 
(Datum)


findet die

Wahl zum Landtag Brandenburg 

statt. 

Die Wahl dauert von 8 bis 18 Uhr 1). 

2.	 2) Die Gemeinde bildet einen Wahlbezirk. 

Das barrierefreie 5) Wahllokal wird in _________________________________ eingerichtet. 
(nähere Bezeichnung mit Anschrift) 

3) Die Gemeinde ist in folgende__________ Wahlbezirke eingeteilt:

(Anzahl)


Wahlbezirk 1: Östlich der Bahnlinie G-P

Wahllokal: Gymnasium in der Schulstraße - barrierefrei


Wahlbezirk 2: Westlich der Bahnlinie G-P

Wahllokal: Grundschule in der Schillerstraße


Wahlbezirk 3: Ortsteil N 
Wahllokal: Kindertagesstätte in der Fontanestraße - barrierefrei 

4) Die Gemeinde ist in  __________ allgemeine Wahlbezirke 6) eingeteilt.

(Anzahl)


In den Wahlbenachrichtigungen, die den wahlberechtigten Personen in der Zeit vom _____ bis _____ 
übersandt worden sind, sind der Wahlkreis, der Wahlbezirk und das Wahllokal angegeben, in dem die 
wahlberechtigten  Personen zu wählen haben. 

3.	 Der Briefwahlvorstand/Die Briefwahlvorstände tritt/treten am Wahltage zur Ermittlung des Briefwahlergeb-
nisses um _______ Uhr in _________________________________________zusammen. 

4. 	 Jede wahlberechtigte Person, die keinen Wahlschein besitzt, kann nur in dem Wahllokal des Wahlbezirks 
wählen, in dessen Wählerverzeichnis sie eingetragen ist. 

Die Wähler haben ihre Wahlbenachrichtigung und ein gültiges Personaldokument mit Lichtbild mitzubringen. 
Sie haben sich auf Verlangen des Wahlvorstandes auszuweisen. 

Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden. 

Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jede Wählerin/Jeder Wähler erhält am Wahltage im betreffenden 
Wahllokal einen amtlichen Stimmzettel ausgehändigt. 

Jede Wählerin/Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme. 

Der Stimmzettel enthält jeweils in der Reihenfolge der Wahlvorschlagsnummern 

a)	 für die Wahl nach Kreiswahlvorschlägen die zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter Angabe des Fami-
liennamens, des Vornamens, des Berufes oder der Tätigkeit und der Anschrift der Bewerberin/des Be-
werbers sowie des Namens der Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch dieser, oder der Bezeichnung ,,Einzelbewerberin“ oder ,,Einzelbewer-
ber“ für Bewerber, die nicht für eine Partei, politische Vereinigung oder Listenvereinigung auftreten, und 
rechts von dem Namen jeder Bewerberin/jedes Bewerbers einen Kreis für die Kennzeichnung. Bei 
Kreiswahlvorschlägen von Listenvereinigungen enthält der Stimmzettel ferner die Namen und, sofern 
vorhanden, die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien oder politischen Vereinigungen, 
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b)	 für die Wahl nach Landeslisten die zugelassenen Landeslisten unter Angabe des Namens der Partei, po-
litischen Vereinigung oder Listenvereinigung, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch dieser, 
sowie die Vor- und Familiennamen der ersten fünf Bewerber und links von dem Namen der Partei, poli-
tischen Vereinigung oder Listenvereinigung einen Kreis für die Kennzeichnung. Bei Landeslisten von 
Listenvereinigungen enthält der Stimmzettel ferner die Namen und, sofern vorhanden, die Kurzbezeich-
nungen der an ihr beteiligten Parteien oder politischen Vereinigungen. 

5.	 Die Wählerin/Der Wähler gibt 

die Erststimme in der Weise ab, 
dass sie/er auf dem linken Teil des Stimmzettels durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Bewerberin/welchem Bewerber sie gelten soll, 

und 
die Zweitstimme in der Weise ab, 

dass sie/er auf dem rechten Teil des Stimmzettels durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf ande-
re Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie gelten soll. 

Der Stimmzettel muss von der Wählerin/vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahllokals oder in einem be-
sonderen Nebenraum unbeobachtet gekennzeichnet und in gefaltetem Zustand so in die Wahlurne gelegt wer-
den, dass die Kennzeichnung von umstehenden Personen nicht erkannt werden kann. 

6.	 Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststellung des 
Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jede Person hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung des 
Wahlgeschäfts möglich ist. 

Während der Wahlzeit sind in und an dem Gebäude, in dem sich das Wahllokal befindet, sowie unmittelbar 
vor dem Zugang zu dem Gebäude jede Beeinflussung der Wähler durch Wort,  Ton, Schrift oder Bild sowie 
jede Unterschriftensammlung verboten (§ 35 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes). 

7.	 Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt 
ist, 

a)	 durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses Wahlkreises oder 

b)	 durch Briefwahl 

teilnehmen. 

Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Wahlbehörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtli-
chen Wahlumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel (im verschlossenen Wahlumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig der auf 
dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle übersenden, dass er dort spätestens am Wahltage bis 18 Uhr ein-
geht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stelle abgegeben werden. 

8.	 Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 
und 3 des Strafgesetzbuches). 

______________________________ , den ____________________
 (Ort)    (Datum)

  Die Wahlbehörde

(Dienstsiegel der Wahlbehörde)


 (Handschriftliche Unterschrift) 

1)	 Bei abweichender Festsetzung der Wahlzeit durch die/den Kreiswahlleiter/in (vgl. § 44 Abs. 2 der Brandenbur-
gischen Landeswahlverordnung) ist die angeordnete Wahlzeit einzusetzen. 

2) Für Gemeinden, die nur einen Wahlbezirk bilden. 
3) Für Gemeinden, die in wenige Wahlbezirke eingeteilt sind. 
4) Für Gemeinden, die in eine größere Anzahl von Wahlbezirken eingeteilt sind. 
5) Nicht Zutreffendes streichen. 
6) Wenn Sonderwahlbezirke gebildet sind, sind diese einzeln aufzuführen. Daneben sind die Wahlbezirke mit 

barrierefreiem Wahllokal einzeln aufzuführen, es sei denn, diese werden auf andere geeignete Weise (etwa im 
Rahmen der Wahlbenachrichtigung oder durch eine gesonderte Bekanntmachung) öffentlich bekannt gemacht. 
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Anlage 22 

(zu § 69 Abs. 5) 

Wahlbezirk 1) __________

  (Nummer)


Briefwahlvorstand 1) __________

   (Nummer)


Gemeinde/Landkreis 1) _____________________________________ 

Wahlkreis __________

(Nummer)


Schnellmeldung 

über das Ergebnis der Wahl zum Landtag Brandenburg 

am ____________ 

Die Meldung ist auf schnellstem Wege (z. B. telefonisch oder auf sonstigem elektronischen Wege) zu erstatten: 

2� ) Von der/dem Wahlvorsteher/in an Wahlbehörde, 

2� ) von der Wahlbehörde an Kreiswahlleiter/in, 

2� ) von der/dem Briefwahlvorsteher/in an Wahlbehörde/Kreiswahlleiter/in 1), 

2� ) von der/dem Kreiswahlleiter/in an Landesbetrieb für Datenverarbeitung und Statistik, 

3Kennbuchstabe ) 

A1 + A2 Wahlberechtigte 4) __________________ 

B Wähler (nur Urnenwahl / nur  Briefwahl / Urnenwahl und Briefwahl) 1) __________________ 

C Ungültige Erststimmen __________________ 

D Gültige Erststimmen __________________ 

Von den gültigen Erststimmen entfallen auf: 

D 1 1. ____________________________________________________ __________________
5  (Bewerber/in und Kurzbezeichnung des Wahlvorschlagsträgers) ) (Stimmenzahl) 

D 2 2. ____________________________________________________ __________________
5  (Bewerber/in und Kurzbezeichnung des Wahlvorschlagsträgers) ) (Stimmenzahl) 

D 3 3. ____________________________________________________ __________________
5  (Bewerber/in und Kurzbezeichnung des Wahlvorschlagsträgers) ) (Stimmenzahl) 

(usw. laut Stimmzettel) 

zusammen: __________________ 



__ 
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__________________________________________________________________________________________________

__________________ 
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Als gewählt gelten kann die Bewerberin/der Bewerber: 6) 

5 (Familienname, Vorname)	  (Kurzbezeichnung des Wahlvorschlagsträgers) )

E Ungültige Zweitstimmen	 __________________ 

F Gültige Zweitstimmen	 __________________ 

Von den gültigen Zweitstimmen entfallen auf: 

F 1 1.	 ____________________________________________________ __________________
 (Name des Wahlvorschlagsträgers 7) )	    (Stimmenzahl) 

F 2 2.	 ____________________________________________________ __________________
 (Name des Wahlvorschlagsträgers 7) )	    (Stimmenzahl) 

F 3 3.	 ____________________________________________________ __________________
 (Name des Wahlvorschlagsträgers 7) )	    (Stimmenzahl) 

(usw. laut Stimmzettel) 

zusammen: __________________ 

 (Handschriftliche Unterschrift) 

Bei telefonischer Weitermeldung Hörer erst auflegen, wenn die Zahlen wiederholt worden sind. 

Durchgegeben:  Uhrzeit:    	    Aufgenommen: 

 (Handschriftliche Unterschrift der/des Meldenden)	   (Handschriftliche Unterschrift der/des Aufnehmenden) 

Die Schnellmeldung ist nach Ermittlung des Wahlergebnisses sofort weiterzugeben. 

1)	 Nicht Zutreffendes streichen. 
2)	 Zutreffendes ankreuzen. 
3)	 Nach Abschnitt 4 der Wahlniederschrift nach dem Muster der Anlage 23 oder 24 zur Brandenburgischen Landeswahl-

verordnung. 
4)	 Vom Briefwahlvorstand nicht auszufüllen. 
5)	 Bei Einzelbewerbern anstelle der Kurzbezeichnung des Wahlvorschlagsträgers die Angabe „Einzelbewerberin“ oder 

„Einzelbewerber“ eintragen. 
6)	 Nur in der Schnellmeldung der Kreiswahlleiterin/des Kreiswahlleiters an den Landesbetrieb für Datenverarbeitung und 

Statistik angeben. 
7)	 Angabe der Kurzbezeichnung reicht aus. 
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Anlage 23 

(zu § 70 Abs. 1 Satz 1)


Gemeinde ___________________________ Wahlbezirk (Name oder Nummer) ____________________


Landkreis ___________________________ 1) Wahlkreis (Nummer) __________


2� ) Allgemeiner Wahlbezirk 
2� ) Sonderwahlbezirk 
2� ) Wahlbezirk mit beweglichem Wahlvorstand 

Diese Wahlniederschrift ist von allen anwesenden 
Mitgliedern des Wahlvorstands zu unterschreiben. 

Wahlniederschrift 

über die Ermittlung und Feststellung der Wahl im Wahlbezirk 

der Wahl zum Landtag Brandenburg 

am  ____________________________ 

1. Wahlvorstand 

Zu der Landtagswahl waren für den Wahlbezirk vom Wahlvorstand erschienen: 

Vor- und Familiennamen Anschrift Funktion 

1. als Wahlvorsteher/in 

2. als stellvertretende/r 
Wahlvorsteher/in 

3. als Beisitzer/in und 
Schriftführer/in 

4. als Beisitzer/in und 
stellvertretende/r Schriftführer/in 

5. als Beisitzer/in 

6. als Beisitzer/in 

7. als Beisitzer/in 

An Stelle der nicht erschienenen oder ausgefallenen Mitglieder des Wahlvorstands ernannte und verpflichtete die/der 
Wahlvorsteher/in die folgenden anwesenden oder herbeigerufenen wahlberechtigten Personen zu Mitgliedern des 
Wahlvorstands: 3) 

Vor- und Familiennamen Anschrift Uhrzeit 

1. 

2. 

3. 
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Als Hilfskräfte waren zugezogen: 

Vor- und Familiennamen Anschrift Funktion oder Aufgabe 

1. 

2. 

3. 

2.	 Wahlhandlung 

2.1	 Die/Der Wahlvorsteher/in eröffnete die Wahlhandlung damit, dass sie/er die übrigen Mitglieder des Wahlvorstands auf 
ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer 
amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hinwies. Sie/Er belehrte sie über ihre Aufgaben. 

Abdrucke des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes und der Brandenburgischen Landeswahlverordnung lagen im 
Wahllokal vor. 

2.2	 Der Wahlvorstand stellte fest, dass sich die Wahlurne in ordnungsgemäßem Zustand befand und leer war. Sodann wurde 
die Wahlurne verschlossen/versiegelt 3); die/der Wahlvorsteher/in nahm den Schlüssel in Verwahrung. 3) 

2.3	 Damit die wahlberechtigten Personen die Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen konnten, war/en im Wahllokal 

2�	 ) _______ Wahlkabine/n aufgestellt,

(Anzahl)


2�	 ) _______ Sichtblende/n mit Tisch/en aufgestellt,

(Anzahl)


2�	 ) _______ Nebenraum/Nebenräume hergerichtet, der/die nur vom Wahllokal aus betretbar war/en. 
(Anzahl) 

2.4	 Mit der Stimmabgabe wurde um _____ Uhr _____ Minuten begonnen. 

2.5	 Vor Beginn der Stimmabgabe berichtigte die/der Wahlvorsteher/in das Wählerverzeichnis nach dem besonderen 
Wahlscheinverzeichnis (§ 25 Abs. 6 Satz 5 der Brandenburgischen Landeswahlverordnung), indem sie/er bei den in 
diesem Verzeichnis aufgeführten Personen in der für den Stimmabgabevermerk vorgesehenen Spalte des Wähler-
verzeichnisses den Vermerk ,,W“ oder ,,WB“ eintrug. Die/Der Wahlvorsteher/in berichtigte auch die Zahlen der 
Abschlussbescheinigung der Wahlbehörde; diese Berichtigung wurde von ihr/ihm abgezeichnet. 3) 
Bei einer ergänzenden Mitteilung der Wahlbehörde über die Ausstellung von Wahlscheinen nach § 25 Abs. 9 Satz 2 der 
Brandenburgischen Landeswahlverordnung oder die Ausgabe von Briefwahlunterlagen nach § 25 Abs. 9 Satz 4 der 
Brandenburgischen Landeswahlverordnung wurde entsprechend verfahren. 3) 

2.6	 � 2)   Der Wahlvorstand wurde über die Ungültigkeit von Wahlscheinen nicht unterrichtet. 

2�	 ) Der Wahlvorstand wurde von der/dem _________________________ unterrichtet, dass folgende Wahlscheine
               für ungültig erklärt worden sind: 

   (Vor- und Familiennamen der Wahlscheininhaber und ihre Wahlschein-Nummern) 
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2.7 Besondere Vorfälle während der Wahlhandlung waren nicht zu verzeichnen. 3) 

Als besondere Vorfälle waren zu verzeichnen (z. B. Zurückweisung von wahlberechtigten Personen gemäß § 55 
Abs. 5 der Brandenburgischen Landeswahlverordnung): 3) 

Über die Einzelheiten wurden Niederschriften gefertigt und als Anlagen Nummer ___ bis Nummer ___ beigefügt. 

Wenn im Wahlbezirk kein beweglicher Wahlvorstand tätig war,

bitte die Nummern 2.8 und 2.9 streichen und dann mit Nummer 2.10 fortfahren!


2.8 Im Wahlbezirk befindet sich 

2�	 ) das kleinere Krankenhaus/Altenheim/Pflegeheim 3) ____________________________________________ 
(Bezeichnung) 

2� ) die sozialtherapeutische Anstalt	 _________________________________ 
(Bezeichnung) 

2� ) die Justizvollzugsanstalt	 _________________________________ 
(Bezeichnung) 

für das/die die Wahlbehörde die Stimmabgabe vor einem beweglichen Wahlvorstand zugelassen hat. 

Der bewegliche Wahlvorstand für die oben bezeichnete Einrichtung setzte sich aus folgenden Personen zusammen: 

Vor- und Familiennamen Funktion 

1. als Wahlvorsteher/in oder 
stellvertretende/r Wahlvorsteher/in 3) 

2. als Beisitzer/in und Schriftführer/in oder 
stellvertretende/r Schriftführer/in 3) 

3. als Beisitzer/in 

Der bewegliche Wahlvorstand begab sich zu der von der Wahlbehörde benannten Wahlzeit in das Wahllokal der 
Einrichtung. Die Mitglieder des beweglichen Wahlvorstands führten dabei insbesondere folgende Wahlunterlagen bei 
sich: 
a) leere Stimmzettel sowie 
b) eine leere und verschlossene Wahlurne. 

Die Mitglieder des beweglichen Wahlvorstands überzeugten sich von dem ordnungsgemäßen Zustand des Wahllokals 
der Einrichtung, insbesondere davon, dass eine unbeobachtete Stimmabgabe gewährleistet war. Die wahlberechtigten 
Personen, die nicht lesen können oder wegen einer körperlichen Behinderung nicht in der Lage sind, den Stimmzettel 
persönlich zu kennzeichnen, wurden darauf hingewiesen, dass sie sich bei der Stimmabgabe der Hilfe einer Person ihres 
Vertrauens (Hilfsperson) bedienen können und dass Hilfsperson auch ein von der wahlberechtigten Person bestimmtes 
Mitglied des beweglichen Wahlvorstands sein kann. 

Die Wähler kennzeichneten die Stimmzettel unbeobachtet und falteten sie so, dass sie beim Einlegen in die Wahlurne 
von anderen anwesenden Personen nicht eingesehen werden konnten. Vor jeder Stimmabgabe überzeugte sich der 
bewegliche Wahlvorstand, dass die/der jeweilige Wähler/in einen für den Wahlkreis gültigen Wahlschein besaß. 

Der bewegliche Wahlvorstand vereinnahmte die Wahlscheine und brachte nach Schluss der Stimmabgaben die 
verschlossene Wahlurne und die einbehaltenen Wahlscheine unverzüglich in das Wahllokal des Wahlbezirks zurück. Hier 
blieb die verschlossene Wahlurne bis zum Schluss der allgemeinen Wahlzeit unter ständiger Aufsicht des Wahlvorstands 
des Wahlbezirks. 
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2.9	 Der bewegliche Wahlvorstand begab sich mit der verschlossenen Wahlurne und den erforderlichen Stimmzetteln zu den 
bettlägerigen wahlberechtigten Personen. Ihnen wurde Gelegenheit gegeben, ihren Stimmzettel unbeobachtet zu 
kennzeichnen. Im Übrigen verfuhr der bewegliche Wahlvorstand entsprechend dem unter Nummer 2.8 dargestellten 
Ablauf. 3) 

2.10	 Um 18 Uhr gab die/der Wahlvorsteher/in den Ablauf der Wahlzeit bekannt. 

2�	 ) Danach wurden nur noch die im Wahllokal anwesenden wahlberechtigten Personen zur Stimmabgabe 
zugelassen. Der Zutritt zum Wahllokal wurde solange gesperrt, bis die letzte anwesende wahlberechtigte 
Person ihre Stimmabgabe beendet hatte. Sodann wurde die Öffentlichkeit wieder hergestellt. 

2�	 ) Wegen des großen Andrangs konnten nicht alle um 18 Uhr vor dem Wahllokal anwesenden wahlberechtigten 
Personen im Wahllokal warten. Deshalb hatte sich genau um 18 Uhr ein Mitglied des Wahlvorstands vor das 
Wahllokal oder auf die Straße begeben und alle Personen zurückgewiesen, die sich nach 18 Uhr noch 
anreihen wollten. 

Nach der letzten Stimmabgabe um _____ Uhr _____ Minuten erklärte die/der Wahlvorsteher/in die Wahl für ge-
schlossen. Vom Wahltisch wurden alle nicht benutzten Stimmzettel entfernt. 

3.	 Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk 

3.1	 Die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses wurden unmittelbar im Anschluss an die Stimmabgabe und ohne 
Unterbrechung unter der Leitung der/des Wahlvorsteher/s/in oder der/des Stellvertreter/s/in vorgenommen. 

3.2	 Ein Mitglied des Wahlvorstands öffnete die allgemeine Wahlurne des Wahlbezirks. Danach wurden die Stimmzettel 
entnommen und mit dem Inhalt der Wahlurne des beweglichen Wahlvorstands vermengt. 4) Die/Der Wahlvorsteher/in 
überzeugte sich, dass sämtliche Wahlurnen leer waren. 

3.3	 Sodann wurden zum Ersten die Stimmzettel sowie 
zum Zweiten die Stimmabgabevermerke im Wählerverzeichnis und die einbehaltenen Wahlscheine gezählt. 

3.3.1	 Die Zählung der Stimmzettel ergab __________ Stimmzettel. B 
(= Wähler) 

An entsprechender Stelle in Abschnitt 4 eintragen! 

3.3.2	 Die Zählung der Stimmabgabevermerke 
im Wählerverzeichnis ergab __________ Vermerke. 

3.3.3	 Mit Wahlschein haben gewählt __________ Personen. B 1 

===================== 
3.3.4	 Gesamtzahl der Wähler __________ Personen. 

(3.3.2 und 3.3.3 zusammen) 

3.3.5	 � 2) Das Ergebnis der Nummer 3.3.4 stimmte mit dem Ergebnis der Nummer 3.3.1 überein. 

2�	 ) Das Ergebnis der Nummer 3.3.4 war um _____ größer/kleiner 3) als das Ergebnis der Nummer 3.3.1. 
Die Verschiedenheit, die sich auch bei wiederholter Zählung herausstellte, erklärte sich aus folgenden Gründen: 

3.4	 Die/Der Schriftführer/in übertrug aus der - berichtigten 3) - Bescheinigung über den Abschluss des Wählerverzeichnisses 
die Anzahl der wahlberechtigten Personen in Abschnitt 4 dieser Wahlniederschrift. 
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3.5	 Nunmehr bildeten mehrere Beisitzer unter Aufsicht der/des Wahlvorsteher/s/in folgende Stimmzettelstapel und behielten 
sie unter Aufsicht: 

3.5.1	 a) Mehrere Stapel aus den Stimmzetteln, auf denen die Erst- und die Zweitstimme zweifelsfrei gültig für die/den 
Bewerber/in und die Landesliste desselben Wahlvorschlagsträgers abgegeben worden waren, getrennt nach Stimmen 
für die einzelnen Landeslisten, 

b)	 einen Stapel aus den Stimmzetteln, auf denen die Erst- und die Zweitstimme zweifelsfrei gültig für Bewerber und 
Landeslisten verschiedener Wahlvorschlagsträger abgegeben worden waren, sowie mit den Stimmzetteln, auf denen 
nur die Erst- oder nur die Zweitstimme jeweils zweifelsfrei gültig und die andere Stimme nicht abgegeben worden 
war, 

c)	 einen Stapel mit den ungekennzeichneten Stimmzetteln sowie 

d)	 einen Stapel aus den Stimmzetteln, die Anlass zu Bedenken gaben und über die später vom Wahlvorstand Beschluss 
zu fassen war. 

Der Stapel zu Buchstabe d wurde von einer/einem von der/dem Wahlvorsteher/in dazu bestimmten Beisitzer/in in 
Verwahrung genommen. 

3.5.2	 Die Beisitzer, die die nach Buchstabe a geordneten Stapel unter ihrer Aufsicht hatten, übergaben die einzelnen Stapel 
zu Buchstabe a in der Reihenfolge der Landeslisten auf dem Stimmzettel nacheinander zu einem Teil der/dem 
Wahlvorsteher/in, zum anderen Teil der/dem Stellvertreter/in. Diese prüften, ob die Kennzeichnung der Stimmzettel eines 
jeden Stapels gleich lautete und sagten zu jedem Stapel laut an, für welche/n Bewerber/in und für welche Landesliste er 
Stimmen enthielt. Gab ein Stimmzettel der/dem Wahlvorsteher/in oder dem/der Stellvertreter/in Anlass zu Bedenken, 
so fügten sie den Stimmzettel dem Stapel zu Buchstabe d bei. 

Hierauf prüfte die/der Wahlvorsteher/in den Stapel zu Buchstabe c mit den ungekennzeichneten Stimmzetteln, die 
ihr/ihm hierzu von der/dem Beisitzer/in, die/der sie in Verwahrung hatte, übergeben wurden. Die/Der Wahlvorsteher/in 
sagte an, dass hier beide Stimmen ungültig sind. 

Danach zählten je zwei von der/dem Wahlvorsteher/in bestimmte Beisitzer nacheinander je einen der zu den Buchsta-
ben a und c gebildeten Stapel unter gegenseitiger Kontrolle durch und ermittelten die Zahl der für die einzelnen Bewerber 
und Landeslisten abgegebenen Stimmen sowie die Zahl der ungültigen Erst- und Zweitstimmen. Die so ermittelten 
Stimmenzahlen wurden als Zwischensummen I (ZS I) von der/dem Schriftführer/in in Abschnitt 4 eingetragen, und zwar 
sowohl unter dem Ergebnis der Wahl im Wahlkreis (Erststimmen) als auch unter dem Ergebnis der Wahl nach 
Landeslisten (Zweitstimmen). 

3.5.3	 Sodann übergab die/der Beisitzer/in, die/der den nach Buchstabe b gebildeten Stapel unter ihrer/seiner Aufsicht hatte, 
den Stapel der/dem Wahlvorsteher/in. 

3.5.3.1 Die/Der Wahlvorsteher/in legte die Stimmzettel zunächst getrennt nach Zweitstimmen für die einzelnen Landeslisten 
und las bei jedem Stimmzettel laut vor, für welche Landesliste die Zweitstimme abgegeben worden war. Bei den 
Stimmzetteln, auf denen nur die Erststimme abgegeben worden war, sagte sie/er an, dass die nicht abgegebene 
Zweitstimme ungültig ist, und bildete daraus einen weiteren Stapel. Stimmzettel, die der/dem Wahlvorsteher/in Anlass 
zu Bedenken gaben, fügte sie/er dem Stapel zu Buchstabe d bei. 

Danach zählten je zwei von der/dem Wahlvorsteher/in bestimmte Beisitzer nacheinander die von der/dem 
Wahlvorsteher/in gebildeten Stapel unter gegenseitiger Kontrolle durch und ermittelten die Zahl der für die einzelnen 
Landeslisten abgegebenen Stimmen sowie der ungültigen Zweitstimmen. Die so ermittelten Stimmenzahlen wurden als 
Zwischensummen II (ZS II) von der/dem Schriftführer/in in Abschnitt 4 eingetragen, und zwar unter dem Ergebnis der 
Wahl nach Landeslisten (Zweitstimmen). 

3.5.3.2 Anschließend ordnete die/der Wahlvorsteher/in die Stimmzettel aus dem Stapel zu Buchstabe b neu, und zwar nach den 
für die einzelnen Bewerber abgegebenen Erststimmen. Dabei wurde entsprechend der vorstehenden Nummer 3.5.3.1 
verfahren. Die so ermittelten Zahlen der für die einzelnen Bewerber abgegebenen Stimmen und der ungültigen 
Erststimmen wurden ebenfalls als Zwischensummen II (ZS II) von der/dem Schriftführer/in in Abschnitt 4 eingetragen, 
und zwar unter dem Ergebnis der Wahl im Wahlkreis (Erststimmen). 

3.5.4	 Die Zählungen nach 3.5.2 und 3.5.3 verliefen wie folgt: 

2� )	 Unstimmigkeiten bei den Zählungen haben sich nicht ergeben. 

2�	 ) Da sich zahlenmäßige Abweichungen ergaben, zählten die beiden Beisitzer den betreffenden Stapel nacheinander 
erneut. Danach ergab sich Übereinstimmung zwischen den Zählungen. 
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3.5.5	 Zum Schluss entschied der Wahlvorstand über die Gültigkeit der Stimmen, die auf den übrigen in dem Stapel zu 
Buchstabe d ausgesonderten Stimmzetteln abgegeben worden waren. Die/Der Wahlvorsteher/in gab die Entscheidung 
mündlich bekannt und sagte jeweils bei gültigen Stimmen an, für welche/n Bewerber/in oder für welche Landesliste die 
Stimme abgegeben worden war. Er vermerkte auf der Rückseite jedes Stimmzettels, ob beide Stimmen oder nur die 
Erststimme oder nur die Zweitstimme für gültig oder für ungültig erklärt worden waren, und versah die Stimmzettel mit 
fortlaufenden Nummern. Die so ermittelten gültigen und ungültigen Stimmen wurden als Zwischensummen III (ZS III) 
von der/dem Schriftführer/in in Abschnitt 4 eingetragen. 

3.5.6	 Die/Der Schriftführer/in zählte die Zwischensummen der ungültigen Erst- und Zweitstimmen sowie die gültigen Stimmen 
jeweils für die einzelnen Wahlvorschläge zusammen. Zwei von der/dem Wahlvorsteher/in bestimmte Beisitzer 
überprüften die Zusammenzählung. 

3.6	 Die von der/dem Wahlvorsteher/in bestimmten Beisitzer sammelten 

a)	 die Stimmzettel, auf denen die Erst- und die Zweitstimme oder nur die Erststimme abgegeben worden waren, 
getrennt nach den Bewerbern, denen die Erststimme zugefallen war, 

b)	 die Stimmzettel, auf denen nur die Zweitstimme abgegeben worden war, getrennt nach den Landeslisten, denen die 
Stimmen zugefallen waren, 

c) die ungekennzeichneten Stimmzettel und 

d) die Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken gegeben hatten, 

je für sich und behielten sie unter ihrer Aufsicht. 

Die in Buchstabe d bezeichneten Stimmzettel sind als Anlagen unter den fortlaufenden Nummern ______ bis ______ 
beigefügt. 

3.7	 Das im nachstehenden Abschnitt 4 enthaltene Ergebnis wurde vom Wahlvorstand als das Wahlergebnis im Wahlbezirk 
festgestellt und von der/dem Wahlvorsteher/in mündlich bekannt gegeben. 

4.	 Wahlergebnis im Wahlbezirk 

5)Kennbuchstaben für die Zahlenangaben 

A  1 Wahlberechtigte laut Wählerverzeichnis ohne Sperrvermerk „W“ 6) 

A  2 Wahlberechtigte laut Wählerverzeichnis mit Sperrvermerk „W“ 6) 

A 1 + A 2 Im Wählerverzeichnis insgesamt eingetragene Wahlberechtigte 6) 

B Wähler insgesamt (vgl. Nummer 3.3.1) 

B  1 darunter Wähler mit Wahlschein (vgl. Nummer 3.3.3) 
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Ergebnis der Wahl im Wahlkreis (Erststimmen) 7) 

Zwischen-

summe I 

(ZS I) 

Zwischen-

summe II 

(ZS II) 

Zwischen-

summe III 

(ZS III) 
insgesamt 

C Ungültige Erststimmen 

Gültige Erststimmen: 

Von den gültigen Erststimmen 
entfielen auf die/den Bewerber/in 
(Vor- und Familienname der Bewerberin 
oder des Bewerbers und Kurzbezeichnung 
des Wahlvorschlagsträgers) 9) 

Zwischen-

summe I 

(ZS I) 

Zwischen-

summe II 

(ZS II) 

Zwischen-

summe III 

(ZS III) 
insgesamt 

D 1 1. 

D 2 2. 

D 3 3. 

D 4 4. 

D 5 5. 

D 6 6. 

D 7 7. 

D 8 8. 

D 9 9. 

usw. laut Stimmzettel 

D Gültige  Erststimmen insgesamt 
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Ergebnis der Wahl nach Landeslisten (Zweitstimmen) 8) 

Zwischen-

summe I 

(ZS I) 

Zwischen-

summe II 

(ZS II) 

Zwischen-

summe III 

(ZS III) 
insgesamt 

E Ungültige Zweitstimmen 

Gültige Zweitstimmen: 

Von den gültigen Zweitstimmen 
entfielen auf die Landesliste der 
(Kurzbezeichnung der Partei, politischen 
Vereinigung oder Listenvereinigung) 

Zwischen-

summe I 

(ZS I) 

Zwischen-

summe II 

(ZS II) 

Zwischen-

summe III 

(ZS III) 
insgesamt 

F 1 1. 

F 2 2. 

F 3 3. 

F 4 4. 

F 5 5. 

F 6 6. 

F 7 7. 

F 8 8. 

F 9 9. 

usw. laut Stimmzettel 

F Gültige  Zweitstimmen insgesamt 
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5.	 Abschluss der Wahlergebnisfeststellung 

5.1	 Bei der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses waren als besondere Vorkommnisse zu verzeichnen: 3) 

Der Wahlvorstand fasste in diesem Zusammenhang folgende Beschlüsse: 3) 

5.2	 Das/Die Mitglied/er des Wahlvorstands ______________________________________________________________ 

(Vor- und Familiennamen) 

beantragte/n vor Unterzeichnung der Wahlniederschrift eine erneute Zählung 10) der Stimmen, weil 

(Angabe der Gründe) 

Daraufhin wurde der Zählvorgang (vgl. Nummer 3.5) wiederholt. Das in Abschnitt 4 enthaltene Wahlergebnis für den 
Wahlbezirk wurde 

2� )	 mit dem gleichen Ergebnis erneut festgestellt 
2� ) berichtigt 11)


und von der/dem Wahlvorsteher/in mündlich bekannt gegeben.


5.3	 Das Wahlergebnis aus Abschnitt 4 wurde auf den Vordruck für die Schnellmeldung nach dem Muster der Anlage 22 zur 
Brandenburgischen Landeswahlverordnung übertragen und auf schnellstem Wege 

2� )	 telefonisch, 
2� )	 per Fax, 
2� )	 durch Boten, 
2� )	 _____________________________________ 12) 

13an _________________________________________ ) übermittelt. 

5.4	 Während der Wahlhandlung waren immer mindestens drei, während der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 
immer mindestens fünf Mitglieder des Wahlvorstands, darunter jeweils die/der Wahlvorsteher/in und die/der 
Schriftführer/in oder ihre Stellvertreter, anwesend. 

5.5	 Die Wahlhandlung sowie die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses waren öffentlich. 

5.6	 Vorstehende Wahlniederschrift wurde von den Mitgliedern des Wahlvorstands genehmigt und von ihnen unterschrieben: 

______________________ , den _________________ 
(Ort) (Datum) 

Die/Der Wahlvorsteher/in: Die/Der Schriftführer/in: 



__________________________________________ ____________________________________________ 
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Die/Der stellvertretende Wahlvorsteher/in:	 Die/Der stellvertretende Schriftführer/in: 

Die übrigen Beisitzer: 

5.7	 Das/Die Mitglied/er des Wahlvorstands ______________________________________________________________ 

(Vor- und Familiennamen) 

verweigerte/n die Unterschrift unter dieser Wahlniederschrift, weil 3) ________________________________________ 

(Angabe der Gründe) 

5.8	 Nach Schluss des Wahlgeschäfts wurden alle Stimmzettel und Wahlscheine, die nicht dieser Wahlniederschrift als 
Anlagen beigefügt sind, wie folgt geordnet, gebündelt und verpackt: 

a) Ein Paket mit den gültigen Stimmzetteln, die nach den für die Wahlkreisbewerber abgegebenen Stimmen geordnet 
und gebündelt sind, 

b) ein Paket mit den Stimmzetteln, auf denen nur die Zweitstimme abgegeben worden war, 

c) ein Paket mit den ungekennzeichneten Stimmzetteln, 

d) ein Paket mit den eingenommenen Wahlscheinen, 

e) ein Paket mit den unbenutzten Stimmzetteln.


Die Pakete zu den Buchstaben a bis d wurden versiegelt und mit dem Namen der Wahlbehörde, der Bezeichnung des

Wahlbezirks und der Inhaltsangabe versehen.


5.9	 Nach Beendigung des Wahlgeschäfts übergab die/der Wahlvorsteher/in der Wahlbehörde am 

____________________________ , _________ Uhr ________ Minuten, 

a) diese Wahlniederschrift mit allen Anlagen, 

b) die Pakete wie in Nummer 5.8 beschrieben, 

c) das Wählerverzeichnis, 

d) die einbehaltenen Wahlbenachrichtigungen, 

e) die Wahlurne/n - jeweils mit Schloss und Schlüssel 3) - sowie 

f) alle dem Wahlvorstand sonst zur Verfügung gestellten Gegenstände und Unterlagen. 

Die/Der Wahlvorsteher/in 



____________________________________________ 

__________________ 

____________________________________________ 
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Von der/dem Beauftragten der Wahlbehörde wurde diese Wahlniederschrift nebst den darin verzeichneten Anlagen sowie 
die in Nummer 5.9 genannten Gegenstände und Unterlagen am 

____________________________ , _________ Uhr ________ Minuten, 

auf Vollständigkeit überprüft und übernommen. 

(Vor- und Familiennamen der/des Beauftragten)	 (Unterschrift der/des Beauftragten) 

Achtung! 

Es ist sicherzustellen, dass die Wahlniederschrift nebst den darin verzeichneten Anlagen sowie die in Nummer 5.9 
genannten Gegenstände und Unterlagen unbefugten Personen nicht zugänglich sind. 

1)	 Entfällt, wenn der Wahlbezirk in einer kreisfreien Stadt gelegen ist. 
2)	 Zutreffendes ankreuzen. 
3)	 Nicht Zutreffendes streichen. 
4)	 Streichen, wenn im Wahlbezirk kein beweglicher Wahlvorstand tätig war. 
5)	 Wahlniederschriften und Meldevordrucke sind aufeinander abgestimmt. Die einzelnen Zahlen des Wahlergebnisses sind in 

die Schnellmeldung bei demselben Kennbuchstaben einzutragen, mit dem sie in der Wahlniederschrift bezeichnet sind. 
6)	 Die Zahlenangabe ist der (berichtigten) Bescheinigung über den Abschluss des Wählerverzeichnisses zu entnehmen (vgl. 

Nummer 2.5). 
7)	 Die Summe C + D muss mit B übereinstimmen. 
8)	 Die Summe E + F muss mit B übereinstimmen. 
9)	 Bei Einzelbewerbern anstelle der Kurzbezeichnung des Wahlvorschlagsträgers die Angabe „Einzelbewerberin“ oder 

„Einzelbewerber“ eintragen. 
10) Wenn keine erneute Zählung (Nachzählung) stattgefunden hat, ist die gesamte Nummer 5.2 zu streichen. 
11) Die berichtigten Zahlen sind in Abschnitt 4 mit anderer Farbe oder auf andere Weise kenntlich zu machen. Alte 

Zahlenangaben nicht löschen oder radieren. 
12) Gegebenenfalls anderen Übermittlungsweg angeben. 
13) Name oder Bezeichnung des Adressaten der Übermittlung eintragen. 
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Anlage 24 

(zu § 72 Abs. 5 Satz 1)


Briefwahlvorstand (Nummer) _______________ Wahlkreis (Nummer) ___________


für den Wahlkreis / für die Gemeinde/n _________________________________________________________________ 1)


Diese Wahlniederschrift ist von allen anwesenden 
Mitgliedern des Briefwahlvorstands zu unterschreiben. 

Wahlniederschrift 

über die Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses der Briefwahl 

der Wahl zum Landtag Brandenburg 

am  ____________________________ 

1. Briefwahlvorstand 

Zu der Landtagswahl waren zur Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses der Briefwahl vom Briefwahlvorstand 
erschienen: 

Vor- und Familiennamen Anschrift Funktion 

1. als Briefwahlvorsteher/in 

2. als stellvertretende/r 
Briefwahlvorsteher/in 

3. als Beisitzer/in und 
Schriftführer/in 

4. als Beisitzer/in und 
stellvertretende/r Schriftführer/in 

5. als Beisitzer/in 

6. als Beisitzer/in 

7. als Beisitzer/in 

An Stelle der nicht erschienenen oder ausgefallenen Mitglieder des Briefwahlvorstands ernannte und verpflichtete die/der 
Briefwahlvorsteher/in die folgenden anwesenden oder herbeigerufenen wahlberechtigten Personen zu Mitgliedern des 
Briefwahlvorstands: 2) 

Vor- und Familiennamen Anschrift Uhrzeit 

1. 

2. 

3. 
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Als Hilfskräfte waren zugezogen: 

Vor- und Familiennamen Anschrift Funktion oder Aufgabe 

1. 

2. 

3. 

2.	 Zulassung der Wahlbriefe 

2.1	 Die/Der Briefwahlvorsteher/in eröffnete die Verhandlung um ________ Uhr damit, dass sie/er die übrigen Mitglieder 
des Briefwahlvorstands auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit 
über die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hinwies. Sie/Er belehrte sie über ihre 
Aufgaben. 

Abdrucke des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes und der Brandenburgischen Landeswahlverordnung lagen bereit. 

2.2	 Der Briefwahlvorstand stellte fest, dass sich die Wahlurne in ordnungsgemäßem Zustand befand und leer war. Sodann 
wurde die Wahlurne verschlossen/versiegelt 2); die/der Briefwahlvorsteher/in nahm den Schlüssel in Verwahrung. 2) 

2.3	 Der Briefwahlvorstand stellte fest, dass ihm von der/dem __________________________________________________
                                  (zuständige Stelle)

 ________	 Wahlbriefe und

   (Anzahl)


3�	 ) kein Verzeichnis der für ungültig erklärten Wahlscheine und keine Nachträge zu diesem Verzeichnis übergeben 
worden sind. 

3� ) das Verzeichnis der für ungültig erklärten Wahlscheine sowie ________ Nachtrag/Nachträge 2) zu diesem 
(Anzahl) 

Verzeichnis übergeben worden sind. 
Die Wahlbriefe mit den in dem Verzeichnis aufgeführten Wahlscheinen wurden ausgesondert und später dem 
Briefwahlvorstand zur besonderen Beschlussfassung vorgelegt (vgl. Nummer 2.6). 

2.4	 Die Wahlbriefe wurden 

3� )	 vor Ablauf der Wahlzeit 
3� )	 nach Ablauf der Wahlzeit 

wie folgt behandelt: 

Ein von der/dem Briefwahlvorsteher/in bestimmte/r Beisitzer/in öffnete die Wahlbriefe nacheinander, entnahm ihnen 
jeweils den Wahlschein und den Wahlumschlag und übergab jeweils beide der/dem Briefwahlvorsteher/in. Nachdem 
weder der Wahlschein noch der Wahlumschlag zu beanstanden war, legte die/der Briefwahlvorsteher/in den Wahl-
umschlag ungeöffnet in die Wahlurne. Ein/e Beisitzer/in sammelte die Wahlscheine ein. 

2.5	 Ein/e Beauftragte/r der/des _______________________________ überbrachte um ________ Uhr weitere ________
                 (zuständige Stelle)         (Anzahl) 

Wahlbriefe, die am Wahltage bei der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle noch vor Schluss der Wahlzeit
 eingegangen waren. Sie wurden entsprechend dem Verfahren nach Nummer 2.4 behandelt. 4) 
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2.6	 Es wurden insgesamt ________ Wahlbriefe beanstandet.
   (Anzahl) 

Davon wurden durch Beschluss des Briefwahlvorstands zurückgewiesen: 

_________ Wahlbriefe, weil der Wahlbriefumschlag keinen oder keinen gültigen Wahlschein enthalten hat, 
   (Anzahl) 

_________ Wahlbriefe, weil dem Wahlbriefumschlag kein Wahlumschlag beigefügt war,

   (Anzahl)


_________ Wahlbriefe, weil weder der Wahlbriefumschlag noch der Wahlumschlag verschlossen war, 
   (Anzahl) 

_________ Wahlbriefe, weil der Wahlbriefumschlag mehrere Wahlumschläge, aber nicht die gleiche Anzahl 
   (Anzahl) gültiger und mit der vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt zur Briefwahl versehener 

Wahlscheine enthalten hat, 

_________ Wahlbriefe, weil die wahlberechtigte Person oder die Hilfsperson die vorgeschriebene Versicherung 
   (Anzahl) an Eides statt zur Briefwahl nicht unterschrieben hat, 

_________ Wahlbriefe, weil kein amtlicher Wahlumschlag benutzt worden war,

   (Anzahl)


_________ Wahlbriefe, weil ein Wahlumschlag benutzt worden war, der offensichtlich in einer das 
   (Anzahl) Wahlgeheimnis gefährdenden Weise von den übrigen abwich oder einen deutlich fühlbaren Gegen-

stand enthalten hat. 

_________ Summe der zurückgewiesenen Wahlbriefe

   (Anzahl)


2.7	 Die zurückgewiesenen Wahlbriefe wurden samt Inhalt ausgesondert, mit einem Vermerk über den Zurückweisungsgrund 
versehen, wieder verschlossen, fortlaufend nummeriert und dieser Wahlniederschrift beigefügt. 

2.8	 Aufgrund besonderer Beschlussfassung wurden ________ Wahlbriefe zugelassen und nach der Nummer 2.4 dieser
        (Anzahl) 

Wahlniederschrift behandelt. War Anlass der Beschlussfassung der Wahlschein, so wurde dieser der Wahlniederschrift 
beigefügt. 

3.	 Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses 

3.1	 Nachdem alle bis 18 Uhr eingegangenen Wahlbriefe geöffnet, die Wahlumschläge entnommen und in die Wahlurne 
gelegt worden waren, wurde die Wahlurne um ________ Uhr geöffnet. Die Wahlumschläge wurden entnommen. Die/Der 
Briefwahlvorsteher/in überzeugte sich, dass die Wahlurne leer war. 

3.2	 Sodann wurden zum Ersten die Wahlumschläge sowie zum Zweiten die Wahlscheine gezählt. 

3.2.1	 Die Zählung der Wahlumschläge ergab __________ Wahlumschläge. B ; zugleich B 1
 (= Wähler) 

An entsprechender Stelle in Abschnitt 4 eintragen! 

3.2.2 Die Zählung der Wahlscheine ergab __________ Wahlscheine. 

3.2.3 � 3) Die Zahl der Wahlumschläge und der Wahlscheine stimmte überein. 
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3�	 ) Die Zahl der Wahlumschläge und der Wahlscheine stimmte nicht überein. 
Die Verschiedenheit, die sich auch bei wiederholter Zählung herausstellte, erklärte sich aus folgenden Gründen: 

3.3	 Die/Der Schriftführer/in übertrug die Zahl der Wähler in Abschnitt 4 (Kennbuchstabe B) dieser Wahlniederschrift. 

3.4	 Nunmehr öffneten mehrere Beisitzer unter Aufsicht der/des Briefwahlvorsteher/s/in die Wahlumschläge und nahmen die 
Stimmzettel heraus. Enthielt ein Wahlumschlag mehrere Stimmzettel, so wurden diese wieder in den betreffenden 
Wahlumschlag gelegt. Sodann bildeten die Beisitzer die folgenden Stapel und behielten sie unter Aufsicht: 

3.4.1	 a) Mehrere Stapel aus den Stimmzetteln, auf denen die Erst- und die Zweitstimme zweifelsfrei gültig für die/den 
Bewerber/in und die Landesliste desselben Wahlvorschlagsträgers abgegeben worden waren, getrennt nach Stimmen 
für die einzelnen Landeslisten, 

b)	 einen Stapel aus den Stimmzetteln, auf denen die Erst- und die Zweitstimme zweifelsfrei gültig für Bewerber und 
Landeslisten verschiedener Wahlvorschlagsträger abgegeben worden waren, sowie mit den Stimmzetteln, auf denen 
nur die Erst- oder nur die Zweitstimme jeweils zweifelsfrei gültig und die andere Stimme nicht abgegeben worden 
war, 

c)	 einen Stapel mit den Wahlumschlägen, die keinen oder mehrere Stimmzettel enthalten, sowie den 
ungekennzeichneten Stimmzetteln, 

d)	 einen Stapel aus Wahlumschlägen und Stimmzetteln, die Anlass zu Bedenken gaben und über die später vom 
Briefwahlvorstand Beschluss zu fassen war. 

Der Stapel zu Buchstabe d wurde von einer/einem von der/dem Briefwahlvorsteher/in dazu bestimmten Beisitzer/in in 
Verwahrung genommen. 

3.4.2	 Die Beisitzer, die die nach Buchstabe a geordneten Stapel unter ihrer Aufsicht hatten, übergaben die einzelnen Stapel 
zu Buchstabe a in der Reihenfolge der Landeslisten auf dem Stimmzettel nacheinander zu einem Teil der/dem 
Briefwahlvorsteher/in, zum anderen Teil der/dem Stellvertreter/in. Diese prüften, ob die Kennzeichnung der Stimmzettel 
eines jeden Stapels gleich lautete und sagten zu jedem Stapel laut an, für welche/n Bewerber/in und für welche 
Landesliste er Stimmen enthielt. Gab ein Stimmzettel der/dem Briefwahlvorsteher/in oder dem/der Stellvertreter/in Anlass 
zu Bedenken, so fügten sie den Stimmzettel dem Stapel zu Buchstabe d bei. 

Hierauf prüfte die/der Briefwahlvorsteher/in den Stapel zu Buchstabe c mit den Wahlumschlägen, die keinen oder 
mehrere Stimmzettel enthielten, und mit den ungekennzeichneten Stimmzetteln, die ihr/ihm hierzu von der/dem 
Beisitzer/in, die/der sie in Verwahrung hatte, übergeben wurden. Die/Der Briefwahlvorsteher/in sagte an, dass hier beide 
Stimmen ungültig sind. 

Danach zählten je zwei von der/dem Briefwahlvorsteher/in bestimmte Beisitzer nacheinander je einen der zu den 
Buchstaben a und c gebildeten Stapel unter gegenseitiger Kontrolle durch und ermittelten die Zahl der für die einzelnen 
Bewerber und Landeslisten abgegebenen Stimmen sowie die Zahl der ungültigen Erst- und Zweitstimmen. Die so 
ermittelten Stimmenzahlen wurden als Zwischensummen I (ZS I) von der/dem Schriftführer/in in Abschnitt 4 
eingetragen, und zwar sowohl unter dem Ergebnis der Wahl im Wahlkreis (Erststimmen) als auch unter dem Ergebnis 
der Wahl nach Landeslisten (Zweitstimmen). 

3.4.3	 Sodann übergab die/der Beisitzer/in, die/der den nach Buchstabe b gebildeten Stapel unter ihrer/seiner Aufsicht hatte, 
den Stapel der/dem Briefwahlvorsteher/in. 

3.4.3.1 Die/Der Briefwahlvorsteher/in legte die Stimmzettel zunächst getrennt nach Zweitstimmen für die einzelnen Landeslisten 
und las bei jedem Stimmzettel laut vor, für welche Landesliste die Zweitstimme abgegeben worden war. Bei den 
Stimmzetteln, auf denen nur die Erststimme abgegeben worden war, sagte sie/er an, dass die nicht abgegebene 
Zweitstimme ungültig ist, und bildete daraus einen weiteren Stapel. Stimmzettel, die der/dem Briefwahlvorsteher/in 
Anlass zu Bedenken gaben, fügte sie/er dem Stapel zu Buchstabe d bei. 

Danach zählten je zwei von der/dem Briefwahlvorsteher/in bestimmte Beisitzer nacheinander die von der/dem 
Briefwahlvorsteher/in gebildeten Stapel unter gegenseitiger Kontrolle durch und ermittelten die Zahl der für die 
einzelnen Landeslisten abgegebenen Stimmen sowie der ungültigen Zweitstimmen. Die so ermittelten Stimmenzahlen 
wurden als Zwischensummen II (ZS II) von der/dem Schriftführer/in in Abschnitt 4 eingetragen, und zwar unter dem 
Ergebnis der Wahl nach Landeslisten (Zweitstimmen). 
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3.4.3.2 Anschließend ordnete die/der Briefwahlvorsteher/in die Stimmzettel aus dem Stapel zu Buchstabe b neu, und zwar nach 
den für die einzelnen Bewerber abgegebenen Erststimmen. Dabei wurde entsprechend der vorstehenden Nummer 3.4.3.1 
verfahren. Die so ermittelten Zahlen der für die einzelnen Bewerber abgegebenen Stimmen und der ungültigen 
Erststimmen wurden ebenfalls als Zwischensummen II (ZS II) von der/dem Schriftführer/in in Abschnitt 4 eingetragen, 
und zwar unter dem Ergebnis der Wahl im Wahlkreis (Erststimmen). 

3.4.4	 Die Zählungen nach 3.4.2 und 3.4.3 verliefen wie folgt: 

3� )	 Unstimmigkeiten bei den Zählungen haben sich nicht ergeben. 

3�	 ) Da sich zahlenmäßige Abweichungen ergaben, zählten die beiden Beisitzer den betreffenden Stapel nacheinander 
erneut. Danach ergab sich Übereinstimmung zwischen den Zählungen. 

3.4.5	 Zum Schluss entschied der Briefwahlvorstand über die Gültigkeit der Stimmen, die auf den übrigen in dem Stapel zu 
Buchstabe d ausgesonderten Stimmzetteln abgegeben worden waren. Die/Der Briefwahlvorsteher/in gab die 
Entscheidung mündlich bekannt und sagte jeweils bei gültigen Stimmen an, für welche/n Bewerber/in oder für welche 
Landesliste die Stimme abgegeben worden war. Er vermerkte auf der Rückseite jedes Stimmzettels, ob beide Stimmen 
oder nur die Erststimme oder nur die Zweitstimme für gültig oder für ungültig erklärt worden waren, und versah die 
Stimmzettel mit fortlaufenden Nummern. Die so ermittelten gültigen und ungültigen Stimmen wurden als 
Zwischensummen III (ZS III) von der/dem Schriftführer/in in Abschnitt 4 eingetragen. 

3.4.6	 Die/Der Schriftführer/in zählte die Zwischensummen der ungültigen Erst- und Zweitstimmen sowie die gültigen Stimmen 
jeweils für die einzelnen Wahlvorschläge zusammen. Zwei von der/dem Briefwahlvorsteher/in bestimmte Beisitzer 
überprüften die Zusammenzählung. 

3.5	 Die von der/dem Briefwahlvorsteher/in bestimmten Beisitzer sammelten 

a)	 die Stimmzettel, auf denen die Erst- und die Zweitstimme oder nur die Erststimme abgegeben worden waren, 
getrennt nach den Bewerbern, denen die Erststimme zugefallen war, 

b)	 die Stimmzettel, auf denen nur die Zweitstimme abgegeben worden war, getrennt nach den Landeslisten, denen die 
Stimmen zugefallen waren, 

c)	 die Wahlumschläge, die keinen oder mehrere Stimmzettel enthielten, und die ungekennzeichneten Stimmzettel sowie 

d)	 die Wahlumschläge, die Anlass zu Bedenken gegeben hatten, mit den zugehörigen Stimmzetteln, sowie 
die Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken gegeben hatten, 

je für sich und behielten sie unter ihrer Aufsicht. 

Die in Buchstabe d bezeichneten Wahlumschläge und Stimmzettel sind als Anlagen unter den fortlaufenden Nummern 
______ bis ______ beigefügt. 

3.6	 Das im nachstehenden Abschnitt 4 enthaltene Ergebnis wurde vom Briefwahlvorstand als das Briefwahlergebnis 
festgestellt und von der/dem Briefwahlvorsteher/in mündlich bekannt gegeben. 

4.	 Briefwahlergebnis 

5)Kennbuchstaben für die Zahlenangaben 

B Wähler insgesamt (zugleich  B  1  ; vergleiche Nummer 3.2.1) _______________ 



_______________________ 

_______________________ 

_______________________ 

_______________________ 

_______________________ 

_______________________ 

_______________________ 

_______________________ 

_______________________ 
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Ergebnis der Wahl im Wahlkreis (Erststimmen) 6) 

Zwischen-

summe I 

(ZS I) 

Zwischen-

summe II 

(ZS II) 

Zwischen-

summe III 

(ZS III) 
insgesamt 

C Ungültige Erststimmen 

Gültige Erststimmen: 

Von den gültigen Erststimmen 
entfielen auf die/den Bewerber/in 
(Vor- und Familienname der Bewerberin 
oder des Bewerbers und Kurzbezeichnung 
des Wahlvorschlagsträgers) 8) 

Zwischen-

summe I 

(ZS I) 

Zwischen-

summe II 

(ZS II) 

Zwischen-

summe III 

(ZS III) 
insgesamt 

D 1 1. 

D 2 2. 

D 3 3. 

D 4 4. 

D 5 5. 

D 6 6. 

D 7 7. 

D 8 8. 

D 9 9. 

usw. laut Stimmzettel 

D Gültige  Erststimmen insgesamt 



_______________________ 

_______________________ 

_______________________ 

_______________________ 

_______________________ 

_______________________ 

_______________________ 

_______________________ 

_______________________ 
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Ergebnis der Wahl nach Landeslisten (Zweitstimmen) 7) 

Zwischen-

summe I 

(ZS I) 

Zwischen-

summe II 

(ZS II) 

Zwischen-

summe III 

(ZS III) 
insgesamt 

E Ungültige Zweitstimmen 

Gültige Zweitstimmen: 

Von den gültigen Zweitstimmen 
entfielen auf die Landesliste der 
(Kurzbezeichnung der Partei, politischen 
Vereinigung oder Listenvereinigung) 

Zwischen-

summe I 

(ZS I) 

Zwischen-

summe II 

(ZS II) 

Zwischen-

summe III 

(ZS III) insgesamt 

F 1 1. 

F 2 2. 

F 3 3. 

F 4 4. 

F 5 5. 

F 6 6. 

F 7 7. 

F 8 8. 

F 9 9. 

usw. laut Stimmzettel 

F Gültige  Zweitstimmen insgesamt 



__________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

____________________________________________ 
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5.	 Abschluss der Feststellung des Briefwahlergebnisses 

5.1	 Bei der Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses waren als besondere Vorkommnisse zu verzeichnen: 2) 

Der Briefwahlvorstand fasste in diesem Zusammenhang folgende Beschlüsse: 2) 

5.2	 Das/Die Mitglied/er des Briefwahlvorstands  ____________________________________________________________ 

(Vor- und Familiennamen) 

beantragte/n vor Unterzeichnung der Wahlniederschrift eine erneute Zählung 9) der Stimmen, weil 

(Angabe der Gründe) 

Daraufhin wurde der Zählvorgang (vgl. Nummer 3.4) wiederholt. Das in Abschnitt 4 enthaltene Briefwahlergebnis wurde 

3� )	 mit dem gleichen Ergebnis erneut festgestellt 
3� ) berichtigt 10)


und von der/dem Briefwahlvorsteher/in mündlich bekannt gegeben.


5.3	 Das Briefwahlergebnis aus Abschnitt 4 wurde auf den Vordruck für die Schnellmeldung nach dem Muster der Anla-
ge 22 zur Brandenburgischen Landeswahlverordnung übertragen und auf schnellstem Wege 

3� )	 telefonisch, 
3� )	 per Fax, 
3� )	 durch Boten, 
3� )	 _____________________________________ 11) 

12an _________________________________________ ) übermittelt. 

5.4	 Während der Zulassung der Wahlbriefe waren immer mindestens drei, während der Ermittlung und Feststellung des 
Briefwahlergebnisses immer mindestens fünf Mitglieder des Briefwahlvorstands, darunter jeweils die/der 
Briefwahlvorsteher/in und die/der Schriftführer/in oder ihre Stellvertreter, anwesend. 

5.5	 Die Zulassung der Wahlbriefe sowie die Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses waren öffentlich. 

5.6	 Vorstehende Wahlniederschrift wurde von den Mitgliedern des Briefwahlvorstands genehmigt und von ihnen unter-
schrieben: 

______________________ , den _________________ 
(Ort) (Datum) 

Die/Der Briefwahlvorsteher/in:	 Die/Der Schriftführer/in: 



__________________________________________ ____________________________________________ 

____________________________________________ 

____________________________________________ 

____________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 

____________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________ 
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Die/Der stellvertretende Briefwahlvorsteher/in: Die/Der stellvertretende Schriftführer/in: 

Die übrigen Beisitzer: 

5.7	 Das/Die Mitglied/er des Briefwahlvorstands __________________________________________________________ 

(Vor- und Familiennamen) 

verweigerte/n die Unterschrift unter dieser Wahlniederschrift, weil 2) ________________________________________ 

(Angabe der Gründe) 

5.8	 Nach Schluss des Wahlgeschäfts wurden alle Stimmzettel und Wahlscheine, die nicht dieser Wahlniederschrift als 
Anlagen beigefügt sind, wie folgt geordnet, gebündelt und verpackt: 

a) Ein Paket mit den gültigen Stimmzetteln, die nach den für die Wahlkreisbewerber abgegebenen Stimmen geordnet 
und gebündelt sind, 

b) ein Paket mit den Stimmzetteln, auf denen nur die Zweitstimme abgegeben worden war, 

c) ein Paket mit den ungekennzeichneten Stimmzetteln, 

d) ein Paket mit den Wahlumschlägen, die keinen oder mehrere Stimmzettel enthielten, sowie 

e) ein Paket mit den eingenommenen Wahlscheinen.


Die Pakete wurden versiegelt und mit der Nummer des Briefwahlvorstands sowie der Inhaltsangabe versehen.


5.9	 Nach Beendigung des Wahlgeschäfts übergab die/der Briefwahlvorsteher/in der/dem _______________________ am 

____________________________ , _________ Uhr ________ Minuten, 

a) diese Wahlniederschrift mit allen Anlagen, 

b) die Pakete wie in Nummer 5.8 beschrieben, 

c) das Verzeichnis der für ungültig erklärten Wahlscheine nebst Nachträgen oder die Mitteilung, dass Wahlscheine nicht 
für ungültig erklärt worden sind, 2)


d) die Wahlurne/n - jeweils mit Schloss und Schlüssel 2) - sowie


f) alle dem Briefwahlvorstand sonst zur Verfügung gestellten Gegenstände und Unterlagen.


Die/Der Briefwahlvorsteher/in 



____________________________________________ 

__________________ 

____________________________________________ 
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Von der/dem Beauftragten der/des __________________________ wurde diese Wahlniederschrift nebst den darin 
verzeichneten Anlagen sowie die in Nummer 5.9 genannten Gegenstände und Unterlagen am 

____________________________ , _________ Uhr ________ Minuten, 

auf Vollständigkeit überprüft und übernommen. 

(Vor- und Familiennamen der/des Beauftragten) (Unterschrift der/des Beauftragten) 

Achtung! 

Es ist sicherzustellen, dass die Wahlniederschrift nebst den darin verzeichneten Anlagen sowie die in Nummer 5.9 
genannten Gegenstände und Unterlagen unbefugten Personen nicht zugänglich sind. 

1) Eintragen, ob der Briefwahlvorstand auf der Ebene des Wahlkreises oder einer oder mehrerer Gemeinden eingesetzt ist.

2) Nicht Zutreffendes streichen.

3) Zutreffendes ankreuzen.

4) Nummer 2.5 streichen, wenn keine weiteren Wahlbriefe zugeteilt wurden.

5)  Wahlniederschriften und Meldevordrucke sind aufeinander abgestimmt. Die einzelnen Zahlen des Wahlergebnisses sind


in die Schnellmeldung bei demselben Kennbuchstaben einzutragen, mit dem sie in der Wahlniederschrift bezeichnet sind. 
6) Die Summe C + D muss mit B übereinstimmen. 
7) Die Summe E + F muss mit B übereinstimmen. 
8) Bei Einzelbewerbern anstelle der Kurzbezeichnung des Wahlvorschlagsträgers die Angabe „Einzelbewerberin“ oder 

„Einzelbewerber“ eintragen. 
9) Wenn keine erneute Zählung (Nachzählung) stattgefunden hat, ist die gesamte Nummer 5.2 zu streichen. 
10) Die berichtigten Zahlen sind in Abschnitt 4 mit anderer Farbe oder auf andere Weise kenntlich zu machen. Alte 

Zahlenangaben nicht löschen oder radieren. 
11) Gegebenenfalls anderen Übermittlungsweg angeben. 
12) Name oder Bezeichnung des Adressaten der Übermittlung eintragen. 
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Anlage 25 

(zu § 73 Abs. 6 Satz 1) 

Wahlkreis (Nummer) ___________ 

Niederschrift 

über die Sitzung des Kreiswahlausschusses 

zur Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlkreis 

der Wahl zum Landtag Brandenburg 

am ____________________________ 

1. Zur Ermittlung und Feststellung der Ergebnisse der Landtagswahl im Wahlkreis  ________ 
(Nummer) 

trat heute nach ordnungsgemäßer Ladung der Kreiswahlausschuss zusammen. 

Es waren erschienen: 

Vor- und Familiennamen Anschrift Funktion 

1. als Vorsitzende/r 

2. als Stellvertreter/in 
der/des Vorsitzenden 

3. als Beisitzer/in und 
Schriftführer/in 1) 

4. als Beisitzer/in 

5. als Beisitzer/in 

6. als Beisitzer/in 

7. als Beisitzer/in 

Als Hilfskräfte waren zugezogen: 

Vor- und Familiennamen Anschrift Funktion oder Aufgabe 

1. als Schriftführer/in 2) 

2. 

3. 



_____________________________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________________________ 

______________________________________________________________________ 

______________________________________________________________________ 

______________________________________________________________________ 
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Ort und Zeit der Sitzung sowie die Tagesordnung waren nach § 4 Abs. 1 in Verbindung mit § 82 Abs. 6 der 
Brandenburgischen Landeswahlverordnung öffentlich bekannt gemacht worden. 

Die/Der Vorsitzende eröffnete um __________ Uhr die Sitzung. 
Die/Der Vorsitzende wies die erstmals an der Sitzung des Kreiswahlausschusses teilnehmenden Beisitzer und die/den 
Schriftführer/in auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit über 
die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hin. 3) 

2.	 Die/Der Vorsitzende legte dem Kreiswahlausschuss insgesamt __________ Wahlniederschriften der Wahlvorstände und 
Briefwahlvorstände vor.                                        (Anzahl) 

Im Einzelnen wurden vorgelegt: 

__________ Wahlniederschriften der Wahlvorstände für __________ allgemeine Wahlbezirke,

(Anzahl) (Anzahl)


__________ Wahlniederschriften der Wahlvorstände für __________ Sonderwahlbezirke,

(Anzahl) (Anzahl)


__________ Wahlniederschriften der Briefwahlvorstände 
(Anzahl) 

sowie die als Anlage beigefügte Hauptzusammenstellung (§ 73 Abs. 1 Satz 2, 3 und 5 der Brandenburgischen 
Landeswahlverordnung). 

2.1	 Der Kreiswahlausschuss ermittelte, dass die Beschlüsse der Wahlvorstände und Briefwahlvorstände zu 
4� ) keinen  
4� ) folgenden


Beanstandungen oder Bedenken Anlass gaben:


Der Kreiswahlausschuss traf dazu folgende Entscheidungen: 3) 

2.2	 Der Kreiswahlausschuss nahm rechnerische Berichtigungen in der Wahlniederschrift 

- des Wahlvorstands ___
(Name oder Nummer des Wahlbezirks) 

- des Wahlvorstands ___
(Name oder Nummer des Wahlbezirks) 

- des Briefwahlvorstands _________________________________________________________________________ 
(Nummer)


vor und vermerkte dies in der/den betreffenden Wahlniederschrift/en 3).


2.3	 Der Kreiswahlausschuss beschloss abweichend von den Entscheidungen 

- des Wahlvorstands ___

(Name oder Nummer des Wahlbezirks)


- des Wahlvorstands ________________________________________________________________________ 
(Name oder Nummer des Wahlbezirks) 

-	 des Briefwahlvorstands ______________________________________________________________________ 
(Nummer) 

über die Gültigkeit von Stimmen und vermerkte dies in der/den betreffenden Wahlniederschrift/en sowie auf der 
Rückseite der betreffenden Stimmzettel 3). 



_______________ 

_______________ 

___________________________________ _______________________ ____________________ 

___________________________________ _______________________ ____________________ 

___________________________________ _______________________ ____________________ 

___________________________________ _______________________ ____________________ 

___________________________________ _______________________ ____________________ 

_____________________________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________________________ 
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2.4	 Nicht aufgeklärt werden konnten folgende Bedenken: 3) 

3.	 Die Aufrechnung der Ergebnisse sämtlicher Wahlbezirke einschließlich des Ergebnisses der Briefwahl ergab folgende 
Gesamtergebnisse für den Wahlkreis: 

Kennbuchstaben für die Zahlenangaben 

A Wahlberechtigte _______________ 

B Wähler	 _______________ 

C Ungültige Erststimmen 

D Gültige Erststimmen 

Von den gültigen Erststimmen entfielen auf: 

Bewerber/in 
(Vor- und Familienname) 

Kurzbezeichnung des 

Wahlvorschlagsträgers 5) 
Erststimmen 

D 1 
1. 

D 2 
2. 

D 3 
3. 

D 4 
4. 

D 5 
5. 

(usw. laut Stimmzettel) 



___________________________________________ ____________________ 

___________________________________________ ____________________ 

___________________________________________ ____________________ 

___________________________________________ ____________________ 

___________________________________________ ____________________ 

________________ 

________________ 

________________ 

________________ 

________________ 
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E Ungültige Zweitstimmen _______________ 

F Gültige Zweitstimmen _______________ 

Von den gültigen Zweitstimmen entfielen auf: 

Landesliste 

Name des Wahlvorschlagsträgers Kurzbezeichnung Zweitstimmen 

F 1 
1. 

F 2 
2. 

F 3 
3. 

F 4 
4. 

F 5 
5. 

(usw. laut Stimmzettel) 

4.	 � 4) Der Kreiswahlausschuss stellte fest, dass die/der Bewerber/in ___________________________________ 
(Kreiswahlvorschlag Nr.  ____ )  die meisten Stimmen auf sich vereinigt und damit im Wahlkreis gewählt ist. 

4�	 ) Der Kreiswahlausschuss stellte fest, dass die/der Bewerber/in ___________________________________ 
(Kreiswahlvorschlag Nr. ____ ) und die/der Bewerber/in _______________________________________ 
(Kreiswahlvorschlag Nr. ____ )  die meisten Stimmen bei Stimmengleichheit auf sich vereinigen. 
Daraufhin zog die/der Kreiswahlleiter/in das Los, das auf die/den Bewerber/in _______________________ 
(Kreiswahlvorschlag Nr. ____ )  fiel. 

5.	 Da aufgrund der Wahl der Bewerberin oder des Bewerbers ______________________________________________ 
die Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 Satz 2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes vorlagen, wurde an Hand der 
Stimmzettel und der den Wahlniederschriften beigefügten gültigen Stimmzettel, auf denen die Erststimme für die/den 
gewählte/n Bewerber/in abgegeben worden war, ermittelt, für welche Landeslisten diese Wähler ihre Zweitstimmen 
abgegeben haben. Der Kreiswahlausschuss stellte fest: 6) 

Zahl der für die/den Bewerber/in abgegebenen gültigen Erststimmen	 _______________ 

Auf diesen Stimmzetteln wurden abgegeben: 

Ungültige Zweitstimmen	 _______________ 

Gültige Zweitstimmen	 _______________ 



__________________________________________ 

__________________________________________ 

__________________________________________ 

__________________________________________ 

__________________________________________ 

__________________ 

____________________________________________ 

____________________________________________ 

____________________________________________ 
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Von den gültigen Zweitstimmen entfielen auf 

1. ___________________________________________________________ _______________ 

2. ___________________________________________________________ _______________ 

3. ___________________________________________________________ _______________ 
(Bezeichnung der Landeslisten)


(usw.)


und sind bei diesen Landeslisten abzusetzen. 

6.	 Die/Der Kreiswahlleiter/in gab das Wahlergebnis des Wahlkreises mündlich bekannt. 
Die Sitzung war öffentlich und wurde um ________ Uhr geschlossen. 

7.	 Vorstehende Wahlniederschrift wurde von den anwesenden Mitgliedern des Kreiswahlausschusses und der/dem 
Stellvertreter/in genehmigt und wie folgt unterschrieben: 

______________________ , den _________________ 
(Ort) (Datum) 

Die/Der Kreiswahlleiter/in:	 Die/Der Stellvertreter/in: 

Die/Der Schriftführer/in: 

Die Beisitzer: 

Achtung! 

Etwa notwendige Ergänzungen und Änderungen des Musters sind dem Sitzungsverlauf entsprechend vorzunehmen. 

1)	 Die Wörter „und Schriftführer/in“ streichen, wenn eine Hilfsperson zur/zum Schriftführer/in bestellt worden ist. 
2)	 Angabe entfällt, wenn ein/e Beisitzer/in zur/zum Schriftführer/in bestellt worden ist. 
3)	 Nicht Zutreffendes streichen. 
4)	 Zutreffendes ankreuzen. 
5)	 Bei Einzelbewerbern anstelle der Kurzbezeichnung des Wahlvorschlagsträgers die Angabe „Einzelbewerberin“ oder 

„Einzelbewerber“ eintragen. 
6) Die Nummer 5 nur ausfüllen, wenn die Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 Satz 2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes 

vorliegen, also ein/e Einzelbewerber/in oder ein/e Bewerber/in einer Partei, politischen Vereinigung oder Listenvereinigung, 
für die keine Landesliste zugelassen worden war, im Wahlkreis gewählt ist. 
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